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Kriegsende und NeuanfangKriegsende und Neuanfang

wie der Respekt vor den Männern 
und Frauen der ersten Stunde, 
die aus den Trümmern der Dikta-
tur und dem Schutt des Krieges 
unseren demokratischen Staat 
aufbauten und die Fundamente 
für ein Leben in Frieden, Freiheit 
und Wohlstand legten.
Dabei müssen wir uns vor Au-
gen halten, dass die vom ame-
rikanischen Oberbefehlshaber 
Dwight D. Eisenhower zum Land 
„Groß-Hessen“ zusammenge-
fassten Regionen die historischen 
hessischen Territorien nur sehr 
eingeschränkt und unvollständig 
repräsentierten. Dennoch wuch-
sen diese so unterschiedlichen 
Landesteile in sechs Jahrzehnten 
zum modernen Hessen zusam-
men, einem Bundesland mit eige-
nem Profi l und eigener Identität. 
Aus einer überwiegend agrarisch 
geprägten Region entwickelte 
sich eines der wirtschaftsstärks-
ten Industrieländer der Bundes-
republik, das in vielen Bereichen 
eine Vorreiterfunktion für ganz 
Deutschland übernehmen konn-
te.
Mit Recht stellte daher das dies-
jährige Landesjubiläum diese Er-
folgsgeschichte unter das Motto 
„60 stolze Jahre“.
Es gehört zu den tröstlichen Er-
kenntnissen dieser doppelten 
Erinnerung, dass Hitlers diabo-
lischer Plan, seinen persönlichen 
Untergang mit dem fi nis germa-
niae, dem Ende des deutschen 
Volkes zu verbinden, nicht aufge-

Vorwort

Das Jahr 2005 steht in Hessen im 
Zeichen einer doppelten Erinne-
rung: Wir gedenken des Kriegs-
endes 1945 und feiern mit dem 
60. Geburtstag unseres Bundes-
landes die Geburtsstunde un-
serer Demokratie. Beide Ereig-
nisse gehören zusammen.
Der 8. Mai 1945 markiert mit dem 
Inkrafttreten der Kapitulation die 
vollständige militärische Nieder-
lage, den Zusammenbruch des 
Deutschen Reiches und die Be-
freiung der Deutschen von der 
nationalsozialistischen Diktatur.
Der 19. September 1945 bezeich-
net dagegen mit der Proklamati-
on Nr. 2 und der Gründung des 
Landes Hessen den Beginn neu-
er Staatlichkeit und den Aufbruch 
zum Weg in die Demokratie.
Die Scham über die Verbrechen 
des nationalsozialistischen Re-
gimes, die Trauer um die Ermor-
deten in den Konzentrations-
lagern, die Gefallenen auf den 
Schlachtfeldern und die Opfer 
der Bombennächte sowie das 
Bewusstsein der Verantwor-
tung unseres Volkes vor sei-
ner Geschichte bestimmen das 
Gedenken der Deutschen zum 
60. Jahrestag des Kriegsendes.
Daneben steht jedoch für uns 
Hessen auch die Erinnerung an 
die Geburtsstunde unserer De-
mokratie, die Dankbarkeit ge-
genüber der amerikanischen 
Besatzungsmacht, die großes 
Vertrauen in die Demokratiefä-
higkeit der Deutschen setzte, so-
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gangen ist, sondern der Sieg der 
Alliierten über die nationalsozia-
listische Diktatur den Deutschen 
zugleich den Weg in die freiheit-
liche Demokratie eröffnete.
Die vorliegende Publikation, mit 
der wir die Ergebnisse einer Ta-
gung der Hessischen Landes-
zentrale für politische Bildung 
und des Institutes für Stadtge-
schichte Frankfurt über das Jahr 
1945 in Hessen und Frankfurt 
am Main zusammenfassen, steht 
daher unter dem Motto „Kriegs-
ende und Neuanfang“.
Die einzelnen Beiträge themati-
sieren darin den Untergang des 

nationalsozialistischen Regimes, 
das schmähliche Ende Hitlers 
und seiner Paladine und die letz-
ten Monate des Krieges im Deut-
schen Reich, in Hessen und in 
Frankfurt. Sie beschäftigen sich 
jedoch auch mit der so genann-
ten Stunde Null und dem Beginn 
des demokratischen Lebens in 
Hessen. 
Allen Autoren, die dabei mitge-
wirkt haben, sei dafür herzlich 
gedankt.

Dr. Evelyn Brockhoff
Dr. Bernd Heidenreich
Prof. Dr. Sönke Neitzel
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Jörg Echternkamp

Kriegsende 1945. 
Zusammenbruch – Neuorientierung – Erinnerung

„Hätte jemand den Höhlenbe-
wohnern von Dresden oder War-
schau damals eine Zukunft wie die 
des Jahres 1990 prophezeit, sie 
hätten ihn für verrückt gehalten. 
Ebenso unvorstellbar aber ist den 
Heutigen ihre eigene Vergangen-
heit geworden. [...] Es ist in der Tat 
schwer, und es wird von Jahr zu 
Jahr schwerer, sich ein Bild vom 
Zustand unseres Kontinents am 
Ende des Zweiten Weltkrieges zu 
machen.“1 Wenn Hans Magnus 
Enzensberger dies bereits 1990 
im Vorwort zu einer Zusammen-
stellung von zeitgenössischen 
Berichten zum Kriegsende fest-
stellte – um wieviel mehr muss 
es heute gelten, wo es nur noch 
wenige Menschen gibt, die da-
mals gelebt, die damals überlebt 
haben? 
Ich möchte das hier trotzdem ver-
suchen und dabei auch zeigen, 
wo denn die besonderen Schwie-
rigkeiten liegen, wenn man sich 
an das Ende dieses Zweiten Welt-
kriegs in Deutschland erinnert 
– nicht nur 2005, sondern auch 
in den vorangegangenen 60 Jah-
ren. Dazu werden wir das Krieg-
sende aus drei ver schiedenen 
Blickwinkeln betrachten: Histori-
ker haben die Marotte, dass sie 
nie so recht wissen, wo sie mit 
ihrer Geschichte eigentlich an-
fangen sollen, schließlich ist jede 
Vergangenheit aus einer anderen 

Vergangen heit hervorgegangen. 
Ich möchte also Ihren Blick von 
der Gegenwart des Kriegsendes 
aus in beide Richtungen lenken: 
in die Vergangenheit und in die 
Zukunft. Deshalb geht der Blick 
zunächst zurück in die Jahre vor 
1945. Dann steht das Kriegs-
ende selbst im Mittelpunkt, und 
schließlich geht es um die Zeit zwi-
schen 1945 und 2005, genauer: 
um den Stellen wert des „8. Mai“ 
im historischen Bewußtsein der 
Deutschen. Indem wir das Kriegs-
ende so in einen historischen Zu-
sammenhang stellen, können wir 
uns nach und nach ein „Bild vom 
Zustand“ 1945 machen. 

Zerstörter Straßenzug in 
Hamburg, 1945
Quelle: Ullstein Bild

Kriegsende 1945. Zusammenbruch – Neuorientierung – Erinnerung
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1945 – eine Zäsur in der 
deutschen Geschichte

1945 ist ein „Wendepunkt“2 der 
deutschen Geschichte im 20. 
Jahrhundert – entscheidender als 
die anderen Wendepunkte: 1914, 
1918/19, 1933 und 1989. 1945 ist 
aber auch ein „Fluchtpunkt“3, 
der das weite Blickfeld unserer 
Geschichts betrach tung bestimmt 
und einzelne Punkte zueinander 
ins Verhältnis setzt. Das Ende 
des Krieges weist auf seinen An-
fang hin: Der 8. Mai deutet auf 
den 1. September 1939. In der 
Nacht zuvor hatte ein deutsches 
Einsatzkommando in polnischen 
Uniformen unter SS-Sturmbann-
führer Naujocks den Rundfunk-
sender in der oberschlesischen 
Industriestadt Gleiwitz überfal-
len. Um zu beweisen, dass der 
Überfall tatsächlich von Polen 
durchgeführt worden sei, ließ 
man einen erschossenen KZ-Häft-
ling in polnischer Uniform zurück. 
Am nächsten Morgen verkündete 
Hitler vor dem Reichstag, dass Po-
len erstmals auf deutschem Terri-
torium durch „reguläre Soldaten 
geschossen“ habe. Mit diesem 
fi ngierten Grenzzwischenfall und 
der vorangehenden Propagan-
da von fortgesetzten polnischen 
Übergriffen auf „Volksdeutsche“ 
löste er ein Versprechen ein, dass 
er vor hohen Offi zieren der Wehr-
macht am 22. August gegeben 
hatte: einen propagandistischen 
Anlaß für den „Polenfeldzung“ zu 
schaffen. Denn es war ja nicht so, 
dass die Mehrheit der Deutschen 
sich auf einen Krieg eingestellt, 
geschweige denn, gefreut hät-

te. Die Erfahrungen des „Welt-
krieges“, des Ersten Weltkrieges, 
der den folgenden erst zum Zwei-
ten machen sollte, steckten den 
meisten noch in den Knochen. 
Auch hatte die Propaganda der 
Nationalsozialisten im In- und 
Ausland lange Zeit deren Fried-
fertigkeit ver künden sollen. 
Doch der 8. Mai und der 1. Sep-
tember sind ohne den 30. Janu-
ar 1933 nicht zu denken. Von der 
Machtübernahme der NSDAP 
– die zuweilen bis heute in de-
ren Jargon „Machtergreifung“ 
genannt wird – führt ein gerader 
Weg in den Krieg. Der Krieg war 
die letzte logische Konsequenz 
eines verbrecherischen Regimes, 
das von Anfang an alles daran 
setzte, die Welt nach den Maßstä-
ben einer sozial darwinis tischen 
Rassenideologie umzukrem-
peln, die eine deutsche, arische 
„Volksgemein schaft“ begründete 
und – als Kehrseite der Medaille 
– andere Menschen als „Feinde“ 
brandmarkte. Gemäß der Ras-
senhierarchie und eines radikalen 
Nationalis mus wies sie diesen ei-
nen untergeordneten Platz in der 
neuen Ordnung zu – oder, schlim-
mer noch, gar keinen!4

Der Krieg begann im Inneren mit 
einem Krieg gegen die vermeint-
lichen Feinde: gegen die Sozial-
demokraten, die Kommunisten 
und nicht zuletzt die Juden. 1939 
sollte er sich auch nach außen 
fortsetzen. Der „Vernichtungs-
krieg“, der in Ost- und Südosteu-
ropa geführt wurde, bildete den 
furchtbaren Höhepunkt. Insofern 
steht „1945“ für das Ende eines 
Krieges an der inneren und äu-
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ßeren Front, der lange vor 1939 
begonnen hatte. 
Bei der spannenden Lektüre der 
Notizen und Briefe des deut-
schen Offi ziers Wilm Hosenfeld 
stößt man auf folgenden Eintrag 
in sein Tagebuch Ende Dezem-
ber 1943. Hosenfeld, der in der 
Etappe in Polen Zeuge der bru-
talen deutschen Besatzungsherr-
schaft geworden war, hatte dort 
aus  erster Hand von den Folter-
methoden der Gestapo und SS 
erfahren. Er notierte voller Ent-
setzen und in der Überzeugung, 
dass Deutschland den Krieg ver-
lieren werde: „Immer größere 
Gewalttaten mussten folgen, der 
Krieg ist nur die richtige Fortset-
zung ihrer [der nationalsozialisti-
schen] Politik gewesen. Nun muss 
das ganze [deutsche] Volk, das 
nicht rechtzeitig dieses Geschwür 
ausmerzte, zugrundegehen. Die-
se Schurken opfern uns alle [...]“. 
Und weiter: „Die Greuel hier im 
Osten, in Polen, Jugoslawien und 
Rußland sind nur die geradlinige 
Fort setzung dessen, was anfangs 
mit den politischen Gegnern in 
Deutschland geschah.“5

Zu diesem Wirkungszusammen-
hang von Krieg und Kriegsende 
gehört nicht zuletzt eine weitere 
Konsequenz der Rassenideo-
logie. Das NS-Regime erzwang 
vor dem Krieg, dann aber vor 
allem während des Krieges eine 
massenhafte Vertreibung von 
Menschen, die aus der „Volks-
gemeinschaft“ herausdefi niert 
worden waren. Seit 1933 wurden 
Hunderttausende Deutsche aus 
dem Reich gejagt, ohne dass die 
„Volksgenossen“ etwas dagegen 

unternahmen. Nach 1939 wurden 
weitere Millionen Menschen aus 
ihrer Heimat vertrieben, „umge-
siedelt“, deportiert. Rund 1,2 Mil-
lionen Polen mussten die neuen 
Reichsgaue Wartheland und Dan-
zig-Westpreußen verlassen und 
in das sogenannte Generalgou-
vernement ziehen. Die national-
sozialistische Germanisierungs-
politik führte im Kriegsverlauf 
dazu, dass Hundert tausende so-
genannter „Volksdeutscher“ aus 
dem Baltikum, aus Ost- und Süd-
osteuropa und Rußland im Osten 
des „Großdeutschen Reiches“ 
angesiedelt wurden – nachdem 
die Einheimischen ihrerseits ver-
trieben worden waren. Im techno  -
kratischen Jargon dieser Rassen- 
und Volkstumspolitik hieß diese 
häufi g tödliche Massenbewe-
gung zum Beispiel „Umvolkung“, 
„ethnische Flurbereinigung“ oder 
„Festigung des Deutschen Volks-
tums“.6

Ohne das hier im einzelnen wei-
ter zu verfolgen: Die Ursachen 
des 8. Mai, des Zusammenbruchs 
des Reiches und der Kapitulation 
seiner Wehrmacht, aber auch der 
nachfolgenden Not durch Flucht 
und Vertreibung vor allem liegen 
im katastrophalen Charakter des 
nationalsozialistischen Krieges. 
Dass dies bereits Zeitgenossen 
wussten, es sich hier also nicht um 
eine Schulmeisterei der Spätge-
borenen handelt, zeigt ein Brief 
des hellsichtigen Hosenfeld an 
seine Ehefrau Annemarie im März 
1944, in dem er – über ein Jahr 
vor Kriegsende! – folgende Zwi-
schenbilanz zieht. „So lange die 
Erde besteht, sind nicht solche 

Kriegsende 1945. Zusammenbruch – Neuorientierung – Erinnerung
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Massen in Bewegung gewesen 
wie in diesem Krieg. Angefangen 
von den fl üchtenden und zurück-
fl utenden Grenzbewohnern in 
Polen, den umgesiedelten Volks-
deutschen, den Flüchtlingen in 
Frankreich, jetzt in Italien, in Ruß-
land. Die russ[ische] Zivilbevölke-
rung hat Unsägliches erduldet. 
Dann die Ausrottung mehrerer 
Millionen Juden, die Vernich-
tung der deutschen Städte und 
die Zerstreuung ihrer Einwohner, 
dazu kommen Millionen Fremd-
völkische, die zur Zwangs arbeit 
nach Deutschland gebracht wur-
den, und über all dem stehen sich 
die Millionenenheere der feind-
lichen Völker zur gegenseitigen 
Vernichtung gegenüber. – Eine 
Revolution und Katastrophe von 
unerhörtem Ausmaß.“7

Heute ist die Bilanz des Zwei-
ten Weltkriegs bekannt. Ich will 
nur den bedeutsamsten Aspekt 
herausgreifen. Kamen zwischen 
1914 und 1918 bei zehn Millionen 
Toten rund eine halbe Millionen 
Zivilisten um, sprangen im Zwei-
ten Weltkrieg die Bevölkerungs-
verluste bei insgesamt 50 Millio-
nen Kriegsopfern auf mindestens 
25 Millionen Tote, wahrscheinlich 
sogar 30 Millionen Tote unter der 
Zivilbevölkerung. In Prozenten: 
Im Vergleich zu 1914/18 stieg der 
Anteil der Zivilisten von etwa 5 
auf über 50 Prozent! Zum ersten 
Mal in der Geschichte der Neuzeit 
starben mehr Zivilisten als Solda-
ten im Krieg, Frauen vor allem und 
Kinder und Alte.8 Hier wird ein 
schrecklicher Bruch deutlich: die 
„Entgrenzung der Gewalt“. Noch 
im 19. Jahrhundert hatte es im 

Kriegsvölkerrecht wie im Krieg-
salltag eine Trennung gegeben: 
zwischen den Kombattanten (an 
der Front) und den „Nichtkom-
battanten“ (in der Heimat).
Was führte zu diesem Bruch? 
In erster Linie gingen die ho-
hen Opferzahlen unter den Zi-
vilisten auf den „Vernichtungs-
krieg“ zurück, also die deutsche 
Besatzungs herrschaft und den 
Holocaust in Osteuropa. Insge-
samt kamen in deutschen Konzen-
trations lagern mehr als zehn Mil-
lionen Menschen um. In zweiter 
Linie war dieser Bruch dem Bom-
benkrieg geschuldet, von dem in 
letzter Zeit soviel die Rede war – 
darauf ist zurückzukommen. Eine 
besondere Bitterkeit liegt darin, 
dass der Krieg frühzeitig ent-
schieden und nur noch fraglich 
war, wie lange er dauern würde. 
Denn die Weichen für die deut-
sche Kapitulation waren längst 
gestellt.

Zur historischen Einordnung 
des 8. Mai 1945

Fünfeinhalb Jahre dauerte der 
Krieg. Nur 15 Minuten dauerte 
jener Akt, der ihn in Europa be-
endete. Am 8. Mai 1945 trafen 
Delegierte der „geschäftsführen-
den Regierung“ in Flensburg, die 
Hitler vor seinem Tod testamenta-
risch ernannt hatte, in Berlin ein. 
Der Chef des Oberkommandos 
der Wehrmacht (OKW), Wilhelm 
Keitel, sollte im Kasino der Fes-
tungspionierschule Karlshorst die 
Urkunde der Gesamtkapitulation 
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unterzeichnen, die General oberst 
Jodl, der Chef des Wehrmacht-
führungsstabes, bereits in einer 
geringfügig anderen Fassung am 
Tag zuvor in Reims unterschrieben 
hatte. In Karlshorst – wo heute das 
Deutsch-Russische Museum an 
den Krieg erinnert9 – zog sich die 
Prozedur aufgrund technischer 
Schwierigkeiten länger hin als ge-
plant. Bei der Übermittlung der 
sowjetischen Fassung aus Moskau 
hatte es eine Panne gegeben: Es 
fehlten einige Zeilen. Erst kurz vor 
Mitternacht ließ Marschall Shukow 
Keitel als Delegationsleiter und 
die Vertreter von Marine (Admi-
ral Hans-Georg von Friedeburg) 
und Luftwaffe (Generaloberst 
Hans Jürgen Stumpff) in den Saal, 
wo die Urkunde kurz nach Mit-
ternacht, am 9. Mai um 0.16 Uhr, 
noch einmal unterzeichnet wurde. 
Vor Wut soll Keitel, so erinnert sich 
Shukow, „rote Flecken“ im Gesicht 
 gehabt haben, während sein Mon-
okel an einer Schnur herunterbau-
melte.10

Wie ist nun der 8. Mai historisch 
einzuordnen, das heißt nicht zu-
letzt: zu bewerten? Die Antwort 
ist offenbar weiterhin nicht selbst-
verständlich, wie sich auch anläß-
lich des 60. Jahrestages gezeigt 
hat – dazu gleich mehr. Für ein 
differenziertes Urteil sollte man 
deutlich trennen zwischen den 
Erfahrungen der Zeitgenossen 
von 1945 auf der einen Seite und 
unseren eigenen Erfahrungen 
auf der anderen Seite. Die Frage 
des zweiten Teils lautet deshalb: 
Welche Erfahrungen machten die 
Menschen zu Kriegsende? Was 
hielten sie von dem Krieg? Und 
was von der Kapitulation?

Um diese subjektive Dimension 
auszuleuchten, kann der Histo-
riker auf zwei gegensätzliche In-
formationsquellen zurückgreifen: 
Das sind einerseits die Berichte 
der Spitzel des NS-Regimes, des 
Sicherheitsdienstes (SD) der SS 
und, zuletzt, seit dem Sommer 
1944, kleine Spezialkommandos 
unter Leitung der Abteilung Wehr-
machtpropaganda im OKW.11 Das 
sind andererseits Mitteilungen 
einzelner Privat personen: Inter-
views mit Zeitzeugen, vor allem 
aber die selteneren Tage bücher 
und Feldpostbriefe aus diesen 
Monaten.12 Nun ist „Erfahrung“, 
verstanden als die Deutung des 
Erlebten, etwas Individuelles, das 
sich nur durch Verallgemeinerung 
auf einen gemeinsamen Nenner 
bringen lässt. Mindestens drei 
solcher gemeinsamer Nenner 
können für entsprechende Grup-
pen der Kriegsgesellschaft unter-
schieden werden.

Bedingungslose Kapitu-
lation der Wehrmacht. 
Generalfeldmarschall 
Wilhelm Keitel beim 
Unterzeichnen der Doku-
mente. Quelle: Ullstein 
Bild

Kriegsende 1945. Zusammenbruch – Neuorientierung – Erinnerung
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I. 
Ganz deutlich wird, dass die 
Deutschen lange vor dem Mai 
1945 genug hatten vom Krieg. 
Die Mehrheit hatte ihn nicht ge-
wollt, die meisten hatten sich 
dann jedoch angesichts der au-
ßenpolitischen „Erfolge“ für die 
Kriegführung des „Gröfaz“, des 
„Größten Führers aller Zeiten“, 
begeistern lassen und befür-
worteten den Krieg – wenn auch 
unter zwei Bedingungen: dass er 
kurz sei und dass er mit einem 
dauer haften Siegfrieden en-
den würde. Was wäre gewesen 
– so darf man auch als Historiker 
einmal kontrafaktisch fragen –, 
wenn es im Sommer 1940, nach-
dem der Wehrmacht in nur sechs 
Wochen gelungen war, was die 
deutsche Armee in den vier Jah-
ren des Ersten Weltkriegs nicht 
geschafft hatte: nämlich Paris 
zu erobern, was wäre gewesen, 
wenn es jetzt freie Wahlen gege-
ben hätte? Die absolute Mehr-
heit hätte die NSDAP sicher er-
reicht. Dass es mit dem raschen 
Siegfrieden nichts würde, däm-
merte vielen, als der zunächst ra-
sche Vormarsch der Wehrmacht 
nach dem Überfall auf die Sowje-
tunion im Sommer 1941 ins Sto-
cken geriet. Im letzten Kriegs-
halbjahr hielten es immer mehr 
Menschen mit der Devise: Lieber 
ein Ende mit Schrecken als ein 
Schrecken ohne Ende – obwohl 
die Durchhalte-Propaganda ihre 
letzte Trumpf karte spielte, die 
Angst vor der Rache des Feindes 
schürte und die Parole ausgab, 
bis zum „bitteren Ende“ zu kämp-
fen. So schrieb ein Soldat seiner 

Frau am 21. März: „Also wir ha-
ben nichts Gutes mehr zu erwar-
ten. Das Leben ist Krieg, aber 
bald wird das Leben schlimmer 
als Krieg sein.“13

Angst und Schrecken wollte 
auch die Anti-Hitler-Koalition 
durch ihre Bombenangriffe auf 
deutsche Städte erzeugen, um 
die Bevölkerung gegen das Re-
gime aufzubringen. Städte, die 
erst 1945 bombardiert wurden 
(wie Dresden am 13./14. Februar 
oder Potsdam am 14. April), hat-
ten vergleichsweise höhere Ver-
luste zu beklagen als die Städ-
te, die verstärkt und wiederholt 
seit 1942 zum Ziel britischer und 
amerikanischer Luftangriffe ge-
worden waren. Woran lag das? 
Das Bunkerbauprogramm von 
1940 betraf 79 Städte und wehr-
wirtschaftlich wichtige Gemein-
den vor allem im Ruhrgebiet und 
in Westfalen – fast 45 Prozent al-
ler Bunker wurden hier gebaut. 
In Städten wie Rheinhausen, 
Bitterfeld und Siegen hatten 
statistisch 23 bis 24 Prozent der 
Einwohner einen Bunkerplatz; in 
den meisten deutschen Groß-
städten lag die Quote dagegen 
bei nur 4 Prozent. Doch dieser 
Bunkerschutz im Westen ging 
zu Lasten vieler Großstädte, die 
weiter östlich lagen: wie Dres-
den, Nordhausen, Würzburg, Hil-
desheim und Potsdam. Denn seit 
1943 stockte das Bunkerbaupro-
gramm für die Zivilbevölkerung; 
der Ausbau des „Atlantikwalls“ 
und die Verbunkerung zentraler 
Rüstungsbetriebe hatten Vor-
rang.14 Der Oberbefehlshaber 
der Luftwaffe, Reichsmarschall 
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Hermann Göring hieß im Flüs-
terwitz des Volksmundes längst 
„Reichsmarschall Meier“ – er hat-
te ja mal getönt, er wolle Meier 
heißen, wenn je ein feindliches 
Flug zeug deutsches Territorium 
erreiche.
Und noch ein Faktor erklärt die 
relativ hohen Verluste. Um die 
Bevölkerung auch ohne Beton zu 
schützen, hatte das NS-Regime 
immer mehr auf Evakuierung ge-
setzt.15 So wurden zunächst drei 
Millionen Menschen – davon die 
Hälfte aus den rheinisch-westfä-
lischen Gebieten – umquartiert: 
Richtung Osten. Die Zahl sollte 
auf sechs Millionen ansteigen 
(bei einer Gesamtbevölkerung im 
Großdeutschen Reich von 80 Mil-
lionen). Sachsen, wo die meisten 
(1,2 Mio.) untergebracht wurden, 
galt noch 1943 als „Luftschutz-
keller des Reiches“ – im übertra-
genen Sinn, denn nachhaltige 
Schutzvorrichtungen gab es hier, 
wie gesagt nicht. In den letzten 
sechs Kriegsmonaten starb die 
Hälfte aller Menschen, die in Eur-
opa dem Krieg zum Opfer fi elen.
Kurz vor dem Zusammenbruch, 
Ende März, wird die Stimmung 
in der Bevölkerung – Goebbels 
zog den Begriff „Haltung“ vor – in 
einem amtlichen Bericht folgen-
dermaßen beschrieben:16

1. „Niemand will den Krieg ver-
lieren. Jeder hat sehnlichst 
gewünscht, dass wir ihn ge-
winnen.

2. Keiner glaubt mehr, dass wir 
siegen. Der bisher bewahrte 
Hoffnungsfunken ist im Auslö-
schen.

3. Wenn wir den Krieg verlie-
ren, sind wir nach allgemeiner 
Überzeugung selbst daran 
schuld, und zwar nicht der 
kleine Mann, sondern die Füh-
rung.

4. Das Volk hat kein Vertrauen zur 
Führung mehr. Es übt scharfe 
Kritik an der Partei, an be-
stimmten Führungspersonen 
und an der Propaganda.

5. Der Führer ist für Millionen 
der letzte Halt und die letzte 
Hoffnung, aber auch der Füh-
rer wird täglich stärker in die 
Vertrauensfrage und die Kritik 
einbezogen.

6. Der Zweifel am Sinn des wei-
teren Kampfes zerfrißt die Ein-
satzbereitschaft, das Vertrau-
en der Volksgenossen zu sich 
selbst und untereinander. [...]“

Am 19. März 1945 erließ Hitler 
den berüchtigten Befehl, „alle mi-
litärischen, Verkehrs-, Nachrich-
ten-, Industrie- und Versorgungs-
anlagen sowie Sachwerte inner-
halb des Reichsgebietes, die sich 
der Feind für die Fortsetzungen 
seines Kampfes irgendwie sofort 
oder in absehbarer Zeit nutzbar 
machen kann,“ zu zerstören. Den 
möglichen Einwand, man kön-
ne die Anlagen doch nach dem 
Rückzug des Gegners wieder in 
Betrieb nehmen, wies er als einen 
Irrtum zurück: „Der Feind wird (...) 
uns nur verbrannte Erde zurück-
lassen und jede Rücksichtnahme 
auf die Bevölkerung fallen las-
sen.“17 Dieser sogenannte Nero-
Befehl hätte, falls er noch durch-
führbar gewesen wäre, eine un-
vorstellbare Verkehrswüste und 
Hungerkatastrophe hervorgeru-
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fen. Der Befehl war jedoch nicht 
der irrationale Entschluss eines 
Verzweifelten, Wahnsinnigen – 
wie uns das heute scheinen mag. 
Der Befehl spiegelt vielmehr zen-
trale Züge von Hitlers Weltbild 
wider, von seinem sozial darwinis-
tischen, rassistischen Kriegsbild, 
von dem im ersten Teil die Rede 
war. Zu Albert Speer hatte Hitler 
am 19. März 1945 gesagt: „Wenn 
der Krieg verloren geht, wird 
auch das Volk verloren sein. Es ist 
nicht notwendig, auf die Grund-
lagen, die das deutsche Volk zu 
seinem primitivsten Weiterleben 
braucht, Rücksicht zu nehmen. 
Im Gegenteil ist es besser, selbst 
diese Dinge zu zerstören. Denn 
das deutsche Volk hat sich als das 
schwächere erwiesen, und dem 
stärkeren Ostvolk gehört aus-
schließlich die Zukunft. Was nach 
diesem Kampf übrigbleibt, sind 
ohnehin nur die Minderwertigen, 
denn die Guten sind gefallen“.18

Wer die Weiße Fahne an den 
Kirchturm hängte, um die Stadt, 
das Dorf vor der unnötigen Zer-
störung zu bewahren, lief Gefahr, 
von SS, Gestapo oder Wehrmacht 
wegen „Wehrkraftzersetzung“ 
erschossen oder erhängt zu wer-
den. Die Berliner Journalistin Ur-
sula von Kardorff notierte am 24. 
April kopfschüttelnd: „Wie unfaß-
lich sind die Deutschen, dass sie 
sich in letzter Minute noch ge-
genseitig umbringen, eigenhän-
dig ihr Land zerstören.“19 In jener 
Grauzone zwischen den letzten 
Zuckungen des NS-Regimes und 
seinem endgültigen Kollaps wur-
den Deutsche der Deutschen 
größte Feinde. Ein bekanntes 

Beispiel ist die Ermordung des 
von den Amerikanern eingesetz-
ten Aachener Oberbürgermeis-
ter Oppenhoff, der am 25. März 
1945 von gedungenen Mördern 
erschossen wurde. Über diese 
Endphasen verbrechen ist noch 
ein gutes Buch zu schreiben.
So waren die meisten Deutschen 
erleichtert, als endlich Frieden 
einkehrte – auch wenn diese Er-
leichterung kein Grund zum Ju-
beln war. Das führt zur zweiten 
Gruppe, zum zweiten gemein-
samen „Erfahrungs-Nenner“.

II. 
Für Millionen erwachsener Deut-
scher platzte mit dem Ende des 
Krieges die Illusion, doch noch 
gewinnen zu können, wie eine 
Seifenblase. Sie erlebten das 
Kriegsende als persönlichen Zu-
sammenbruch. Jahrelang hatten 
sie an den vielbeschworenen 
„Endsieg“ geglaubt, hatten nach 
Stalingrad bis zuletzt auf eine 
plötzliche Wende des Kriegsver-
laufs gehofft. Sie dachten: Hat-
ten nicht die vergangenen Jahre 
gezeigt, dass Hitler noch stets 
am Ende recht behalten hatte? 
Warum sollte man sich nicht noch 
einmal darauf verlassen können, 
dass der „Führer“ schon wußte, 
was er tat?20 Und war nicht von 
„Wunderwaffen“ die Rede? Hatte 
nicht die Ardennen-Offensive ge-
zeigt, welche Stoßkraft die Wehr-
macht in einer scheinbar ausweg-
losen Lage entwickeln konnte 
– auch zur Überraschung der Alli-
ierten? Eine starke Wirkung hatte 
schließlich ein anderer Gedan-
ke: Das jahrelange Leid an der 
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Front und im Bombenkrieg, die 
Millionen Menschen, die auf den 
Schlachtfeldern der Front oder 
im Bombenkrieg an der „Heimat-
front“ ihr Leben lassen mussten – 
all das konnte, ja das durfte doch 
nicht vergebens gewesen sein! 
Wer sich an diese Strohhalme 
geklammert hatte, für den brach 
1945 die Welt zusammen. 
Das gilt insbesondere für jene, 
die diesen Zusammenbruch als 
Lebens gefahr für sich und die 
Familie erlebten, ihn häufi g nicht 
überlebt haben oder deren Leib 
und Seele Schaden nahmen, so 
dass sie noch Jahre später exis-
tentiell darunter litten: 
– die Soldaten, die während 

der „Rückzugskämpfe“ an der 
Ostfront in sowjetische Kriegs-
gefangenlager verbracht wur-
den, aus denen sie, wenn über-
haupt, erst in den 50er Jahren 
zurückkehren sollten;21 

– die Zigtausende vergewaltig-
ter Frauen, nicht nur im Osten, 
aber vor allem dort;22 

– die Flüchtlinge, die in langen, 
lebensgefährlichen Trecks 
wochenlang gen Westen un-
terwegs waren, um der Roten 
Armee zu entkommen. Knapp 
zwei Drittel der zehn Milli-
onen zählenden deutschen 
Bevölkerung der Gebiete 
östlich von Oder und Neiße 
gelangten bis Kriegsende ins 
westliche Reichsgebiet.23

Als die Rote Armee am 12. Janu-
ar 1945 ihre Offensive von der 
Weichsel aus begann, wurden 
die Ostgebiete binnen weniger 
Wochen überrollt; nach nur drei 

Wochen standen sowjetische 
Truppen an der Oder, Ostpreu-
ßen war abgeschnürt. Vor der Ro-
ten Armee fl üchteten Millionenen 
Deutsche Hals über Kopf. Nicht 
so sehr, weil der Angriff überra-
schend kam. Sondern weil die Na-
tionalsozialisten eine geordnete 
Evakuierung dadurch verhindert 
hatten, dass schon der Plan einer 
Flucht als Landesverrat den Tod 
bedeutet hätte, wie ohnehin als 
Defätist bestraft wurde, wer die 
Möglichkeit einer deutschen Nie-
derlage auch nur in Betracht zog. 
Hundert tausende wurden noch 
in ihren Dörfern von der Soldates-
ka erschlagen oder erschossen; 
mindestens ebenso viele starben 
auf der Flucht an Hunger und Ent-
kräftung, erfroren oder ertranken 
in der Ostsee, oder wurden in La-
ger ver schleppt. Viele sahen nur 
einen Ausweg: den Freitod. Bald 
folgten in einigen Staaten die 
„Vertreibungen“ deutscher Be-
völkerungsteile. Sie folgten dem 
Muster der menschenverachten-
den „Umsiedlungs-Aktionen“ der 
SS. Deren Opfer bilden schließ-
lich die dritte Gruppe. 

III. 
Ganz anders erlebten jene Hun-
derttausende Menschen das 
Kriegsende, die im Dritten Reich 
zu den Feinden der „Volksge-
meinschaft“ gezählt wurden, 
Menschen, die aufgrund der nati-
onalsozialistischen, rassistischen 
Ideologie als „Bazillen“ im deut-
schen „Volkskörper“ ausgegrenzt 
worden waren: die zumeist jü-
dischen KZ-Häftlinge vor allem 
oder die Zwangsarbeiter. 

Kriegsende 1945. Zusammenbruch – Neuorientierung – Erinnerung
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Gegen Kriegsende gerieten die 
KZ-Häftlinge noch einmal ganz 
besonders in Lebensgefahr. Als 
sich die Front von Osten immer 
mehr nach Westen schob, ließen 
die Nationalsozialisten die Kon-
zentrationslager räumen. Auch 
wenn der Vormarsch der Roten 
Armee die Vernichtung in Ausch-
witz endlich stoppte – nur 8000 
Menschen konnten befreit wer-
den. Die meisten Häftlinge, die 
bis zu diesem Punkt überlebt hat-
ten, wurden nach Westen trans-
portiert: im offenen Güterwagen 
oder auf „Todesmärschen“, in 
klirrender Kälte. So manchem im 
Reich, durch dessen Dorf die KZ-
Häftlinge getrieben wurden, stan-
den nun die Verbrechen erstmals 
unmittelbar vor Augen. Wer den 
Marsch nach Westen überlebt 
hatte, wurde dort schließlich ein 
Opfer von letzten Massenerschie-
ßungen. Von den 714.211 KZ-
Häftlingen, die sich Mitte Januar 
in den Konzentrationslagern be-
fanden, erlebten nur ca. 450.000 
– 475.000 ihre Befreiung.24 
Neben den KZ-Häftlingen arbei-
teten im Herbst 1944 5,9 Millionen 
zivile Ausländer, junge Frauen zu-
meist, und 1,9 Millionen Kriegs-
gefangene in der deutschen 
Wirtschaft. Allein in den 649 Fir-
men der Frankfurter „Kriegsin-
dustrie“ waren 1944 von 98.273 
Beschäftigten 22.281 Ausländer, 
darunter 3.050 Kriegsgefange-
ne.25 Diese Millionen Zwangsar-
beiter hatten wie die Menschen 
in den ausgebeuteten besetzten 
Gebieten den Preis dafür gezahlt, 
dass die „Volks genossen“ bis zum 
Schluss nicht hungern mussten 

und dass die deutsche „Heimat-
front“ auch deshalb bis 5 nach 
12 hielt, sich ein November 1918 
nicht wiederholte.26 
Kein Zweifel: Diese Überleben-
den erfuhren den Sieg der Anti-
Hitler-Koalition als ihre persön-
liche Befreiung. Das gilt auch für 
Menschen, die im Untergrund 
überlebt hatten, im Exil oder in 
der „inneren Emigration“ und 
auch für die inhaftierten Wider-
standskämpfer. 
Ein Beispiel. Bereits Ende der 70er 
Jahre waren die Erinnerungen von 
Inge Deutschkron erschienen:27 
ein bis heute erschütterndes 
Zeugnis der allmählichen Aus-
grenzung, an deren Ende täglich 
der Tod lauerte – das aber auch 
Beispiele von Hilfsbereitschaft 
gibt und die Grenzen der NS-Ide-
ologie zeigt. Unter dem falschen 
Namen „Richter“ erlebte sie das 
Ende in Potsdam, in der Arbeiter-
wohnsiedlung „Eigenheim“, wo 
sie nach verschiedenen Stationen 
mit ihrer Mutter in einem früheren 
Ziegenstall Unterschlupf gefun-
den hatte. Sie hatten sich 1945 
in einen nach Berlin strömenden 
Flüchtlingszug gemischt und auf 
diese Weise „echte“ Papiere und, 
wichtiger noch, Lebensmittelkar-
ten erhalten. 
Inge Deutschkron beschreibt das 
Kriegsende in Potsdam so: Am 
22. April war sie auf der behelfs-
mäßig verbarrikadierten Straße 
nach Rehbrücke noch auf zehn 
16-jährige Hitler-Jungen gesto-
ßen, die zum „Volkssturm“ ge-
hörten und ihr versicherten, die 
Rote Armee mit Panzerfäusten 
und durch das Aufschütten von 
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Schutt so lange aufzuhalten, 
bis die Armee Wenck eintreffen 
würde (jene ominöse Truppe, 
die Hitler für den Entsatz der 
Hauptstadt angekündigt hatte). 
„Am nächsten Morgen“, fährt 
Deutschkron fort, „zählte ich die 
Abschüsse. Nach dem zwanzigs-
ten war es einen Moment still. 
Und dann, dann hörte ich es ganz 
deutlich, saugte es in mich auf, 
lauschte immer wieder, um es 
glauben zu können, hätte schrei-
en mögen vor Erleichterung – das 
Rasseln russischer Panzer. Ich 
habe es noch heute im Ohr. Ich 
verließ den kleinen Splittergra-
ben in unserem Garten. Für mich 
war der Krieg zu Ende. [...] Ich war 
an jenem Tag sehr glücklich und 
überlegte schon, wie ein norma-
les Leben wohl sein würde. Ich 
konnte damit keine Vorstellung 
mehr verbinden.“28 – Die Freude 
währte nicht lange, weil noch am 
selben Tag die erste Vergewalti-
gung durch einen russischen Sol-
daten drohte. Die jüdische Kenn-
karte nutzte da nichts.
Auf diese drei verschiedenen, 
je gemeinsamen Nenner lassen 
sich die Erfahrungen der Zeit-
genossen bringen: erstens stille 
Erleichterung, zweitens persön-
liche Katastrophe, drittens Befrei-
ung aus Lebensgefahr. Doch was 
heißt das nun für die Frage, wie 
wir uns heute angemessen an das 
Kriegsende erinnern? Das wie-
derum ist untrennbar mit der Fra-
ge verknüpft, inwiefern 1945 ei-
nen Bruch darstellt und den Aus-
gangspunkt für eine tief greifende 
Neuorientierung der deutschen 
Nach kriegsgesellschaft war. Das 

leitetet zum letzten Abschnitt 
über.

Kriegsende 1945 und 1918 
im Vergleich

Wenn wir uns heute an das Kriegs-
ende erinnern, sind uns seine Fol-
gen bekannt. Wir kennen nicht nur 
die Vorgeschichte, sondern auch 
die Fortsetzung(en). Der 8. Mai 
1945 markiert, wie gesagt, einen 
Wendepunkt in der deutschen 
Geschichte – „nicht nur einen 
Wendepunkt unter anderen, son-

Flüchtlinge in Berlin,  
3. Mai 1945. Quelle: 
Ullstein Bild
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dern den Wendepunkt schlecht-
hin“ (Heinrich August Winkler).29 
Warum das so ist, zeigt der Ver-
gleich, und zwar der Vergleich 
mit dem ersten Kriegsende 1918 
und seinen Konsequenzen für die 
erste deutsche Nachkriegszeit im 
20. Jahrhundert. 
Zwar hatte es damals einen Regi-
mewechsel gegeben (der Mon-
archie folgte die Republik), doch 
das Deutsche Reich blieb er-
halten, wenn es auch durch den 
Friedensvertrag von Versailles 
ein Siebtel seines Gebietes ver-
lor. Auch nach 1918 galten für die 
meisten Deutschen die Werte 
des „langen 19. Jahrhunderts“; 
sie blieben dem Kaiserreich poli-
tisch, moralisch verbunden. Auch 
sozialgeschichtlich änderte sich 
wenig: das hohe Beamtentum, 
das Militär, die Großunternehmer, 
die ostelbischen Großgrundbe-
sitzer: sie gaben weiterhin den 
Ton an. Auf national konservativer 
Seite wurde gar bestritten, dass 
Deutschland militärisch besiegt 
worden sei. Das war die bekann-
te „Dolchstoß-Legende“, der My-
thos also, dass die Nieder lage 
nicht dem „im Felde unbesiegten 
Heer“, sondern einem Verrat der 
Linken geschuldet sei. Die neue 
Friedensordnung wurde denn 
auch gleich in Frage gestellt; den 
„Schandfrieden von Versailles“ zu 
überwinden, dieses Ziel hatten 
viele, nicht zuletzt die Nationalso-
zialisten. Im großen und ganzen 
lässt sich also eine soziale und 
mentale Kontinuität über 1918 
hinweg beobachten.
Ganz anders dagegen das zweite 
Kriegsende, 1945. Die Neuorien-

tierung war nicht zu übersehen, 
für die Zeitgenossen nicht und für 
uns im Rückblick erst recht nicht. 
Ich nenne nur fünf Merkmale, die 
gerade im historischen Vergleich 
heraus stechen:
– Deutschland: Das war nur 

noch das Gebiet westlich von 
Oder und Neiße. Ein Vier-
tel des Reichsgebiets in den 
Grenzen von 1937, also vor 
Beginn der Expansionspoli-
tik, war abgetrennt worden: 
Ostpreußen, Hinterpommern, 
Ostbrandenburg und Schle-
sien waren unter polnische 
Verwaltung gekommen; das 
Gebiet um Königsberg unter 
sowjetische. 1945 ging die 
Souveränität an die Sieger-
mächte über. Sowjets, Ame-
rikaner, Engländer und auch 
Franzosen übernahmen für 
vier Jahr die Gewalt in ihren 
jeweiligen Besatzungszonen 
und entließen die Deutschen 
erst 1955 in eine Teilsouverä-
nität.

– Das Militär wurde entwaffnet 
und den Deutschen sollte 
ihr „Militarismus“ endgültig 
ausgetrieben werden. Entmi-
litarisierung nannte man das 
damals. Es sollte je nach Blick-
winkel immerhin oder nur 
rund zehn Jahre dauern, bis 
es wieder deutsche Soldaten 
gab.

– Der Funktionselite des NS-
Regimes machten die Alliier-
ten den Prozeß. Verantwort-
liche Militärs, Diplomaten 
und Unternehmern wurden 
zur Rechen schaft gezogen: 
vom 14. November 1945 bis 
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zum 1. Oktober 1946 im Pro-
zeß gegen die so genannten 
Hauptkriegsverbrecher vor 
dem Internationalen Militär-
gerichtshof in Nürnberg, spä-
ter in den Nürnberger „Nach-
folgeprozessen“.

– An der militärischen Nieder-
lage und der Endgültigkeit 
der Kapitulation herrschte 
nicht der geringste Zweifel. 
Wer hätten den vollständi-
gen Zusammenbruch auch in 
Frage stellen können? Des-
halb war 1945 so gut wie kein 
Platz für Mythen nach Art der 
Dolchstoß legende, und für 
das romantisierende Geraune 
von der „Kameradschaft der 
Schützengräben“, bestand 
kein Zweifel an der deutschen 
Verantwortung für die Katas-
trophe. Die Skepsis gegen-
über der „Remili tari sierung“ 
– ja noch die jüngste Zurück-
haltung gegenüber einer Be-
teiligung deutscher Soldaten 
am Irak-Krieg – sprechen eine 
deutliche Sprache. 

– Hinzu kam jetzt ein tiefer so-
zialgeschichtlicher Einschnitt, 
der kaum zu überschätzen ist. 
Die politisch einfl ußreichen 
Großgrundbesitzer in „Ostel-
bien“ gab es nach dem Verlust 
der Ostgebiete und mit der 
Bodenreform in der Sowje-
tischen Besatzungszone (SBZ) 
nicht mehr, und im Westen 
hatte es sie nie gegeben, von 
Ausnahmen einmal abgese-
hen. Im Gegensatz zu 1918/19 
war damit ein großes Hinder-
nis auf dem langwierigen Weg 
in eine demokratische Bürger-

gesellschaft verschwunden, 
der in Westdeutschland ein-
geschlagen wurde.

Die „Zusammenbruchgesellschaft“ 
des Kriegsendes (Christoph Kleß-
mann) war eine Gesellschaft im 
Ausnahmezustand. Normalität 
setzte im Westen mit der Wäh-
rungsreform 1948 ein. Ohne das 
„Wirtschaftswunder“, ohne die 
längste Phase der Hochkonjunk-
tur im 20. Jahrhundert, hätte die 
Bundesrepublik nicht so relativ 
reibungslos die sozialen und ma-
teriellen Kriegsfolgen verkraften 
können. Insbesondere die Inte-
gration der Heimatvertriebenen 
kann insgesamt, trotz aller Kon-
fl ikte vor Ort, als ein historischer 
Erfolg verbucht werden; ebenso 
die Tatsache, dass politischer 
Extremismus auf der linken und 
der rechten Seite für die meisten 
Menschen uninteressant gewor-
den ist. Die Reichweite dieses 
sozialen Wandels wird erneut in 
der weiten historischen Perspek-
tive besonders deutlich. Die äl-
teren, aus dem 19. Jahrhundert 
stammenden „Milieus“ mit klaren 
Grenzen lösten sich in den 50er 
Jahren auf. Das proletarische 
Klassenbewußtsein verblaßte. 
Und die konfessionellen Gegen-
sätze schwächten sich soweit ab, 
dass sich Katholiken und Pro-
testanten aus unterschiedlichen 
Schichten in einer Volkspartei, der 
CDU, politisch organisierten. Für 
die Sozialdemokraten markiert 
das Godesberger Programm von 
1959 die Abkehr vom Marxismus 
und die Hinwendung zur sozialen 
Marktwirtschaft.
Sicher, es gab Kontinuitäten auf 
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unterschiedlichen Ebenen und in 
erschreckendem Maße, wie die 
Mentalitätsgeschichte oder auch 
die politische Elitenforschung 
mittlerweile gezeigt haben.30 So 
behielt die „Nation“ in Ost- und 
Westdeutschland ihren hohen 
Stellenwert im politischen Dis-
kurs,31 und in der Bundesrepub-
lik konnte an den Antikommunis-
mus nahtlos angeknüpft werden, 
allein der öffentliche Antisemi-
tismus war schon wegen der 
Besatzungsmächte nicht mehr 
„salonfähig“. In der Politik, in der 
Wirtschaft, nicht in der Bundes-
wehr, kam es immer wieder zu 
Skandalen, wenn ruchbar wurde, 
welche Rolle jemand in der NS- 
und Kriegszeit gespielt hatte. 
Man denke nur an Hans Globke, 
1953 Adenauers Staatssekretär, 
der als Ministerialrat im Reichsin-
nenministerium den Kommentar 
zu den antisemitischen Nürnber-
ger Gesetzen verfaßt hatte. 
Die Kritik daran, dass die Chan-
ce des Neubeginns, die in der 
„Stunde Null“ gelegen habe, in 
der Bundesrepublik nicht genutzt 
worden sei, bildete einen Kern 
der politischen Grundsatzkritik in 
den 1950er, 60er und 70er Jah-
ren. Dass sich heute kaum noch 
jemand an diese „Restaurations-
these“ erinnert, unterstreicht den 
Befund: Im großen Ganzen wird 
der Bruch, die Neuorientierung 
deutlich. In Ostdeutschland war 
die Umbrucherfahrung beson-
ders deutlich zu spüren: Flucht, 
Vertreibung, Vergewaltigung 
und die Gewalt im Alltag traf die 
Menschen in der SBZ härter als 
die Westdeutschen. Die sowje-

tische Besatzungspolitik führte 
durch die Enteignungen und die 
Wirtschaftsstruktur zu einem 
ganz anderen Wirtschafts- und 
Gesellschaftssystem. Und es 
liegt eine gewisse Ironie der kon-
kurrierenden Neuanfänge in dem 
„langfristig größere(n) Erfolg des 
graduellen westlichen Reforman-
satzes gegenüber den durchgrei-
fenden Revolutionsversuchen im 
Osten“.32

Um nun zu wissen, welche Bedeu-
tung man vor diesem Hintergrund 
dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs 60 Jahre später beimißt, 
sei an ein Grundprinzip der his-
torischen Betrachtung erinnert. 
Wer historisch urteilt, orientiert 
sich stets an den für ihn gültigen 
Normen. Es geht nicht um die 
Vergangenheit an sich – als ob es 
so etwas gäbe –, und die Quellen 
sprechen auch nicht für sich, wie 
manche immer wieder gern be-
haupten, sondern sie werden erst 
durch den Historiker (oder durch 
den Filmemacher) zum Sprechen 
gebracht. Kein Zweifel: Unsere 
Gegenwart gibt den Standpunkt 
vor, von dem aus wir die Vergan-
genheit in den Blick nehmen, 
und zwar mit dem Wissen, was 
zwischen der erinnerten Vergan-
genheit und der erinnernden Ge-
genwart liegt. Mehr noch: Was 
für die Zukunft als politisch, ge-
sellschaftlich und wirtschaftlich 
wünschenswert gilt, gibt der Ver-
gangenheit die Bedeutung und 
liefert die Messlatte, die jeweils 
anzulegen ist. Diese Einsicht 
des deutschen Geschichtsphi-
losophens Wilhelm Dilthey gilt 
heute wie vor 100 Jahren. 
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Was heißt das für die Erinnerung 
an den 8. Mai 1945? Gemessen 
an unserer Verfassung – was sonst 
käme hier in Frage? –, gemessen 
an der freiheitlich-demokra-
tischen Grundordnung war das 
Kriegsende im Rückblick für die 
Deutschen eine Befreiung: eine 
Befreiung von der nationalsozia-
listischen Diktatur, eine Befrei-
ung von einem Regime, das sie 
ohne die Alliierten nicht hätten 
abschütteln können oder wollen; 
eine Befreiung auch, für die sie 
einen sehr hohen Preis gezahlt 
haben. Erst die Kapitulation der 
Wehrmacht und der Zusammen-
bruch des NS-Regimes eröffneten 
zunächst in Westdeutschland die 
Möglichkeit, einen zweiten Ver-
such mit einer demokratischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung 
zu unternehmen, die sich als stabil 
und widerstandsfähig erwiesen 
hat. (Das hat sich übrigens zuletzt 
im Protest der Demokraten ge-
gen die Instrumentalisierung der 
Trauer und der Erinnerung durch 
Rechtsextreme anläßlich des Jah-
restages der Bombardierung von 
Dresden gezeigt.)
Ein zweites Mal, nach dem Schei-
tern der Weimarer Republik, er-
hielten die Deutschen die Chan-
ce, den Neuanfang zu wagen. Das 
Ende des Krieges bedeutete das 
Ende der NS-Diktatur, den Beginn 
einer neuen Gesellschaftsord-
nung und einen großen Schritt 
nach vorn auf dem „langen Weg 
nach Westen“33 – zunächst indes 
nur außerhalb Ostdeutschlands, 
wo die demokratischen Grund-
werte erst mehr als vierzig Jahre 
nach Kriegsende verankert wur-

den. Darin liegt unstreitig die 
zentrale Bedeutung des 8. Mai 
aus heutiger Sicht, darin lag aber 
auch lange Zeit die Zwiespältig-
keit des Datums. „Befreiung be-
deutete noch nicht Freiheit, und 
selbst dort, wo die Deutschen im 
Gefolge der Befreiung politisch 
frei wurden, dauerte es noch 
lange, bis sie vorbehaltlos aner-
kannten, dass die bedingungs-
lose Kapitulation vom 8. Mai 1945 
die Vorbedingung ihrer Freiheit 
war.“34 Bereits am 8. Mai 1949, 
in der Schlussdebatte über das 
Grundgesetz, brachte Theodor 
Heuss diesen Zwiespalt auf den 
Punkt: Der 8. Mai sei der Tag, an 
dem wir „erlöst und vernichtet in 
einem gewesen sind.“ Die Natio-
nalsozialisten haben ihre Koffer 
nicht durch freundliche Über-
redung gepackt, sondern unter 
dem Druck eines gewaltigen Mi-
litärbündnisses und um den Preis 
von Millionen Toten.
Für die Erinnerungspolitik der 
DDR lagen die Dinge vergleichs-
weise einfach. Das Bild vom Zwei-
ten Weltkrieg wurde im Interpre-
tationsrahmen des Marxismus-Le-
ninismus gezeichnet. Der Krieg, 
vor allem der Vernichtungskrieg 
im Osten, galt in erster Linie als 
ein ökonomischer Raubzug des 
deutschen Monopolkapitals, das 
seine Interessen durch die nati-
onalsozialistische Ideologie nur 
kaschiert habe. Faschismus: das 
war die höchste Stufe des Kapi-
talismus. Mit der Abschaffung 
des Kapitalismus in der SBZ war 
deshalb die Kriegsgefahr grund-
sätzlich gebannt, während sie im 
Westen aufgrund der Kontinuität 
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der kapitalistischen Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung und 
des Einfl usses vor allem der USA 
weiterhin alle Deutschen be-
drohte – so lautete lange das Cre-
do der SED. Gegen diesen Bruch 
mit der Vergangenheit in der DDR 
unterstrich die Pfl ege des kom-
munistischen Widerstandes eine 
positive Kontinuitätslinie. Bereits 
1950 wurde der 8. Mai denn auch 
zum Staatsfeiertag erklärt, an 
dem Ostberlin in martialischer 
Manier die „Befreiung“ vom „Fa-
schismus“ feierte. Die SED sah 
sich durch den Neuanfang sozu-
sagen auf der Seite der Sieger; 
nicht zuletzt durch diesen „Anti-
faschismus“ suchte die Partei ihre 
Herrschaft zu legitimieren.
In Westdeutschland dagegen tat 
man sich schwer. Nicht nur, weil 
man sich im Kalten Krieg von der 
Erinnerungspolitik der DDR de-
monstrativ absetzen wollte, son-
dern auch wegen der gemischten 
Gefühle, mit der die Mehrheit das 
Kriegsende erlebt hatte und die 
den Hintergrund für ihre Erin-
nerungen bildeten. Davon war 
bereits die Rede. Der zögerliche 
Umgang mit dem militärischen 
Widerstand zeigt beispielhaft, 
wie ambivalent die Erinnerung in 
einer pluralistischen Gesellschaft 
ausfi el. Männer wie Claus Schenk 
Graf von Stauffenberg, die heute 
als Vorbilder der Zivilgesellschaft 
geehrt werden und zu den Tradi-
tionssäulen der Bundeswehr zäh-
len, diese Hitler-Attentäter wur-
den bis weit in die 1960er Jahre 
als „Landesverräter“ betrachtet. 
Kein Wunder, möchte man fast 
meinen, denn steckte nicht in der 

Würdigung einiger weniger Of-
fi ziere die Herabwürdigung der 
Masse der Soldaten? 
Erst allmählich mischte sich in 
die Trauer über das unermess-
liche Leid die Freude über den 
gelungenen Neubeginn. Deshalb 
stellte der damalige Bundesprä-
sident Richard von Weizsäcker 
vor 20 Jahren in seiner Rede zum 
40. Jahrestag fest: „Und dennoch 
wurde von Tag zu Tag klarer, was 
es heute für uns alle gemeinsam 
zu sagen gilt: Der 8. Mai war ein 
Tag der Befreiung. Er hat uns alle 
befreit von dem menschenver-
achtenden System der nationalso-
zialistischen Gewaltherrschaft.“35 

Doch das war noch zehn Jahre 
später, 1995, umstritten. Damals 
gab es eine äußerst hitzige De-
batte darüber, wofür denn das Da-
tum „8. Mai“ stehe: für Befreiung 
oder aber für Niederlage, Katas-
trophe, Zusammenbruch.36 Aus 
heutiger Sicht liegt eine weitere 
geschichtspolitische Bedeutung 
von Weizsäckers Rede darin, dass 
er an die Täter und Opfer in einem 
Atemzug erinnerte, ohne die Ver-
antwortlich keit zu verwischen: 
„Die anderen Völker wurden zu-
nächst Opfer eines von Deutsch-
land ausgehenden Krieges, bevor 
wir selbst zu Opfern unseres eige-
nen Krieges wurden.“37

Aber: Im historischen Urteil den 
positiven Bruch herauszustellen, 
bedeutet umgekehrt nicht, die 
schrecklichen Erfahrungen der 
Zeitgenossen auszublenden, die 
deshalb eben skizziert wurden. 
Von ihnen ist nicht erst seit ges-
tern die Rede. Vielmehr stehen ja 
seit den 1980er Jahren die Erleb-
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nisse der Menschen nicht mehr 
am Rand. Die Alltagsgeschichte, 
die Sozial geschichte, die Kultur-
geschichte: Diese Fachdiszipli-
nen leuchten seit langem die sub-
jektive Dimension der Vergan-
genheit aus, häufi g mit lokalem 
oder regionalen Schwerpunkt. In 
den letzten Jahren ist das öffent-
liche Interesse an dem Schicksal 
der Deutschen nicht zuletzt in 
dieser Endphase des Krieges und 
seiner unmittelbaren Nachkriegs-
zeit wieder gewachsen. Flucht, 
Vertreibung und Bombenkrieg: 
Das sind die großen Themen 
auch in den Medien, seitdem so 
unterschiedliche Autoren wie der 
Schriftsteller Günter Grass mit 
seiner Novelle „Im Krebsgang“ 
und der Journalist Jörg Fried-
rich mit seinem Buch „Der Brand“ 
2002 sowie die Wiederaufl age 
des Dokuments einer anonymen 
Zeitzeugin aus dem von der Ro-
ten Armee besetzten Berlin für 
Furore gesorgt haben.38 
Wenn also heute viel von deut-
schen Opfern die Rede ist, erin-
nern manche Argumente an die 
1950er, 1960er Jahre, in denen 
die Kriegserinnerung um die 
Deutschen als Opfer kreiste. Die 
Vorstellungen einer Konkurrenz 
der Opfer, das Relativieren von 
Schuld und das Bemühen um 
Versöhnung – all das ist längst 
bekannt. Schon deshalb ist es 
abwegig, von einem Novum, 
einem Tabubruch womöglich zu 
schwadronieren – gerade so, als 
hätte man bis gestern nicht of-
fen über das Leid der Deutschen 
sprechen dürfen. Nein, wir haben 
es vielmehr seit 1945 mit einer 

dauernden Debatte zu tun, in der 
sich die Eckpunkte mal in diese, 
mal in jene Richtung verschie-
ben.
Das Echo, das diese Themen aus 
dem Jahr des Kriegsendes in den 
Medien hervorgerufen haben, 
ließ jedenfalls keinen Zweifel dar-
an, dass der „Schlussstrich“ unter 
dieses Kapitel, den die einen mit 
Freude, die anderen mit Sorge 
erwartet hatten, nicht gezogen 
worden ist. Nach der Vereinigung 
der beiden deutschen Staaten 
hätte sich ja im Erinnerungsdis-
kurs die abgeschlossene Ge-
schichte der DDR und der „alten“ 
Bundesrepublik wie ein Puffer 
zwischen die „Berliner Republik“ 
und das „Dritte Reich“ schieben 
können. Dazu ist es ganz offen-
bar nicht gekommen. Im Gegen-
teil: 2003 lautete eine Schlagzeile 
in der „Süddeutschen Zeitung“: 
„1945 – ein Jahr kehrt zurück“.39 
Nach dem Erinnerungsmarathon, 
der 2004, zum 60. Jahrestag des 
Attentatsversuchs, einsetzte und 
um den 8. Mai 2005 seinen (vor-
läufi gen?) Höhepunkt erreichte, 
lässt sich das nur bestätigen.

Drei abschließende Thesen

Die Geschichte des Kriegsendes 
lässt sich, erstens, ohne seine 
Vorgeschichte nicht ernsthaft 
erzählen. Wer den Krieg an sei-
nem Ende beginnen lässt, als er 
für die Deutschen im Reich so 
richtig begann, der zeichnet ein 
schiefes Bild. Vergangenes zu 
„historisieren“ kann nicht heißen, 
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es gleichsam aus eigenem Recht 
zu betrachten, sondern muss be-
deuten, es im jeweiligen Gefl echt 
von Ursache und Wirkung, von 
Zusammenhängen und Folgen zu 
beleuchten. Das Datum „8. Mai 
1945“ muss stets über sich hin-
ausweisen – mindestens auf den 
13. September 1939 und den 30. 
Januar 1933. 
Zweitens: Eine bittere, aber un-
umstößliche Tatsache ist es, dass 
die Niederlage die Bedingung 
der „Befreiung“ war. „Nur im 
Untergang lag die Befreiung“40. 
Noch einmal: Dieses Urteil derer, 
die sich im Rückblick erinnern, 
mindert nicht das Leid der Op-
fer, verhindert nicht die Trauer. Es 
schützt aber davor, eine Gleich-
heit der Schuld herbeizureden, 
die es schlechterdings nicht gab.
Schließlich drittens: Die kritische 
Auseinandersetzung mit der Art, 
wie die Kriegsvergangenheit 
nach 1945 jenseits der bekannten 
Ereignisse gedeutet wurde und 
wird – zum Beispiel durch ein 
Symposium – bleibt, was man mit 
Christoph Kleßmann eine „pro-
duktive Verunsicherung“ nennen 
kann: Sie lässt an allzu einfacher 
Schwarz-Weiß-Malerei ebenso 
zweifeln wie an den großen Erklä-
rungen, in denen die Vielfalt der 
Erfahrungen verloren geht.
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Sönke Neitzel

Kampf bis zur letzten Patrone?
Die Kämpfe auf dem Gebiet des Deutschen Reiches 1945

15. April 1945. Generalfeldmar-
schall Walter Model hält im Stadt-
wald von Haan bei Wuppertal 
eine letzte Ansprache vor dem 
Stab seiner Heeresgruppe B: 
„Meine Herren,
in diesem Augenblick, in dem ich 
jetzt zu Ihnen spreche, hat die 
Heeresgruppe B zu bestehen auf-
gehört. In dieser Stunde gelten 
meine Gedanken dem Schicksal 
unseres Vaterlandes und unseres 
Volkes. Im Gedenken an Deutsch-
land dürfen wir mit Stolz auf die 
Kämpfe zurückblicken, die hin-
ter uns liegen. Wir haben einen 
ehrenhaften Kampf geführt und 
unser Bestes gegeben. Wir brau-
chen uns deshalb unserer Nie-
derlagen nicht zu schämen. Ihnen 
allen möchte ich in dieser Stunde 
für Ihre Dienste danken. Ich weiß, 
ein Jeder hat mehr als seine Pfl icht 
getan.
In diesem Augenblick, wo die Hee-
resgruppe zu bestehen aufgehört 
hat und ich nicht mehr als Ihr Vor-
gesetzter vor Ihnen stehe, möchte 
ich Ihnen die [...] Wege aufzeigen, 
die es in der Situation, in der wir 
uns jetzt befi nden, noch gibt.
Zunächst besteht die Möglichkeit, 
sich zu den noch kämpfenden 
Heeresteilen in Mitteldeutschland 
durchzuschlagen. Der Weg hierzu 
ist Ihnen allen bekannt.
Die zweite Alternative ist die, zu 

der ich mich entschlossen habe, 
die Fortsetzung des Kampfes bis 
zur letzten Patrone. Ich habe eine 
kampferprobte Flakbatterie aus-
fi ndig gemacht, mit prächtigen 
jungen Soldaten, die mir das Ver-
sprechen gegeben haben, mit mir 
bis zum Letzten zu kämpfen und 
mit der Waffe in der Hand zu fal-
len. Jedem von Ihnen steht es frei, 
mir auf diesem Wege zu folgen.“1

Getreu und folgsam bis in den 
Tod – war dies die Handlungsma-
xime von Führung und Soldaten 
in den Kämpfen um Deutschland 
1944/45? Folgte die Wehrmacht 
somit Hitler in den Untergang? 
Kämpfte sie – wie Model es am 
15. April 1945 für sich ankündigte 
– bis zur letzten Patrone? Welche 
Folgen hatte dieser Kampf für Sol-
daten und Zivilisten in Deutsch-
land? Diesen Fragen geht der 
Beitrag im Folgenden nach.
Im Sommer 1944 erlebte die 
Wehrmacht Katastrophen unge-
ahnten Ausmaßes, die die End-
phase des Krieges einleiteten: 
Am 6. Juni 1944 waren die Alli-
ierten in der Normandie gelan-
det und hatten nach zweieinhalb 
Monaten schwerer Kämpfe das 
deutsche Westheer vernichtend 
geschlagen. Demoralisiert fl ute-
ten seine Reste Ende August auf 
die deutsche Westgrenze zurück. 
Am 11. September überschritt ein 
amerikanischer Spähtrupp süd-
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lich von Aachen  als erster alliier-
ter Verband die deutsche Grenze. 
Im Osten hatte die Rote Armee 
zur gleichen Zeit die deutsche 
Heeresgruppe Mitte aufgerie-
ben und war unaufhaltsam nach 
Westen vorgedrungen. Mitte 
Oktober drangen die ersten sow-
jetischen Einheiten in Ostpreu-
ßen ein. Das Ende des Krieges 
schien in greifbare Nähe gerückt 
zu sein. Doch überraschender-
weise gelang es der schon ge-
schlagen geglaubten Wehrmacht 
noch einmal, den Vormarsch der 
alliierten Armeen zum Stehen zu 
bringen und in der Ardennen-Of-
fensive  sogar zu einem vollkom-
men unerwarteten Schlag gegen 
die Amerikaner auszuholen. Im 
übrigen war dies nicht – wie oft 
geschrieben wird – Hitlers letz-
te Offensive (dies war das wenig 
bekannte  Unternehmen „Früh-
lingserwachen“, das die 6. SS-
Panzerarmee vom 6. bis 15. März 
1945 nördlich des Plattensees 
durchführte). Die Konzentration 

der besten Divisionen in der Ar-
dennen-Offensive ermöglichte 
der Roten Armee dann den tiefen 
Einbruch ins Reichsgebiet: Im Ja-
nuar 1945 stieß die Rote Armee in 
einem Zug von der Weichsel zur 
Oder vor, stand damit nur noch 
80 Kilometer vor Berlin. Während 
die Russen in den folgenden Wo-
chen Pommern und Westpreu-
ßen eroberten, stießen Briten 
und Amerikaner in einem müh-
samen und verlustreichen Kampf 
auf den Rhein vor. Am 7. März 
1945 eroberten amerikanische 
Soldaten bei Remagen eine in-
takte Brücke, gut zwei Wochen 
später wurde der Rhein bei Wesel 
und Oppenheim überschritten. 
Erst jetzt löste sich die Front im 
Westen allmählich auf, brach die 
geordnete Verteidigung zusam-
men. Allein im Ruhrkessel gingen 
im Verlauf des April 317.000 deut-
sche Soldaten in Gefangenschaft. 
Zügig stießen die Alliierten nun 
nach Osten vor, Frankfurt/Main 
war bereits am 29. März gefallen, 
Kassel am 4. April, Hannover am 
10. April. 
Die Eroberung Berlins, Mont-
gomerys ehrgeiziger Plan vom 
Herbst 1944, überließen man nun 
getrost den Sowjets. Die Stadt lag 
ohnehin in der sowjetischen Be-
satzungszone und man fürchtete 
die Opfer ihrer Eroberung. Stalin 
hatte derartige Sorgen nicht. Er 
gab an seine Marschälle Schu-
kow und Konjew die Losung aus, 
daß zu den Feierlichkeiten des 1. 
Mai 1945 die Rote Fahne auf dem 
Reichstag wehen müsse – koste 
es was es wolle. Seine Forderung 
wurde erfüllt, kostete freilich en-

US-Soldaten passieren 
die Brücke von 
Remagen,  8. März 1945; 
Quelle: Ullstein Bild
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orme Opfer: 361.367 Russen und 
Polen sind bei der Eroberung der 
Reichshauptstadt gefallen oder 
verwundet worden.
Die nüchterne Chronologie der 
Ereignisse ist vielfach wie ein eh-
renvoller Kampf bis zum Schluß 
interpretiert worden. So wie 
Léon Gambetta nach der Nie-
derlage von Sedan im Septem-
ber 1870 noch bis zum Februar 
1871 weitergekämpft hatte, weil 
ihm die deutschen Friedensbe-
dingungen nicht akzeptabel er-
schienen. Ehrenvoll habe man 
gekämpft, so stand es in der 
Nachkriegsliteratur zu lesen, wie 
einst Major Gneisenau Kolberg 
1806/07 gegen die Armeen Na-
poleons verteidigt hatte. Doch 
dieser Kampf um das Reich war 
weder mit der Zeit der Napoleo-
nischen Kriege noch mit den Ei-
nigungskriegen zu vergleichen. 
In der Endphase des Zweiten 
Weltkrieges entfaltete der totale 
Krieg seine volle Wucht – eine un-
vorstellbare Wucht. Tod und Zer-
störung überzogen das Land, als 
die Wehrmacht im Kampf gegen 
die überlegenen Gegner verblu-
tete, die Städte im Bombenhagel 
versanken und der Terror des Re-
gimes unaufhörlich wütete. Von 
Juni 1944 bis Mai 1945 kamen 
mehr als 2,7 Millionen deutsche 
Soldaten ums Leben, mehr als 
in den knapp fünf Jahren Krieg 
zuvor. Bei den Kämpfen im Jahr 
1945 fi elen mehr als 1,2 Millionen 
Soldaten (hinzu kamen 200.000, 
die in Gefangenschaft starben) 
– mehr als in den Jahren 1942 
und 1943 zusammen. Erstmalig 
im Zweiten Weltkrieg überstie-

gen nun die deutschen Verluste 
auch die sowjetischen, die sonst 
immer dreimal höher gelegen 
hatten. Dies ist ein sicheres Indiz 
für den Charakter dieser Kämp-
fe: Bunt zusammengewürfelte 
Verbände vollkommen unzurei-
chend ausgebildeter und ausge-
rüsteter Soldaten traten gegen 
einen Gegner an, dessen Mate-
rialüberlegenheit zu Wasser, zu 
Lande und in der Luft erdrückend 
war. Der ungleiche Kampf hatte 
jedwede Form eines ehrenhaften 
Kampfes längst verloren und war 
vielerorts nur mehr ein Gemet-
zel.
Wenn der Ausgang des Krieges 
doch längst feststand, warum 
wurde dann überhaupt noch 
gekämpft, warum mußten Hun-
derttausende in einem sinn-
losen Kampf ihr Leben lassen? 
1945 konnte offi ziell nur Hitler als 
Staatsoberhaupt den Weg zum 
Frieden ebnen. Es war ihm immer 
um Alles oder Nichts gegangen 
und er war nicht bereit zu kapitu-
lieren. 
Angesichts der ungeheuren 
Opferzahlen, der gewaltigen 
Zerstörungen und des unvor-
stellbaren Leids stellt sich die 
Frage, warum die Generalität der 
Wehrmacht bereit war, den be-
reits aussichtslosen Kampf fort-
zusetzen? Warum hat sie nicht 
auf eigene Faust gehandelt und 
zumindest örtlich dem Wahn-
sinn ein Ende gesetzt, anstatt zu 
versuchen, Hitlers immer neue 
Haltebefehle zu befolgen? War-
um waren die meisten Generäle 
dazu entschlossen, bis zum bit-
teren Ende weiterzukämpfen und 
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ihre schlecht ausgebildeten und 
ausgerüsteten Soldaten in einen 
sinnlosen Tod zu schicken? Und 
dies selbst im Westen, wo weder 
die Kriegsgefangenschaft noch 
die Besetzung größere Schre-
ckensvorstellungen auslösen 
konnten?
Die Antwort hierauf ist vielschich-
tig: Der Eid auf Adolf Hitler war si-
cherlich für viele ein wesentlicher 
Faktor, solange weiterzukämp-
fen, bis der Führer des Reiches 
entweder den Kampf aufgab 
oder tot war. Neben der formal-
juristischen und moralischen Bin-
dung durch den Eid waren viele 
Generäle durch die von ihnen be-
gangenen Kriegsverbrechen und 
ihre ideologischen Affi nitäten 
zum Nationalsozialismus auf Ge-
deih und Verderb an das Regime 
gebunden, kämpften deshalb bis 
zuletzt weiter. So kann es nicht 
verwundern, dass ein Franz Böh-
me, der in Serbien 1941 Zehntau-
sende Zivilisten ermorden ließ, 
im April 1945 noch daran dachte, 
von Norwegen aus den Kampf 
fortzuführen. 
Ein weiterer Beweggrund waren 
tief verankerte Ehrvorstellungen. 
Generalmajor Carl Wahle bemerk-
te im Februar 1945, dass schlicht 
die „einfachste militärische Ehre 
verlange“, dass man weiterkämp-
fe. Das deutsche Volk müsse in 
Ehren den Krieg verlieren, in dem 
es anständig bis zum Ende fech-
te, meinte auch General Dietrich 
von Choltitz im März 1945. Der 
ehrenvolle Kampf werde verhin-
dern, dass das Volk untergehe 
und seine Seele zerbreche. Bern-
hard Ramcke, Fallschirmjägerge-

neral und überzeugter National-
sozialist, bekannte offen, dass er 
sich von Herzen wünsche, dass 
sein deutsches Volk die Kraft ha-
ben werde, um jede Brücke, um 
jeden Bergrücken, um jede Stadt 
bis zum Letzten zu kämpfen. 
Dann könnten die Siegermächte 
die Deutschen ruhig ausrotten, 
aber man sei wenigstens in Ehren 
untergegangen. Ramcke hatte im 
September 1944 die französische 
Hafenstadt Brest bis zur letzten 
Patrone verteidigt und dieser ver-
bissene Kampf sollte das Vorbild 
für die Schlacht um Deutschland 
sein. Dass er als General natürlich 
nicht daran gedacht hatte, das ei-
gene Leben aufs Spiel zu setzen 
und vielmehr alles daran gesetzt 
hatte, als einziger noch aus Brest 
herausgefl ogen zu werden, ver-
deutlicht die Verlogenheit sol-
cher Bilder von der Götterdäm-
merung. Angesichts der Forde-
rung nach der bedingungslosen 
Kapitulation und wilden Spe-
kulationen über die Knechtung 
Deutschlands glaubten Generäle 
wie Ramcke daran, ein Kampf bis 
zum letzten Atemzug propagie-
ren und befehlen zu müssen. Es 
waren freilich diese Durchhalte-
befehle, die das Land in seiner 
Substanz bedrohten, keineswegs 
die Rachelust der Sieger. 
Während die Befehle der Gene-
ralität für die ihnen anvertrauten 
Soldaten den tausendfachen Tod 
brachten, haben sie selber nur ein 
geringes persönliches Risiko auf 
sich genommen. Nur die wenigs-
ten von ihnen waren dazu bereit, 
ihren Truppen in den Untergang 
zu folgen, oder – wie es SS-Briga-
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deführer Kurt Meyer einmal dras-
tisch ausgedrückt hatte - „mit dem 
Führer zu verrecken“: Model war 
einer der Ranghöchsten, der sich 
das Leben nahm (21. April 1945), 
die Generale Wilhelm Burgdorf 
und Hans Krebs erschossen sich 
am 1. Mai 1945 im Führerbunker 
in Berlin, Generaladmiral Hans 
Georg von Friedeburg und Ge-
neralfeldmarschall Robert Ritter 
von Greim folgten ihnen wenige 
Wochen nach der Kapitulation. 
Doch dieses Verhalten blieb eine 
Ausnahme, die Masse zog die 
Gefangenschaft dem Selbstmord 
vor. Dieser Befund bringt uns 
auf ein entscheidendes Moment 
zur Erklärung der wenig schmei-
chelhaften Rolle insbesondere 
der höchsten Generalität in den 
letzten Wochen und Monaten 
des Krieges: Die schlichte Angst, 
dem Terror des NS-Regimes zum 
Opfer zu fallen, wenn man früh-
zeitig die Waffen niederlegte 
oder Durchhaltebefehle nicht 
befolgte, war für viele Generäle 
zweifellos handlungsweisend. Sie 
opferten lieber ihre Soldaten als 
sich selber durch Ungehorsam 
in Gefahr zu bringen. So hat der 
Festungskommandant General 
Hermann Niehoff am 7. April bei 
Hitler im Hinblick auf 140.000 
verzweifelte Zivilisten die Kapi-
tulation beantragt. Als dieses 
Ersuchen abgelehnt wurde, ver-
teidigte er die Stadt noch bis zum 
6. Mai –Tausende Zivilisten fi elen 
den Kämpfen zum Opfer.
Bei aller gebotenen Differenzie-
rung läßt sich festhalten, dass es 
verantwortungsvolles Handeln 
gegen die Befehle Hitlers bei den 

Oberbefehlshabern von Heeres-
gruppen und Armeen meist über-
haupt nicht und wenn überhaupt 
erst in den allerletzten Kriegsta-
gen gegeben hat. Bei den rang-
niederen Kommandeuren von 
größeren Städten, Kampfgrup-
pen oder Divisionen war das 
nicht befehlskonforme Verhalten 
ebenfalls eine Ausnahme. Die 
Verweigerung kam bei dieser 
Gruppe aber immerhin vor. Ge-
neralleutnant Gerhard Graf von 
Schwerin war der erste Gene-
ral, der sich weigerte, an einem 
„künstlich verlängerten Krieg [auf 
deutschen Boden] teilzunehmen, 
der Deutschland nur zerstören 
würde“. Er zog sich im September 
1944 befehlswidrig aus Aachen 
zurück, wurde daraufhin abge-
löst, aber nicht belangt und spä-
ter wieder verwendet. Den Posten 
Schwerins nahm Oberst Gerhard 
Wilck ein, der die in Zerstörung 
und Chaos versinkende alte Kai-
serstadt bis zum Zusammenbruch 
des geordneten Widerstandes 
verteidigte und dann – wie schon 
die Festungskommandanten in 
Frankreich – nach entsprechend 
heroisch formulierten Funksprü-
chen in Gefangenschaft ging. 
Das Beispiel Aachens verdeut-
licht, dass etliche Faktoren zu-
sammenkommen mußten, damit 
Hitlers Endkampfphantasien un-
terlaufen werden konnten: Ne-
ben der Einsicht des örtlichen 
militärischen Befehlshabers kam 
es vor allem auf die militärische 
Lage vor Ort an, weiterhin auf die 
Besonnenheit der alliierten Trup-
pen und das couragierte Auf-
treten prominenter Bürger. Ge-
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neralleutnant Richard Schimpf, 
Kommandeur der 3. Fallschirm-
jägerdivision, gelang es mit Hilfe 
des Schweizer Generalkonsuls 
Franz-Rudolph von Weiß und des 
Stellvertretenden Bürgermeisters 
Heinrich Ditz Bad Godesberg am 
8. März 1945 kampfl os an die 
Amerikaner zu übergeben. Er 
handelte damit bewusst gegen 
die Befehle von Feldmarschall 
Model und es gelang ihm, eine Si-
tuation herbeizuführen, in der die 
Heeresgruppe B ihn nicht mehr 
absetzen und auch keine Ge-
genmaßnahmen mehr anordnen 
konnte. Ein ähnlicher Fall war die 
kampfl ose Übergabe Hamburgs 
an die Briten durch Generalmajor 
Alwin Wolz am 3. Mai 1945. Die 
Initiativen der Vernunft gingen 
aber nie von der obersten Füh-
rung aus, selbst die Beteiligung 
von Divisionskommandeuren, 
wie in den erwähnten Beispielen, 
war eine Ausnahme. 
Wenn die Führung also meist 
nicht den Mut aufbrachte, den 

sinnlosen Kampf zumindest ört-
lich zu beenden, warum – so muß 
man fragen - rebellierten die Sol-
daten nicht gegen den Wahnsinn, 
zumal sie doch hautnah erlebten, 
wie ihre Kameraden zu Tausen-
den auf dem Schlachtfeld einen 
grausamen Tod starben? Hier gilt 
es zwischen den drei Phasen des 
Endkampfes von Herbst 1944, 
Jahreswende 1944/45 und Früh-
jahr 1945 ebenso zu unterschei-
den wie zwischen der Ost- und 
Westfront.
Im Osten hatte die jahrelange Er-
fahrung eines erbarmungslos ge-
führten Weltanschauungskrieges 
in der Sowjetunion eine bedroh-
liche Vorstellung vom Einmarsch 
der Roten Armee nach Deutsch-
land geformt. Die Greueltaten 
der Roten Armee auf deutschem 
Boden bestätigten dieses Bild 
nur noch, so dass ein vorzeitiges 
Niederlegen der Waffen an der 
Ostfront für die dortigen Befehls-
haber und ihre Soldaten außer-
halb jeder Vorstellung lag. Diese 
Kapitulationsverweigerung hat 
immer wieder Tausende Solda-
ten in einen vermeidbaren Tod 
getrieben. Als der Widerstand 
der Verteidiger von Budapest im 
Februar 1945 erlahmte, befahl 
der Festungskommandant SS-
Obergruppenführer Karl Pfeffer-
Wildenbruch seinen Soldaten 
den Ausbruch. Wie Lemminge 
liefen diese ins Verderben: Bei 
dem Himmelfahrtskommando 
sind knapp 20.000 Mann ums Le-
ben gekommen – eine geordnete 
Kapitulation hätte den meisten 
das Leben gerettet, schließlich 
haben rund 80 Prozent derjeni-

Kriegsende in Berlin. 
Rotarmisten auf dem 
Pariser Platz, 
2. Mai 1945; 
Quelle: Ullstein Bild
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gen Soldaten, die 1945 in sow-
jetische Gefangenschaft kamen, 
diese auch überlebt. Das gleiche 
Szenario wiederholte sich Ende 
April 1945 mit der eingekesselten 
9. Armee südlich von Berlin, die 
bei ihrem verzweifelten Versuch 
aus den Wäldern um Halbe nach 
Westen zu gelangen schrecklich 
dezimiert wurde. Und selbst die 
Verteidiger des Berliner Stadt-
zentrums haben am 1. Mai 1945 
einen Ausbruchsversuch unter-
nommen, bei dem die meisten 
von ihnen noch gefallen sind.
Dennoch darf man sich den 
Kampf an der Ostfront nicht wie 
das Ringen japanischer Solda-
ten auf einsamen pazifi schen 
Eilanden vorstellen, die gemäß 
des Samurai-Kodex bis zum letz-
ten Atemzug kämpfen und bei 
selbstmörderischen Angriffen 
den Tod suchen, um nicht in die 
Hände des Feindes zu fallen. Die 
oftmals sinnlosen Haltebefehle 
Hitlers und ihre rigorose Anwen-
dung durch die Generalität führ-
ten auch an der Ostfront dazu, 
dass es stellenweise zu einem 
Zerfall der Moral kam und sich 
die Soldaten lieber ergaben, als 
sich abschlachten zu lassen. Zwi-
schen Juni 1944 und 1. Mai 1945 
machte die Rote Armee 1,5 Milli-
onen Gefangene.
Im Westen stellt sich die Lage an-
ders dar. Nach dem drastischen 
Absinken der Moral durch die 
schweren Niederlagen in Frank-
reich festigte sie sich wieder und 
erreichte mit der Ardennen-Of-
fensive wieder ein Hoch. 50 Pro-
zent der Wehrmachtsoldaten im 
Westen – so amerikanische Befra-

gungen unter Kriegsgefangenen 
– waren zu diesem Zeitpunkt der 
Ansicht, dass es der Wehrmacht 
gelingen würde, die Alliierten 
wieder aus Frankreich heraus zu 
werfen. Ebenso viele glaubten an 
einen deutschen Sieg und zwei 
Drittel bejahten die Frage, ob sie 
noch Vertrauen zum Führer hät-
ten. Entscheidend für die Erho-
lung der Moral war auch, dass die 
Primärgruppen der Wehrmacht 
bis Ende 1944 mehr oder minder 
intakt blieben. Die gewachsene 
Gemeinschaft von erfahrenen 
Soldaten war das Gerüst von 
Zügen, Kompanien und Bataillo-
nen. Solange sie existierte, war 
die Wehrmacht funktionstüchtig, 
konnte sie sich von Rückschlägen 
auch wieder erholen. Das Schei-
tern der Ardennen-Offensive, 
der Verlust Ostdeutschlands und 
die horrenden Verluste, die die 
Primärgruppen und damit den 
Zusammenhalt der Einheiten nun 
vollends zerstörten  raubten den 
meisten Landsern dann die Illusi-
onen. Anfang März 1945 glaubten 
nur noch 17 Prozent, dass es der 
Wehrmacht gelingen würde, die 
Alliierten aus Frankreich hinaus-
zuwerfen, Vertrauen in den Füh-
rer gaben nur noch 31 Prozent an. 
An einen deutschen Sieg mochte 
nur noch 11 Prozent glauben.
Natürlich müssen derartige Um-
fragen in ihrer Repräsentativität 
kritisch hinterfragt werden. Un-
zweifelhaft ist jedoch, dass sie ei-
nen Trend angeben, der auch aus 
anderen Quellen zu belegen ist. 
Im Westen waren es ab März 1945 
meist rangniedere Offi ziere oder 
auch die einfachen Soldaten, die 
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die Durchhaltebefehle von oben 
immer öfter ignorierten. „Die 
Soldaten revoltieren nicht offen 
gegen die Offi ziere, sondern tre-
ten einfach in einen ‚stummen 
Streik’“, berichtete General Ed-
win Graf von Rothkirch und Trach. 
„Sie sitzen eben alle da, wenn die 
Amerikaner kommen, und tun 
nichts“.2

Die Haltung der deutschen Be-
völkerung folgte ganz ähnlichen 
Mustern wie diejenige der Sol-
daten. Die Bevölkerung hat die 
Untergangsphantasien Hitlers 
und seiner ausführenden Or-
gane in weiten Teilen nicht Folge 
geleistet. Bereits im September 
1944 trafen deutsche Truppen 
bei der Verteidigung im Westen 
örtlich auf eine stark ablehnen-
de Haltung der Zivilbevölkerung. 
Was zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht allgegenwärtig war, wurde 
zwischen Januar und März 1945 
zumindest in Westdeutschland 
zu einem Massenphänomen. 
Obgleich selten offen geäußert, 
war die Bevölkerung zweifellos 
der Ansicht, dass es Wahnsinn 
sei, den Krieg weiterzuführen. 
In einem Lagebericht der SD-
Außenstelle in Stuttgart vom 27. 
März 1945 hieß es: „Allgemein ist 
man der Ansicht, für uns in Würt-
temberg sei der Krieg in Kürze 
zu Ende. Teils sind die Volks-
genossen über das rasche Vor-
dringen der Anglo-Amerikaner 
an der Westfront bestürzt, zum 
großen Teil aber ist die hiesige 
Bevölkerung beinahe froh, daß 
dieser Krieg endlich ein Ende für 
sie nimmt. Angst vor den Ameri-
kanern und Engländern bestehe 

nirgends, dann man wisse aus 
den bereits besetzten Gebieten, 
das es den dortigen Bewohnern 
unter der alliierten Besetzung gut 
gehe“.
In einem Bericht des Regierungs-
präsidenten Oberbayern hieß es 
Anfang April: „Kriegsmüdigkeit 
stark zugenommen. Baldiges 
Kriegsende fast allgemein er-
sehnt. Der Glaube an den etwai-
gen Einsatz neuer Geheimwaf-
fen sei stark gesunken, Aufrufe 
und Appelle der Führung fänden 
kaum noch Widerhall, die Rund-
funkpropaganda werde größ-
tenteils abgelehnt“.3 So gab es 
im Frühjahr 1945 zumindest im 
Westen einen verdeckten Streik 
gegen die Zerstörungsbefehle, 
Evakuierungsmaßnahmen und 
den Einsatz des Volkssturms. 
Der Volkssturm war eine charak-
teristische Erscheinungsform des 
Endkampfes, die noch einmal die 
ganze Absurdität des „Nicht-Auf-
geben-Wollens“ der NS-Führung 
deutlich machte. Als die alliier-
ten Armeen an den deutschen 
Grenzen standen, rief Hitler am 
25. September 1944  alle noch 
nicht eingezogenen Männer zwi-
schen 16 und 60 Jahren in den 
Volkssturm. Es handelte sich da-
bei um eine der Partei und nicht 
der Wehrmacht unterstehende 
schlecht bewaffnete und kaum 
ausgebildete Miliz, die in ihren 
Heimatregionen den Feinden 
entgegentreten sollte. Bereits der 
erste Einsatz an der Westfront, in 
November 1944 in Metz, war ein 
Desaster: die Männer liefen bei 
der ersten Gelegenheit über. Zu 
nennenswerten Kampfl eistungen 
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kam es im Westen nur, wenn die 
Einheiten längere Zeit von Wehr-
machtpersonal ausgebildet und 
trainiert sowie einigermaßen 
vernünftig ausgerüstet wurden. 
Dann konnten Volkssturmbatail-
lone durchaus beachtliche Ein-
satzleistungen zeigen – wie etwa 
bei den Kämpfen um Saarbrü-
cken und um Saarburg. An der 
Westfront waren diese Fälle aber 
die große Ausnahme. Typischer 
dürfte das Beispiel von Remagen 
sein: Das dortige Volkssturmba-
taillon hatte sich bereits aufgelöst 
als die Spitzen der 9. US-Panzerdi-
vision die Stadt erreichten. Diese 
konnten daher ungehindert zur 
Ludendorff-Brücke vordringen, 
deren Zerstörung verhindern 
und am 7. März 1945 den ersten 
Rheinübergang sichern. 

Die Zahl der Volkssturmmän-
ner, die im Westen in den Kampf 
eingriffen, wird auf 150.000 ge-
schätzt. Im Osten war diese Zahl 
deutlich höher und dürfte bei 
etwa 650.000 Mann gelegen ha-
ben. Das erste Gefecht erlebten 
die Volkssturmbataillone auf die-
sem Kriegsschauplatz am 7. Ok-
tober in der Nähe von Memel, ei-
nige Wochen später nahmen sie 
an der Abwehr des sowjetischen 
Einbruchsversuches im Raum 
Gumbinnen teil und erlitten hier-
bei schwere Verluste. Der Wille 
zum Widerstand war aufgrund 
der Angst vor der Roten Armee 
im Osten zweifellos größer als 
im Westen. Aber auch in Schle-
sien oder Pommern setzen sich 
viele Volkssturmmänner ab, weil 
sie sich nicht von einer korrupten 
Parteiführung als Kanonenfutter 
in einem aussichtslosen Kampf 
verheizen lassen wollten. Ob 
und wie ein Volkssturmbataillon 
kämpfte, hing auch an der Ost-
front vom Grad der Integration in 
die Verteidigung der Wehrmacht, 
vom Umfang der Ausbildung, der 
Ausrüstung und der Qualität der 
Führung ab.
In den Kämpfen auf dem Reichs-
gebiet sind nach neuesten For-
schungen 78.000 Männer als 
Volkssturmmänner gefallen. Da-
mit dürfte die Verlustquote et-
was niedriger als bei regulären 
Heereseinheiten liegen.
Dieser hohe Blutzoll konnte 
den Gang der Dinge nicht mehr 
beeinfl ussen. Auch wenn der 
Volkssturm den zusammenbre-
chenden Fronten vielfach einen 
gewissen Halt verschaffte, ist der 

Ruhrkessel, 27. März 1945. Volkssturm auf 
dem Weg zur Front. Quelle: Ullstein Bild
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Einsatz der betagten, kaum aus-
gebildeten Männer nur ein wei-
terer Beleg für die Bereitschaft 
Hitlers und der NS-Führung, das 
eigene Volk in den Tod zu treiben. 
Dies sticht um so mehr ins Auge, 
da die Ortsgruppenleiter der 
NSDAP, die die eigentliche See-
le des Widerstandes sein sollten 
und an der Spitze des Volksstur-
mes zu fallen hatten, sich meist 
bei der ersten günstigen Gele-
genheit aus dem Staub mach-
ten. Auch für den Volkssturm gilt 
somit der Befund, dass die Basis 
die Untergangsbefehle oft nur 
unter ganz bestimmten Umstän-
den zu erfüllen bereit bzw. dazu 
gezwungen war. Insbesondere 
im Westen lösten sich Einheiten 
frühzeitig auf und wurden von 
verantwortungsvollen Komman-
deuren nach Hause geschickt.
Allerdings kann dies nicht darü-
ber hinwegtäuschen, dass auch 
die Endkämpfe im Westen – auch 
östlich des Rheins – für beide Sei-
ten überaus verlustreich waren. 
Noch im April 1945 hatte die US-
Army 10.677 Tote zu beklagen, 
genausoviel wie im Juni 1944 und 
1500 mehr als im Februar 1945. 
Bis in die letzten Kriegstage gab 
es unzählige harte Gefechte, in 
denen deutsche Truppen sich 
verbissen zur Wehr setzten. Ins-
besondere in Nordbaden, Nord-
württemberg und Nordbayern 
wurde im April 1945 in einer Hef-
tigkeit gefochten, die „zu diesem 
Zeitpunkt des Krieges befremd-
lich deplaziert war“.4 Der SS-
Gruppenführer und Generalleut-
nant der Waffen-SS Max Simon 
sammelte in dieser Region um 

noch intakte Waffen-SS-Verbän-
de ein buntes Sammelsurium von 
Einheiten aus Versprengten und 
Volkssturmmännern. Anfang April 
entbrannten etwa um Heilbronn 
schwere Häuserkämpfe. Neun 
lange Tage tobten in den Ruinen 
der vom Bombenkrieg schwer ge-
troffenen Stadt die Gefechte. Als 
die Kämpfe am 12. April abfl au-
ten, war Heilbronn zu 56 Prozent 
zerstört. Zur selben Zeit wurde 
eine weit vorgepreschte Kampf-
gruppe der 10. US-Panzerdivisi-
on bei Crailsheim abgeschnitten. 
Als die Lage für die GI allmählich 
kritisch zu werden drohte, nahm 
man die eigenen Kräfte um 20 
Kilometer nach Norden zurück. 
Dies war die größte Schlappe, die 
die US-Army bei der Schlussof-
fensive in Deutschland erlitten 
hat, und es war in dieser Phase 
des Krieges das einzige Mal, dass 
deutsche Truppen ein größeres 
Gebiet wieder zurückeroberten. 
Die Bevölkerung war von dem 
Wiedereinzug der deutschen 
Truppen alles andere als begeis-
tert, hatte sie doch geglaubt, den 
Krieg schon überstanden zu ha-
ben. In den nächsten zehn Tagen 
gingen Gestapo-Beamte und 
SS-Kommandos schonungslos 
gegen all diejenigen vor, die sie 
beschuldigten, „mit dem Feind 
in Verbindung gestanden zu ha-
ben“. Etliche Personen wurden 
kurzerhand erschossen oder auf-
gehängt. Es war ein großes Glück 
für die leidgeprüfte deutsche Be-
völkerung, dass es nur dieses eine 
Mal gelang, die Westalliierten auf 
Reichsgebiet in nennenswertem 
Umfang zurückzuschlagen. 
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Das Beispiel von Crailsheim ver-
anschaulicht, warum die ein-
fachen Soldaten den Kampf nicht 
einfach beendeten: Zum einen 
gab es Tausende, die nicht bereit 
waren, die Waffen niederzule-
gen; sei es aus ihrer Nähe zur NS-
Ideologie, sei es aufgrund ihres 
Eides, der Erinnerung an das Jahr 
1918 oder auch aufgrund ihres 
soldatischen Ehrgefühls. Außer-
dem war jedes widerständige 
Handeln lebensgefährlich. So-
lange die Ordnung und Struktur 
der Wehrmacht einigermaßen in-
takt war, versuchte die Militärge-
richtsbarkeit jeden zu belangen, 
dem Feigheit vorgeworfen wer-
den konnte.  Bis 1944 waren be-
reits 25.000 Todesurteile gegen 
Wehrmachtangehörige erlassen. 
1945 erreichte der Terror ge-
gen die eigenen Soldaten dann 
seinen Höhepunkt. Allein die 
ordentliche Gerichtsbarkeit ver-
hängte 1945 4.000 Todesurteile. 
Standgerichte und Fliegende 
Standgerichte ließen wahrschein-
lich noch einmal 6.000 bis 7.000 
Männer und Frauen hinrichten. 
Der Zahl derjenigen, die von den 
eigenen Männern oder SS-Kom-
mandos auf der Stelle erschossen 
wurden, wird sich wohl niemals 
ermitteln lassen. Es war somit 
lebensgefährlich, frühzeitig die 
Waffen niederzulegen und sich 
offen gegen die Durchhaltebe-
fehle zu stellen. Diejenigen, die es 
dennoch taten, bezahlten diesen 
Mut oftmals mit dem Leben. Der 
Stadtkommandant von Gotha, 
Oberstleutnant Joseph Ritter von 
Gadolla, hatte am 3. April 1945 
beschlossen, die Stadt kampfl os 
den Amerikanern zu übergeben. 

Er wurde jedoch von einer Streife 
aufgegriffen, nach Weimar ge-
bracht, vor ein „fl iegendes Stand-
gericht“ gestellt und am 5. April 
erschossen. 
Weitgehend vergebens war auch 
der von einer kleinen Gruppe mit 
dem klangvollen Namen „Frei-
heitsaktion Bayern“ angeführte 
Aufstand in München. Unter der 
Führung von Hauptmann Rup-
precht Gerngroß wollte diese 
Gruppe den Gauleiter Paul Gies-
ler verhaften und den Stab des 
Oberbefehlshabers West lahm le-
gen, um so die Verteidigung der 
Stadt zu verhindern. Diese weit 
gefassten Ziele überstiegen die 
Kräfte der Gruppe bei weitem, 
so dass es ihr lediglich gelang, 
am 27. April den Rundfunksender 
München-Freimann kurzzeitig 
zu besetzten und einen Aufruf 
zur Einstellung der Kampfhand-
lungen zu verlesen. Die Aktion 
wurde blutig niedergeschlagen 
und Todesurteile gegen diejeni-
gen Personen verhängt, die dem 
Aufruf Folge geleistet hatten. 
Ziehen wir Bilanz: Hitler war ge-
willt, das Deutsche Volk mit sich 
in den Untergang zu reißen. Eine 
Kapitulation schloss er vehement 
aus. Die höhere Generalität, die 
gegen den Wahnsinn zumindest 
in regionalen und lokalen Kon-
texten hätte handeln können, war 
nicht bereit, sich gegen den Dik-
tator zu stellen. Die Loyalität ge-
genüber dem Führer zählte den 
allermeisten Generälen letztlich 
mehr als die Loyalität gegenüber 
dem eigenen Volk. Dies wurde 
im übrigen auch im Osten deut-
lich, denn die Evakuierung der 
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Zivilbevölkerung über die Ostsee 
hatte bis zum 6. Mai 1945 keine 
Priorität und es war den unteren 
und mittleren Dienststellen zu 
verdanken, dass neben 500.000 
Verwundeten auch eine Million 
Flüchtlinge nach Westen abtrans-
portiert werden konnten.5

Die Radikalität der deutschen Mi-
litärführung, die mit ihrem Gehor-
sam und ihren Befehlen die Subs-

tanz des deutschen Volkes aufs 
Spiel setzte, ist einer der wenigen 
Fälle dieser Art in der Geschich-
te – singulär ist sie freilich nicht, 
so wie einige Historiker meinen.6 
Die japanische Generalität opfer-
te nicht nur die eigenen Soldaten, 
sondern auch das eigene Volk in 
dem aussichtslosen Kampf gegen 
die amerikanischen Streitkräfte. 
Es war schließlich der Interventi-
on des Tenno zu verdanken, dass 
man am 15. August 1945 ein-
lenkte und es nicht mehr zu dem 
von der japanischen Generalität 
gewollten Endkampf zwischen 
amerikanischen Truppen und 
dem mit Bambusspeeren bewaff-
neten japanischen letzten Aufge-
bot kam. 
Die Wehrmacht kollabierte – von 
ihrer Führung mit drakonischen 
Maßnahmen zum Gehorsam ge-
zwungen – erst in den letzten 
Apriltagen endgültig, wenngleich 
im Westen bereits seit März 1945 
eine nicht mehr aufzuhaltende 
Erosion eingesetzt hatte. Sie 
kämpfte vielleicht nicht bis zur 
letzten Patrone, aber doch meist 
so lange bis ein halbwegs ge-
ordneter Widerstand nicht mehr 
möglich war. Dieser überaus 
heftige Widerstand verdeutlich-
te den Alliierten, dass der Krieg 
erst noch mühsam beendet wer-
den musste, obwohl er natürlich 
längst gewonnen war. Russen, 
Amerikaner und Briten mussten 
sich die Frage stellen, wie viel Blut 
die Beendigung des nicht enden 
wollenden Kampfes noch kosten 
würde. Sie waren daher dazu ent-
schlossen, mit der ganzen Gewalt 
ihrer Arsenale die Kapitulation zur 

Dresden vor und nach 
dem Bombenangriff 
vom Februar 1945: Blick 
vom Rathausturm in 
Richtung Elbe. Rechts 
die Frauenkirche, 
links Schlossturm und 
Hofkirche. 
Quelle: Ullstein Bild
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erzwingen, um so das Leben der 
eigenen Soldaten zu schonen. So 
ist es zu erklären, dass die Alliier-
ten in den letzten Kriegsmonaten 
oftmals mit Kanonen auf Spatzen 
schossen und den geringsten 
Widerstand mit Bombentep-
pichen und Trommelfeuer der 
Artillerie beantworteten. Auch 
die verheerenden Luftangriffe 
auf deutsche Städte – Dresden 
ist hier nur das bekannteste Bei-
spiel – entsprangen diesem Kal-
kül. Deutschland versank so end-
gültig in Schutt und Asche. Der 
totale Krieg, den Goebbels im 
Februar 1943 großspurig verkün-
det hatte, endete in einer unge-
ahnten Orgie von Zerstörung und 
Gewalt in dem Land, von dem er 
einst ausgegangen war.  
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Andreas Hedwig

Hessen in der Stunde Null*

Vor 60 Jahren, Ende März bis 
Anfang April 1945, beendeten 
amerikanische Truppen in den 
Gebieten des heutigen Bundes-
landes Hessen das Dritte Reich. 
Taugt der Begriff „Stunde Null“ 
auch nicht als Chiffre für das 
Kriegsende und die frühe Nach-
kriegszeit, so doch zur Bezeich-
nung des schmalen Zeitkorridors 
von zumeist nur wenigen Tagen, 
in dem die NS-Herrschaft zusam-
menbrach, der Krieg endete und 
die Besatzungszeit begann.
Eine klarere Vorstellung von den 
Ereignissen und Stimmungen 
der „Stunde Null“ erhalten wir er-
staunlicher Weise erst Jahrzehnte 
später aus einer großen Zahl von 
Zeitzeugenberichten. Dabei ist 
man vor Verfälschungen oder 
Verklärungen natürlich niemals 
sicher. Dies zeigen etwa die Bei-
spiele aus Darmstadt und Wies-
baden wo im Nachhinein offene 
Auseinandersetzungen darüber 
entbrannten, wer die friedliche 
Übergabe an die Amerikaner zu 
verantworten hatte. Dennoch 
sind die Zeitzeugenberichte in 
der Gesamtschau durchaus er-
giebig und wurden für die fol-
gende Darstellung systematisch 
ausgewertet.
Aber warum das Thema „Stunde 
Null in Hessen“? Klaus-Dietmar 
Henke, Autor des mächtigen 
Standardwerkes „Die amerika-
nische Besetzung Deutschlands“, 

erwähnt Hessen kaum. Das Er-
eignis von Rang ist der Rheinü-
bergang bei Oppenheim durch 
die 3. amerikanische Armee un-
ter General Patton in der mond-
hellen Nacht zum 23. März. „Aus 
der Bewegung“ ihrer vorstür-
menden Spitzen „heraus“ setzten 
die Amerikaner handstreichar-
tig über den Fluss. Die Deut-
schen reagierten zu spät und zu 
schwach. Nach 36 Stunden war 
ein ca. sieben km tiefer Brücken-
kopf ausgebildet, auf dem fünf 
Regimenter und einige Artillerie- 
und Panzerbataillone standen. 
Nach der Einnahme der Brücke 
von Remagen am 7. März stand 
den Amerikanern nun kein grö-
ßeres Hindernis mehr im Wege 
auf dem Marsch in das Innere des 
Deutschen Reiches. Im Vergleich 
mit der Ostfront, wo die Sowjets 
nach wie vor auf harten Wider-
stand stießen, hatten die Ameri-
kaner leichtes Spiel und rückten 
in atemberaubendem Tempo vor. 
Aber ganz kampfl os und unspek-
takulär vollzog sich der Einmarsch 
auch in Hessen nicht.

Die Besetzung Hessens

Zunächst die militärische Lage im 
Überblick: Die Amerikaner stie-
ßen in der Nacht zum 23. März 
1945 auf südhessisches Gebiet 
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vor. Bereits am 25. März besetzten 
sie  Darmstadt, Dieburg, Langen, 
Rüsselsheim, zum Teil kampfl os, 
am 26. März Lampertheim und 
Neu-Isenburg sowie Offenbach. 
Am 27. März wurde – nach einiger 
Gegenwehr – Bensheim einge-
nommen.
Inzwischen waren am 26. März 
auch Einheiten der 7. US-Armee 
bei Worms über den Rhein ge-
gangen und strebten vor allem 
über den Odenwald in Richtung 

Neckar. Am 29. März war Erbach 
in amerikanischer Hand. Nördlich 
gingen nun weitere Einheiten der 
3. US-Armee auch bei Mainz, bei 
St. Goar und Boppard über den 
Rhein. Sie übernahmen am 28. 
März kampfl os Wiesbaden und 
vereinigten sich mit Einheiten der 
1. Armee, die am 25. März vom 
Remagener Brückenkopf aus ge-
startet waren. Dabei kesselten 
sie deutsche Restverbände im 
Rheingau-Taunusgebiet ein.
Die 1. Armee richtete ihren Haupt-
keil jedoch nach Osten, denn ihre 
Aufgabe war es, den Ruhrkessel, 
der nördlich von englischen Trup-
pen umfangen wurde, südlich zu 
schließen. Dazu stürmte sie zu-
nächst auf nassauisches Gebiet 
vor und besetzte am 27. März 
Limburg und Herborn. Weiter 
ging es nördlich der Lahn am 28. 
März nach Wetzlar, am 29. März 
nach Gießen, Marburg, Korbach 
und Arolsen. Am 30. März war 
Bad Wildungen und am 31. März 
Wolfhagen in amerikanischer 
Hand.
Die 3. Armee sollte so rasch wie 
möglich nach Thüringen und zur 
Elbe vordringen. Sie überschritt 
am 28. und 29. März, nachdem sie 
den Widerstand in Frankfurt und 
Hanau gebrochen hatte, von Sü-
den den Main. Am 28. März schon 
stießen Panzerspitzen bis weit 
in die Wetterau vor, am 29. März 
ging der Vormarsch dann in gan-
zer Breite weiter und Kronberg/
Ts., Bad Nauheim, Friedberg, 
Schotten und Lauterbach fi elen 
an die Amerikaner, die so wieder-
um kurzzeitig südlich von Gießen 
einen Kessel gebildet hatten, der 

Einzug der US-Truppen: 
Wiesbaden (Adolfstra-
ße); Quelle: HHStA 1379
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geschlossen werden musste. Am 
30. März nahmen sie Oberursel, 
Bad Homburg, Usingen, Büdin-
gen und Bad Hersfeld ein. Zwecks 
Sicherung der besetzten Gebiete 
verlangsamte sich nun etwas das 
Tempo des Vormarsches. Nach 
vereinzelten kleineren Gefechten 
an den Flanken und im Rücken 
der Panzerspitzen fi elen am 2. 
April Bad Orb, Schlüchtern und 
Fulda, am 3. April dann Kassel 
und Eschwege und schließlich 
am 7. April Witzenhausen an die 
Amerikaner.

Die Taktik der Amerikaner

Der rasante Vormarsch basierte 
auf einer bewährten Taktik, die 
im Zweiten Weltkrieg bereits den 
Deutschen große militärische 
Erfolge beschert hatte: Rasches 
Vorstoßen schneller Panzerver-
bände durch die feindlichen Lini-
en, um dann in großen Zangen-
bewegungen die gegnerischen 
Truppen einzukesseln und auf-
zureiben. Eine Konsequenz der 
schnellen Vorstöße war, dass es 
keine klare Frontlinie gab und 
deutsche Verbände überrollt 
oder eingeschlossen wurden. Zu-
weilen besetzten die Amerikaner 
tagsüber Orte, in denen nachts 
deutsche Truppenteile auftauch-
ten. Die Absicherung der Flanken 
sowie der bereits zurückgelas-
senen Gebiete erforderte daher 
gesonderte Anstrengungen.
Immer wieder stießen sie bei ih-
ren Vorstößen auf Gegenwehr, 
verloren Panzer, wurden in Kämp-

fe verwickelt, umgingen zuweilen 
aber auch einfach Widerstands-
nester zugunsten des Gelände-
gewinns. Hierfür nahmen die 
Amerikaner durchaus erhebliche 
Verluste in Kauf. Die stereotypen, 
unterschwellig „Feigheit“ unter-
stellenden Aussagen von deut-
scher Seite über den unverhält-
nismäßigen Materialeinsatz sind 
unpassend: In der Tat versuchten 
die Amerikaner, die Deutschen 
mit ihrer Feuerkraft zu beeindru-
cken. Ihre Lufthoheit nutzten sie 
nicht nur für die Aufklärungsfl üge 
zur Unterstützung der Marschsäu-
len. Sie setzten ihre Jagdbom-
ber und Tieffl ieger systematisch 
ein für eine Zermürbungstaktik 
im Vorfeld der herannahenden 
Front. So fi elen vielerorts die letz-
ten schweren Luftangriffe, wie in 
Limburg oder Bensheim, nicht 
zufällig auf die letzten Kriegstage. 
Wurden ihre Panzer – womit auch 
immer – beschossen, so erwi-
derten sie das Feuer durchgängig 
massiv, um die Widerstandsnes-
ter auszuschalten und den Wi-
derstandswillen zu brechen. Kam 
man dann trotz Artillerie- oder 
Bombereinsätzen nicht weiter, so 
scheuten die Amerikaner in Städ-
ten oder in Waldgebieten jedoch 
nicht den Nahkampf und entrich-
teten einen erheblichen Blutzoll. 
Da Gesamtzahlen fehlen, nur 
einige Hinweise: Auf der Kriegs-
gräberstätte Butzbach-Nieder 
Weisel lagen 1945 zeitweise ca. 
900 gefallene US-Soldaten, die 
allein bei den Kämpfen im hes-
sisch-thüringischen Grenzraum 
zwischen Kassel und Suhl umge-
kommen waren. In Fritzlar zählte 
man nach zweitägigen Abwehr-
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kämpfen 40 gefallene deutsche, 
aber 120 amerikanische Soldaten. 
Und um hier auch ein Licht auf den 
„zähen Abwehrkampf“ deutscher 
Verbände zu werfen: Die ca. 800 
Soldaten der SS-Gebirgsdivision 
Nord, die am 2. April auf der Spiel-
berger Platte bei Wächtersbach 
von amerikanischen Verbänden 
aufgerieben wurden, verloren 
bei ihrem letzten Gefecht ca. 140 
Mann und gaben sich dann gefan-
gen, aber nicht ohne vorher starke 
Zerstörungen in den Dörfern Lei-
senwald und Waldensberg, in die 
man sich verschanzt hatte, in Kauf 
zu nehmen – diese Bilanz bezeugt 
weder einen heldenhaften Unter-
gang noch militärisch weitsich-
tiges Handeln.

auf deutscher Seite“, so Henke 
über die schwachen deutschen 
Abwehrbemühungen. Die Rest-
truppenteile der Heeresgruppe 
G bzw. der 7. und 1. Armee, sowie 
im Norden Teile der Heeresgrup-
pe B bzw. der 15. Armee, die sich 
in den Ruhrkessel zurückzogen, 
befanden sich in Aufl ösung. Sie 
versuchten immer wieder, Ab-
wehrlinien zu organisieren. Doch 
misslang dies regelmäßig. Die 
Amerikaner trieben die schlecht 
ausgerüsteten deutschen Trup-
pen regelrecht vor sich her. De-
nen wiederum fehlte es nicht nur 
an Waffen, Munition und Fahr-
zeugen aller Art, sondern in vie-
len Fällen selbst am Benzin. Auch 
bespannte Einheiten kamen zum 
Einsatz, man nahm sich Fahrräder 
oder ging einfach zu Fuß – we-
gen der Tieffl iegergefahr zumeist 
nachts. Konnten sich die deut-
schen Truppen nicht mehr abset-
zen, so sprengten sie – bevor sie 
sich in die Wälder absetzten oder 
gefangen gaben – ihre Geschütze 
und Panzer, damit sie nicht in 
Feindeshand fi elen.
In der Tat reagierte auf hes-
sischem Gebiet häufi g auch nur 
noch der vielfach beschriebene 
„zusammengewürfelte Haufen“ 
ausgemergelter Soldaten, wel-
che die Amerikaner punktuell 
zu kleineren Kampfhandlungen 
herausforderten. Oft handelte 
es sich dabei um ad hoc zusam-
mengestellte, mit wehrfähigen 
Verwundeten, Fahnenjunkern 
und selbst Volkssturmmännern 
„aufgefrischte“ Einheiten. 
Nennenswerte Kämpfe gab es 
unmittelbar nach dem amerika-

Gefangennahme deut-
scher Soldaten bei 
Kassel (März/April 1945).  
Quelle: HHStA 1413

Die Reaktion der deutschen 
Truppen

Wie stand es auf deutscher Sei-
te? „Eine wirkliche Kriegsführung 
gab es im Westen seit dem De-
saster der Wehrmacht links des 
Rheins nicht mehr, jedenfalls nicht 
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nischen Rheinübergang in Ab-
schnitten des Brückenkopfes 
(zwischen Bürstadt und Lampert-
heim machten die Amerikaner 
innerhalb 36 Stunden 1250 Ge-
fangene), um die „Festungsstäd-
te“ Frankfurt und Hanau, ferner 
im Usinger Land, im Kinzigtal im 
Raum Bad Orb/Wächtersbach, 
bei Lauterbach, um Fritzlar sowie 
im westlichen Umfeld der sog. 
Festung Kassel, zumal im Wal-
deckischen, wobei so manche 
Dörfer stark in Mitleidenschaft 
gezogen wurden. Verlustreiche 
Kampfhandlungen erzwangen 
auch einige überrollte Einheiten 
im Rücken des amerikanischen 
Vormarsches, etwa am Niddaer 
Flughafen am 1. und 2. April oder 
die 6. SS-Gebirgsdivision Nord 
am 2. April auf der Spielberger 
Platte bei Wächtersbach.
Noch am ehesten in die Katego-
rie planmäßigen Handelns gehö-
ren die Sprengkommandos, die 
in Ausführung des berühmten 
Nero-Befehls vom 19. März 1945 
dafür sorgen sollten, dass die an-
stürmenden Amerikaner nur „ver-
brannte Erde“ vorfi nden. Doch 
beschränkten sich die Komman-
dos wegen der knapp bemes-
senen Zeit fast durchgängig auf 
die Brücken. E-, Gas- oder Was-
serwerke blieben fast überall ver-
schont. Diese Sprengungen wa-
ren meist die letzte militärische 
Maßnahme. Dann setzten sich – in 
der Hoffnung, Zeit gewonnen zu 
haben und sich neu formieren zu 
können – die deutschen Verbände 
ab und hinterließen Kampfkom-
mandanten, eine Handvoll Solda-
ten und Volkssturmeinheiten mit 

dem Auftrag: Verteidigung „bis 
zur letzten Patrone“.
Die hoffnungslose Lage unter-
grub natürlich die Kampfmoral. 
Der weitgehend demoralisierten 
Truppe war inzwischen auch der 
Glaube an die bis zuletzt beschwo-
renen Wunderwaffen abhanden 
gekommen, obwohl gerade in 
den nördlichen Landesteilen die 
nächtlichen Abschüsse der V1- 
und V2-Raketen aus der Gegend 
von Rennerod und Hachenburg 
deutlich am Horizont zu beob-
achten waren und im Vormarsch-
gebiet der 1. Armee ab und zu 
Me 262-Turbinenjäger auftauch-
ten. Die überrollten Truppenteile 
und jene, die sich selbst aus den 
Kampfl inien zurückgezogen hat-
ten und sich in den Waldgebie-
ten oder in Scheunen und Dach-
böden verbargen, nutzten daher 
pragmatischer Weise häufi g die 
erst beste Gelegenheit, streiften 
ihre Uniformen ab und Zivilklei-
dung über – in der Hoffnung, so 
der Gefangenschaft zu entgehen. 
Andere ergaben sich sofort.

Das letzte Aufgebot: 
Der Volkssturm

Dieser Weg stand aber bei wei-
tem nicht allen offen, versuchten 
doch fanatisierte Einzelkämpfer 
oder jugendliche Hitzköpfe mit al-
len Mitteln, das letzte verzweifel-
te Aufbäumen gegen den Feind 
zu organisieren. Solche fanden 
sich in der Wehrmacht, insbe-
sondere in den SS-Einheiten und 
der politischen Elite. Die Gaulei-
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ter verfügten als Reichsvertei-
digungskommissare mit ihren 
Kreis- und Ortsleitern über eine 
Befehlskette, die parallel zur re-
gulären Truppe den Widerstand 
des Volkes im totalen Krieg orga-
nisierte und für die Sicherheit in 
den Frontabschnitten zuständig 
war. In Hessen füllte Gauleiter 
Jakob Sprenger diese Rolle nach 
Kräften aus.
Dabei sollte die Aufstellung des 
Volkssturms der 16- bis 60-jäh-
rigen „Wehrfähigen“ ab Septem-
ber 1945 der militärische Beitrag 
sein. Die frühzeitig aufgestellten 
Einheiten wurden noch der Front 
entgegen geschickt, lösten sich 
jedoch häufi g bei der ersten Ge-
legenheit auf oder wurden beim 
ersten Feindkontakt aufgerieben. 
Für die Verteidigung der Heimat-
orte wurde oft wenige Tage vor 
Eintreffen der Amerikaner noch 
einmal ein „letztes Aufgebot“ 
aufgestellt und zum Teil 14- und 
15-jährige Jungen eingereiht. 
Die Ausrüstung bestand meist 
aus alten Beutegewehren, häufi g 
mit der falschen oder gar keiner 
Munition, und Panzerfäusten. 
Aufgabe war es, aus Holzstäm-
men Panzersperren zu errichten 
und Schützenlöcher auszuheben, 
um die Amerikaner aufzuhalten. 
Die militärische Wirkung ging 
gegen Null. Ein kampferfahrener 
Soldat bemerkte zu solch einer 
Sperre bei Gadernheim nur: „Das 
hält die Amis genau fünf Minuten 
auf, eine Minute zum Wegräumen 
und vier Minuten zum Lachen.“ 
Bei den Amerikanern hießen 
sie entsprechend „One-Minute-
Roadblock“, denn sie stellten ihre 

Räumpanzer vor keine Probleme. 
Widerstand quittierten die Ame-
rikaner stets mit massivem Feuer, 
in dem viele Volkssturmmänner 
den Tod fanden. Da sich dies her-
umgesprochen hatte und sich die 
Sinnlosigkeit des militärischen 
Widerstandes angesichts der 
Woge der vor der amerikanischen 
Front zurückfl utenden deutschen 
Soldaten leicht ausrechnen ließ, 
lösten sich viele Volkssturmein-
heiten kurz vor Erscheinen der 
ersten amerikanischen Tanks auf.
Günstige Gelegenheiten abzu-
tauchen boten sich aber nicht 
viele, denn die zum Widerstand 
Entschlossenen übten einen 
massiven Befehlsdruck aus. Un-
erlaubtes Fernbleiben von der 
Einheit war Fahnenfl ucht und 
Aufforderungen zum Aufgeben 
galten als Wehrkraftzersetzung, 
hierauf drohten Standgericht 
und Exekution. Und es wurden 
Exempel statuiert – es traf Solda-
ten, Volkssturmmänner, Zivilis-
ten. Solche Fälle waren aus den 
Zeitungen bekannt, ereigneten 
sich aber auch in der Nähe, wie 
in Bensheim, wo drei jungen Sol-
daten exekutiert wurden, oder 
in Beerfelden (Kreis Erbach) und 
in Freiensteinau, wo jeweils ein 
deutscher Soldat wegen Fahnen-
fl ucht und Feigheit bzw. Sabota-
ge öffentlich aufgehängt wurde. 
In Schlüchtern traf es zwei junge 
Soldaten. In Wetzlar ließ der NS-
Kreisleiter einen Bürger durch 
Volkssturmleute standrechtlich 
exekutieren, weil er ein Schild auf-
gehängt hatte mit der Aufschrift 
„Schütze mein Haus. Wir sind kei-
ne Nazis. Wir begrüßen die Be-
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freier“. Vereinzelt kam es auch zu 
panikartigen Erschießungen, wie 
in Burgsolms, wo ein Fahnenjun-
ker einen Soldaten erschoss.

Der Zusammenbruch des 
NS-Staates

Abgesehen von seinen militä-
rischen Aufgaben war der Reichs-
verteidigungskommissar zustän-
dig für die moralische Kriegs-
führung. Wurde in den letzten 
Kriegswochen auch eine Flut 
von Propaganda- und Hetzarti-
keln und -parolen verbreitet, so 
reichte die entschlossene Rheto-
rik angesichts der Kriegsmüdig-
keit der Deutschen inzwischen 
nicht mehr aus. Die offene Andro-
hung drakonischer Maßnahmen 
trat nun hinzu. Unter dem Betreff: 
„Vorgehen seitens der Partei zur 
Inschachhaltung der Volksgenos-
sen bis zum Kriegsende“ schwor 
Jacob Sprenger am 15. Februar 
1945 seine Parteileiter ein auf ein 
„radikales Vorgehen“ und eine 
„strenge Kontrolle der politischen 
Festigkeit und Willenskraft“ der 
„Volksgenossen“. Er gab unter 
anderem „Befehl, Volksgenos-
sen, die sich bei Annäherung des 
Feindes nicht verteidigen oder 
die Flucht ergreifen wollen, rück-
sichtslos mit der Waffe nieder-
zuschießen oder wenn es ange-
bracht ist, zur Abschreckung der 
Bevölkerung – mit dem Strang 
– hinzurichten.“
Zur Erreichung ihrer Ziele und 
zur Aufrechterhaltung der inne-
ren Sicherheit im Kampfgebiet 

konnten die NS-Funktionäre auf 
die Gestapo und SS-Spezialein-
heiten zurückgreifen. Angesichts 
des herannahenden Feindes 
bildete aber nicht nur die Wehr-
kraftzersetzung durch die eige-
nen „Volksgenossen“ ein akutes 
Sicherheitsrisiko, sondern eben-
so die große Zahl der Auslän-
der, vor allem der Kriegs- und 
Strafgefangenen, die jetzt ihrer 
Befreiung entgegenfi eberten. 
Zu befürchten war, dass sie ge-
gen ihre bisherigen Unterdrücker 
vorgingen. Zur Minderung dieses 
Risikos, versuchte man daher, 
sie geordnet in Richtung Osten 
zu transportieren. Nachdem die 
Bahn jedoch nicht mehr fuhr, zo-
gen ganze Trecks von Gefange-
nen zu Fuß nach Osten. Es gibt 
zahlreiche Berichte über große 
Mengen Gefangener, Insassen 
von KZ oder Arbeitslagern, die 
so nach Osten geführt wurden. 
Zum großen Teil lösten sich die 
Kolonnen nach und nach auf, 
manchmal nach offenem Streit in-
nerhalb der Wachmannschaften 
oder zwischen Bewachern und 
Gefangenen, oder wurden von 
den Amerikanern überrollt und 
so befreit. Auf diesem Wege er-
langten ca. 1300 amerikanische 
Kriegsgefangene in Mittelhessen 
die Freiheit, weil der Abtransport 
nicht mehr gelang.
Derartige „Evakuierungen“ be-
deuteten aber in vielen Fällen 
auch den Tod von Gefangenen, in 
einigen Fällen gerieten Zwangs-
arbeitergruppen in die letzten 
tödlichen Einsätze, bei denen 
sich ein letztes Mal SS-, vor allem 
aber Gestapo-Kommandos her-
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vortaten. Am 24. März wurden in 
Bensheim zwölf politische Häft-
linge durch die Gestapo ohne 
Gerichtsurteil erschossen, am 
selben Tag, ebenfalls durch Ge-
stapo-Leute, zwei amerikanische 
Flieger. In Hirzenhain liquidierte 
eine SS- und Polizeitruppe am 
26. März 87 Häftlinge eines Ar-
beitserziehungslagers, davon 81 
Frauen, auf ihrem Transport nach 
Norden. In Kassel exekutierten 
Gestapo-Beamte am 30. März im 
Zuge der Räumung des Zucht-
hauses Wehlheiden zwölf poli-
tisch verfolgte Häftlinge und zwei 
jüdische Bürger. Am 31. März 
erschoss ebenfalls ein Gestapo-
Kommando auf dem Gelände 
des Wilhelmshöher Bahnhofs 
79 angeblich plündernde, meist 
italienische Zwangsarbeiter. Be-
kannt sind weitere Einzelfälle aus 
Lindheim, aus Friedberg, und ein 
Fall mit sechs Häftlingen im Ge-
stapo-Gefängnis Friedberg.
Schlug also nicht nur die Kriegs-
furie, sondern auch der NS-Ter-
ror in den letzten Kriegstagen 
unbarmherzig zu, so zögerten 
die NS-Funktionäre gleichwohl 
nicht, ihren eigenen Rückzug zu 
organisieren. In dem bereits er-
wähnten Erlass „zur Inschachhal-
tung der Volksgenossen“ wies 
Gauleiter Sprenger seine Funkti-
onäre streng und geheim an, sich 
bei Annäherung des Feindes in 
die „Mitte von Groß-Deutschland 
zurück zu ziehen“, vorher aber 
sämtliche Akten restlos zu ver-
nichten, darunter ausdrücklich 
die zu „Säuberung unter den Par-
teigenossen, ... Abschreckungs-
arbeiten in den KZ. Ausrottung 

verschiedener Familien“. Diese 
Maßnahme, die allerorten, in Par-
teizentralen wie Ämtern, getreu-
lich durchgeführt wurde, machte 
deutlich, dass die letzte Stunde 
der NS-Diktatur näher rückte. 
Doch damit nicht genug: Die bis-
herige Führung bekundete jetzt 
auch durch panikartige Befehle 
ihre Handlungsunfähigkeit und 
endgültigen Realitätsverlust. So 
sollten bestimmte Frontkorridore 
gänzlich geräumt werden, um 
eine Zone „verbrannter Erde“ zu 
hinterlassen. Sprenger forderte 
am 23. März die gesamte Ein-
wohnerschaft der Städte Frank-
furt, Wiesbaden, Hanau, Offen-
bach und Darmstadt auf, sich 
mit Marschgepäck abzusetzen. 
Ein gleichlautender Befehl für 
den Obertaunuskreis wurde für 
den 28. März verbreitet. „Nicht-
marschfähige und Frauen mit 
kleinen Kindern“ sollten nach 
Möglichkeit mit Fahrzeugen be-
fördert werden. Angesichts völlig 
fehlender Voraussetzungen – wie 
die Zehntausende von Menschen 
versorgen?,  wo unterbringen? 
– stiftete der Befehl nicht nur 
Verwirrung, sondern auch die 
Erkenntnis, dass die Diktatur tat-
sächlich zusammenbrach. Von 
nun an spätestens bröckelte der 
Befehlsgehorsam massiv, und er 
erodierte vollends, als sich die 
NS-Parteispitzen tatsächlich in 
Richtung Osten absetzten. Die 
Vollmachten vor Ort erhielten die 
Kampfkommandanten oder ver-
bliebenes Verwaltungspersonal. 
Nur ganz vereinzelt blieben auch 
die NS-Spitzen, so in Hünfeld, 
oder, um den Widerstandswillen 
zu stärken, in Marburg.
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Die Zivilbevölkerung und 
der Verfall der „öffentlichen 
Ordnung“

Wie verhielt sich die Zivilbevölke-
rung in diesem Chaos? Am auffäl-
ligsten ist vielleicht, dass sie sich 
in das aktive Kampfgeschehen 
nicht einmischte. Man bemühte 
sich, so lange wie irgend mög-
lich sein geregeltes Leben fort-
zuführen. Es gibt nicht nur die 
vielen Beispiele von Landwirten, 
die auf dem Feld arbeitend von 
Tieffl iegern und anrückenden 
Amerikanern überrascht wurden. 
Bezeichnend ist das Festhalten 
am Brauchtum: am 25. März war 
Palmsonntag, vielerorts Konfi r-
mationstag, am 30. März Karfrei-
tag und am 1. April Ostersonntag; 
so wird berichtet von „Notkonfi r-
mationen“ bei Geschützdonner 
oder von einrückenden Amerika-
nern, die auf ostereierfärbende 
Hausfrauen oder Familien beim 
feiertäglichen Braten oder Kaf-
feetrinken trafen.
Bemerkenswert ist dann doch 
auch, dass Jugendliche nicht 
massenweise zu „Werwölfen“ 
mutierten, dass keine verzweifel-
ten Frauen zu den Waffen griffen, 
um einrückende Amerikaner zu 
vertreiben. Die verbliebenen Zi-
vilisten versuchten sich, ihre An-
gehörigen und ihr Hab und Gut 
in Sicherheit zu bringen. Ferner 
wurden letzte wichtige Vorberei-
tungen für die Besetzung getrof-
fen: Wertgegenstände, so mög-
lich, gesichert, versteckt oder 
vergraben, und NS-Symbole, 
-Ausweise, -Uniformen und -Bil-
der vernichtet, vergraben, in die 

Flüsse geworfen oder auch auf 
Misthaufen und in Jauchegruben 
entsorgt. Dann fl üchtete man in 
die Keller, wohin bereits Möbel 
und Nahrungsmittel geschafft 
worden waren. Wo möglich, zog 
man in nahegelegene Bunker, 
Luftschutzräume oder unterir-
dische Anlagen wie Stollen oder 
Höhlen, vielfach schlicht in nahe 
Wälder, abgelegene Täler oder 
Steinbrüche, die vor den Tieffl ie-
gern Schutz boten. In größeren 
Schutzräumen erwarteten im üb-
rigen nicht nur die deutschen Zi-
vilisten, sondern häufi g auch die 
ausländischen Zwangsarbeiter 
das Kriegsende.
Unvermeidlich war häufi g das Ri-
siko, von Tieffl iegern getroffen 
oder doch noch in letzter Stunde 
das Opfer von Kampfhandlungen 
zu werden – einzelne zivile Opfer 
waren praktisch überall zu bekla-
gen. Unvermeidlich waren auch 
die Kontakte zur kämpfenden 
Truppe. Mit den ausgemergel-
ten deutschen Soldaten, zeigten 
sich die Hausfrauen, Gasthausbe-
sitzer, Bäcker, Fleischer, Bauern 
nach Kräften solidarisch, boten 
Schlafplätze und Nahrungsmittel 
an – in vielen Fällen auch noch, als 
die Amerikaner bereits einmar-
schiert waren und sich verspreng-
te deutsche Soldaten nachts in 
den Dörfern zeigten. Galt diese 
Fürsorge vor allem den einfachen 
„Landsern“, so stellte man sich 
Offi zieren zumindest nicht in den 
Weg, etwa wenn sie in Privathäu-
sern einen neuen Gefechtsstand 
einrichten wollten. Distanziert 
blieben jedoch die Reaktionen 
gegenüber SS-Leuten und Feld-
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gendarmen, von denen Zwangs-
maßnahmen drohten. Die Feld-
gendarme waren nicht nur für Sol-
daten in Zivilkleidung, sondern 
auch für „herrenlose“ Volkssturm-
leute gefährlich. SS-Einheiten 
und regulärer Truppe schlug ins-
besondere dann zuweilen offene 
Ablehnung entgegen, wenn sie 
aktive Verteidigungsmaßnahmen 
ergreifen wollten. Angesichts der 
hoffnungslosen Lage wollte man 
nicht noch in letzter Minute die 
amerikanischen Geschützrohre 
auf sich ziehen.
Ausländern gegenüber verhiel-
ten sich die Deutschen gespalten: 
Kriegsgefangene und fl üchtige 
Zwangsarbeiter, die versuchten 
bis zur Befreiung abzutauchen, 
wurden – bis auf wenige Aus-
nahmen – den Sicherheitskräften 
überantwortet. Manchmal gab 
es auch offene Anteilnahme mit 
den ausgemergelten barfüßigen 
Häftlingen und KZ-Kommandos, 
denen beim Zug durch die Dör-
fer gelegentlich Brot zugesteckt 
wurde.
Die Zivilbevölkerung beschränkte 
sich in aller Regel jedoch nicht 
nur auf den Schutz des eigenen 
Lebens oder des Eigentums. Mit 
Abzug der bisherigen Führungs-
spitzen begann ein Zeitabschnitt 
der Unsicherheit, ein regelrechtes 
Machtvakuum, das Tage, in be-
stimmten Gegenden Wochen in 
die Zeit der amerikanischen Be-
satzung hineinragte. Prägendes 
Phänomen dieser Phase waren 
die Plünderungen, nicht oder 
kaum von privaten Gebäuden, 
sondern von Lebensmittel- und 
Versorgungslagern oder herren-

losen Versorgungszügen. Und es 
beteiligten sich hieran allerorten 
sämtliche Bevölkerungsschichten 
und Altersklassen. In Erwartung 
schlechterer Zeiten wurde alles 
gebunkert, was fortgeschafft 
werden konnte.
Vielerorts öffneten deutsche Ver-
antwortliche die Lager für die 
deutschen Zivilisten, weil man 
nicht wollte, dass die Versor-
gungsgüter den Amerikanern 
oder – im Falle von Alkoholika 
noch bedrohlicher – den bald 
befreiten Zwangsarbeitern und 
Kriegsgefangenen in die Hände 
fi elen. Alle Versuche der gere-
gelten Ausgabe scheiterten aber 
nach kürzester Zeit und verwan-
delten sich in ungezügelte Plün-
derungen. Manchmal gaben den 
Startschuss für die Plünderungen 
aber auch die Zwangsarbeiter 
und/oder Kriegsgefangenen, die 
sich nun, ihrer Fesseln ledig, frei 
bewegten und sich holten, was sie 
zu brauchen meinten. Auch hier 
standen die Versorgungslager 
und -züge im Mittelpunkt, und es 
dauerte nie lange, bis die deut-
sche Bevölkerung sich an den 
Plünderungen beteiligte. Die Zeit 
der Plünderungen der Ausländer 
und Displaced Persons in deut-
schen Privatgebäuden setzte erst 
später ein, nachdem die Deut-
schen durch die Amerikaner voll-
ständig entwaffnet waren.

Kapitulationen

Zuletzt lag alle Konzentration 
darauf, den Zeitpunkt zu fi nden, 
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an dem – ohne Repressalien auf 
deutscher Seite zu provozieren 
– die Weiße Fahne ausgehängt 
und die Übergabe der Orte voll-
zogen werden konnte. Klar war, 
und auch öffentlich plakatiert: 
„Wer eine weiße Fahne zeigt, 
wird erschossen“. Doch war die 
Bevölkerung von Seiten der Al-
liierten per Flugblatt über das 
erwartete Verhalten informiert. 
So lagen überall die Weißen 
Fahnen bereit, wurden nicht sel-
ten zu früh gehisst und mussten 
wieder eingeholt werden, weil 
ein Kampfkommandant oder ein 
Soldat darauf aufmerksam wur-
den.
Für die Verteidigung oder die 
Übergabe der Orte an die Ame-
rikaner, die nicht selten mit Laut-
sprecherwagen dazu aufforder-
ten, waren einige wenige Verant-
wortliche gefragt: in größeren 
Orten der Kampfkommandant, 
die zurückgebliebenen Verwal-
tungsspitzen, in kleineren auch 
der Pfarrer. In den meisten Fäl-
len gelang die friedliche Über-
gabe. Häufi g jedoch ergriffen 
die Initiative hierzu nicht die Ver-
antwortlichen selbst, sondern 
es bedurfte des Einsatzes „ent-
schlossener Bürger“. Manchmal 
räumten solche die zuvor errich-
teten Panzersperren wieder weg 
oder überzeugten deutsche Ein-
heiten weiter zu ziehen und sich 
an strategisch günstigere Punkte, 
außerhalb der Orte zurückzuzie-
hen. Manchmal waren es Ärzte, 
die versuchten, Städte wie Bad 
Nauheim oder Langen zu Laza-
rettstädten zu erklären, um einen 
Beschuss zu verhindern. In eini-

gen Fällen waren es Frauen, die 
sich zum Teil mit ihren Kindern 
zum Rathaus oder zur Komman-
dozentrale begaben und den 
Verantwortlichen die kampfl ose 
Übergabe ihres Ortes abtrotzten, 
so in Stockstadt, Schotten, Hün-
feld und Fritzlar, und, jedoch er-
folglos, in Lampertheim.
Zuweilen verständigten sich die 
verbliebenen Verantwortlichen 
aber auch von sich aus darauf, 
die Weiße Fahne am Rathaus- 
und/oder Kirchturm zu hissen, 
um zu signalisieren, dass der 
Kampf aufgegeben werden soll-
te. Die Übergabe an die Amerika-
ner ging dann auch ohne weitere 
Kampfhandlungen und Zerstö-
rungen vonstatten.
Frühzeitige und zielstrebige Vor-
bereitungen zur friedlichen Über-
gabe wie in Friedberg, wo der 
Kampfkommandant selbst dafür 
sorgte die Garnisonsstadt zur of-
fenen Stadt zu erklären, sind eher 
selten. Nur für zwei Fälle sind frü-

Übergabe der Stadt 
Kassel an die US-Ameri-
kaner, 1. April 1945. 
Quelle: HHStA 1415
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he subversive Vorbereitungen für 
die Übernahme der politischen 
Verantwortung in der „Stunde 
Null“ bekannt: in Neu Isenburg 
und in Pfungstadt. Die Angst vor 
rachelüsternen letzten Übergrif-
fen von NS-Führern auf bekann-
te Oppositionelle war durchaus 
begründet, wie zum Beispiel die 
Hinrichtungen von sechs poli-
tisch Verfolgten aus Nierstein am 
21. März auf dem Kornsand und 
der politischen Häftlinge in Wehl-
heiden bezeugen.
Bemerkenswert sind noch die 
Fälle in ländlichen Orten, in de-
nen ehemalige Zwangsarbeiter 
in die Rolle der Vermittler mit den 
Amerikanern schlüpften und die 
„Übergabeverhandlungen“ zu-
mindest einleiteten, wenn nicht 
verantwortlich führten, wie in 
Hertinghausen bei Baunatal, in 
Dieburg und in Ahl (Kreis Schlüch-
tern) und – in einem Fall – nach-
träglich sogar von den Amerika-
nern als vorläufi ge Sicherheits-

kräfte eingesetzt wurden.
Einzug der 
„Besatzungsmacht“

Nach den letzten Kampfhand-
lungen bzw. der Einigung auf 
eine friedliche Übergabe zogen 
die Amerikaner in die Orte ein, 
zumeist motorisiert per Panzer 
oder Jeep. Die Anspannung auf 
deutscher Seite war enorm, da 
im Vorfeld die Ängste durch die 
NS-Propaganda gezielt geschürt 
worden waren. Laut Berichten aus 
den besetzten Gebieten war von 
den Amerikanern nichts Gutes zu 
erwarten. Die letzte Ausgabe der 
Offenbacher Zeitung vom 24./25. 
März sprach zum Beispiel von 
„beispielloser Terrorisierung der 
deutschen Zivilbevölkerung“ und 
bei weitem nicht nur von „sowje-
tischen Mordbestien“, sondern 
ebenso von den „amerikanischen 
Kriegsverbrechern“, die als „ver-
tierte Soldaten ... bestialischer 
Gesinnung“ vorgestellt wurden, „ 
... welche die völlige Ausrottung 
des deutschen Volkes verfolgen“. 
Einige junge Frauen setzten sich 
vorsorglich Kopftücher auf und 
beschmierten ihre Gesichter mit 
Schmutz, um Vergewaltigungen 
zu entgehen. Kindern wurde 
weisgemacht: „Die Amis schnei-
den euch die Kehlen durch“, sie 
„haben Neger dabei, denen man 
Tigerblut eingespritzt hat, die 
Weibsleut fressen und die klei-
nen Kinder.“
Die Erleichterung war allenthal-
ben groß, dass sich fast durch-
gängig das Gegenteil bewahr-
heitete. Die GIs verhielten sich 
zwar entschlossen, jedoch nicht 

Quelle: HHStA 1419
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unmenschlich. Vielfach entstand 
der erste Kontakt bei den unmit-
telbar dem Einmarsch folgenden 
ersten Hausdurchsuchungen. Zu-
weilen bedienten sich die Ameri-
kaner dabei, so sich die Gelegen-
heit bot, an gedeckten Mittags-
tischen oder in Speiseschränken. 
Oft wurden Uhren und sonstige 
Wertgegenstände, zum Teil auf 
offener Straße, einzogen. Die 
geschlagenen Deutschen tole-
rierten diese Übergriffe jedoch 
ohne Proteste. Größere Schwie-
rigkeiten entstanden manch-
mal im Umfeld amerikanischer 
Camps, wo es in den Abendstun-
den zu gezielten Requirierungen 
von Alkoholika kam.
Insgesamt blieben die Besat-
zungssoldaten unverbindlich und 
verfolgten zielstrebig ihre Anlie-
gen. Nach dem Non-Fraterniza-
tion-Gebot war freundschaftliche 
Kontaktaufnahme mit Deutschen 
auch ausdrücklich verboten. In 
der Tat trauten sie den Deutschen 
zu Beginn nicht über den Weg 
und befürchteten Hinterhalte. 
Gerüchte über Werwolf-Attacken 
in Schotten versetzten die dort 
stationierten Einheiten in höchs-
te Alarmbereitschaft – allerdings 
grundlos, da keine Werwölfe auf-
tauchten. Nahrungsmittel, die 
amerikanische Soldaten „requi-
rierten“ oder die ihnen angebo-
ten wurden, mussten stets von 
Deutschen vorgekostet werden, 
weil sie Angst hatten, vergiftet zu 
werden.
Anders als Erwachsenen gegen-
über gaben sie sich bei Kindern, 
Jugendlichen und jungen Frau-
en. Die gefürchtete erste Begeg-

nung mit einem „Neger“ wurde 
in fast allen Fällen, vor allem bei 
Kindern mit Schokolade oder 
Kaugummi „versüßt“, so dass die 
Ängste bald von ihnen abfi elen. 
Zumal schwangeren Frauen oder 
Müttern mit kleinen Kindern ge-
genüber benahmen sich die Be-
satzungssoldaten freundlich und 
waren in Notfällen behilfl ich.
Auch blieben die gefürchteten 
Vergewaltigungen aus, was nicht 
heißt, dass betrunkene GIs zur 
nächtlicher Stunde nicht aufdring-
lich werden konnten, ja hier und 
da auch in Häuser einbrachen. 
Vergewaltigungsfälle lassen sich 
zwar nirgends ausmachen – aus-
geschlossen werden können sie 
natürlich nicht. In den Zeitzeu-
genberichten tauchen aber häu-
fi g die ehrlosen deutschen „Flitt-
chen“ auf, die sich von der ersten 
Stunde an den Siegern an den 
Hals warfen, wenn sie nicht sogar 
mit dem Tross mitzogen.
Denjenigen, die über den Un-
tergang des NS-Regimes räso-
nierten, fi elen an den einmar-
schierenden Amerikanern auch 
andere Besonderheiten auf: Der 
Gegensatz war unübersehbar 
zwischen den deutschen Solda-
ten der letzten Kriegstage, die 
entweder ganz jung oder ganz alt 
und „völlig abgemagert, herun-
tergekommen und abgekämpft“ 
gewesen waren. Die jungen und 
gesund aussehenden Amerika-
ner aber machten einen „über-
wältigenden“ Eindruck mit ihren 
sauberen Uniformen. Aufmerk-
sam wurde registriert, dass die 
Eroberer auf leisen Gummisohlen 
gingen, während herannahende 
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deutsche Soldaten bislang häu-
fi g schon aus einiger Entfernung 
an den harten Lederabsätzen zu 
erkennen waren. Überraschend 
war vor allem ihre lässige Art, 
Kleidung und Waffen zu tragen, 
Kaugummi zu kauen, oder wie 
sie mit den Füßen auf dem Tisch 
mit den örtlichen deutschen Ver-
tretern verhandelten. Dies alles 
hinterließ starke Eindrücke, zu-
weilen aber auch echte Zweifel, 
wie solche Soldaten Deutsch-
land besiegen konnten. „Ich war 
betroffen über die Zerstörungen 
der letzten Tage und überrascht 
von der Lässigkeit der amerika-
nischen Soldaten, ... [und] konn-
te nicht verstehen und glauben, 
dass die uns besiegt haben“ (Kas-
seler Zeitzeuge). Solche Zweifel 
verfl ogen spätestens, wenn nach 
den ersten Spitzen die siegreiche 
amerikanische Armee in einem 
nicht enden wollenden Tross mit 
all ihren Fahrzeugen, Waffen und 
Ausrüstungen die soeben be-
setzten deutschen Orte passierte 
– dies führte die Überlegenheit 
der Amerikaner und die Endgül-
tigkeit der Niederlage drastisch 
vor Augen. 
Auch die erste politische Bot-
schaft unterstrich dies. In seiner 
Proklamation Nr. 1 ließ General 
Eisenhower „An das deutsche 
Volk“ verkünden: „Wir kommen 
als ein siegreiches Heer, jedoch 
nicht als Unterdrücker. In dem 
deutschen Gebiet, das von Streit-
kräften unter meinem Oberbe-
fehl besetzt ist, werden wir den 
Nationalsozialismus und den 
deutschen Militarismus vernich-
ten...“. In der Tat setzten die ame-

rikanischen Besatzungstruppen 
buchstäblich von der ersten Mi-
nute an alles daran, diese Ziele zu 
verfolgen.

Abschließende 
Bemerkungen

Eine der allenthalben ventilierten 
Standardfragen lautet: Wie wur-
de der Einmarsch der Amerika-
ner in Hessen empfunden?
Für überzeugte Nationalsozia-
listen war es zweifellos die Be-
satzung durch den Feind. Der 
zeitgenössische Bericht einer 
Krankenschwester in Fritzlar ist 
für die Grundstimmung bezeich-
nend: „Als ich zum ersten Male 
amerikanische Autos und Panzer 
durch Fritzlar fahren sehe, kann 
ich das alles nur mit einem star-
ren Entsetzen und einer tiefen 
Verbitterung wahrnehmen. Unse-
re stolze alte Kaiserstadt in ameri-
kanischer Hand! Müssen sie kom-
men, uns unsere gesamte Heimat 
nehmen?“ Von Selbstmorden 
verzweifelter Nationalsozialisten 
hört man in Hessen übrigens so 
gut wie nichts – es gibt nur ganz 
wenige Ausnahmen.
Eine Minderheit erlebte den Ein-
marsch eindeutig als „Befreiung“, 
natürlich die Zwangsarbeiter, 
Kriegsgefangenen oder die po-
litischen, rassisch oder religiös 
Verfolgten, wie der Vater des von 
den Nationalsozialisten hinge-
richteten Widerstandskämpfers 
Adolf Reichwein, der unmittel-
bar nach der Besetzung Ober-
Rosbachs die dortige „Hitler-Ei-
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che“ fällte, oder das Mädchen 
in Schönberg i.T., das die ameri-
kanischen Panzer mit einem Blu-
menstrauß begrüßte.
Die überwiegende Mehrzahl der 
Deutschen nahm trotz der militä-
rischen und der damit verbunde-
nen moralischen Niederlage das 
Kriegsende vor allem erleichtert 
auf. So beschreibt eine Frankfur-
terin ihre zwiespältigen Gefühle 
mit den Worten: „Wir waren er-
löst, dass endlich Ruhe war. Die 
US-Soldaten zeigten sich von 
der freundlichen Seite und ver-
schenkten Schokolade und Ziga-
retten. Ich selbst habe, aus einem 
gewissen Stolz heraus, anfänglich 
diese Geschenke in den Ofen ge-
worfen. Ich wollte ... mich nicht 
kurzerhand durch Geschenke 
vereinnahmen lassen. Die Erin-
nerungen an die Bombenangriffe 
waren noch so aufgewühlt und so 
frisch.“ Die Erleichterung, dass 
nun „das Leben weitergehen 
konnte“ war geprägt von den ein-
schneidenden, teilweise trauma-
tischen Erfahrungen der letzten 
Kriegstage: Die eigene Haut war 
gerettet, einzelne Angehörigen, 
Freunde, Bekannte hatten es 
nicht überlebt. Haus und Hof wa-
ren mehr oder weniger zerstört, 
jedenfalls nur in Ausnahmefällen 
völlig unbeschädigt geblieben. 
Die Besinnung auf diese existen-
ziellen Eckpunkte war zuvor viel-
fach die Antriebsfeder, in letzter 
Minute zu retten, was zu retten 
war, dafür vielleicht gar sein Le-
ben einzusetzen und gegebe-
nenfalls fanatische Nationalsozi-
alisten von ihren Widerstandsab-
sichten abzubringen.

Es war in der Tat nicht die breite 
Masse, die noch im Angesicht 
der nahenden Amerikaner das 
alte Regime verteidigen wollte, 
sondern eine kleine Zahl über-
zeugter Nationalsozialisten aller 
Ebenen, darunter eine gehörige 
Zahl verblendeter junger Men-
schen sowie schließlich eine 
große Zahl von Menschen, die 
in erster Linie still gefolgt waren. 
Aber selbst in der jungen Gene-
ration beherrschten die NS-Akti-
visten bei weitem nicht die Sze-
ne. Eine echte Werwolf-Gefahr 
bestand zu keinem Zeitpunkt. 
Die meisten jungen Werwolf-
Aspiranten dürften – sofern sie 
es überlebt hatten – bereits im 
Volkssturm ihre Lektion erhal-
ten haben – und dies nicht nur in 
der Auseinandersetzung mit den 
Amerikanern, sondern auch mit 
der Zivilbevölkerung, die gera-
de den jüngeren Kämpfern ihre 
Missbilligung häufi g deutlich zu 
verstehen gab.
Verständlicher wird nun auch, 
warum die Lage in Hessen nach 
der Besetzung durch die Ameri-
kaner trotz vieler Anfangsbelas-
tungen recht ruhig blieb. Es lebte 
hier eben doch keine durch und 
durch nationalsozialistisch fana-
tisierte Bevölkerung. Man war 
im Gegenteil resigniert, gelähmt 
durch die Katastrophe des Drit-
ten Reiches, und verfolgte nur 
noch ein Ziel: ein geordnetes 
Leben. Dass die Amerikaner von 
Beginn an der Zivilbevölkerung 
gegenüber maßvoll, ja freund-
lich auftraten, andererseits aber 
gezielt und mit aller Härte ge-
gen die NS-Täter vorgingen, war 
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sicherheitspolitisch äußerst wir-
kungsvoll, denn dies ließ große 
Bevölkerungsteile unbehelligt, 
die somit einen positiven Zugang 
zum Aufbauprojekt entwickeln 
konnten. Jedoch ist gerade der 
Blick auf die breitere Bevölke-
rung ambivalent: Selbstverständ-
lich sind bei der Beurteilung der 
Nachkriegszeit gerade in Bezug 
auf den Aufbau der Demokratie 
die erklärten Antifaschisten zu 
würdigen, nahmen sie doch nun 
die politischen Posten ein. Es darf 
aber auch nicht vergessen wer-
den, dass deren Erfolg darauf ba-
sierte, dass die Bevölkerung für 
ihre Ideen zugänglich war; und 
sie war es – nimmt man die hohen 
Wahlbeteiligungen als Indikator 
– in der Tat in großem Umfang, 
nicht nur in den großen, sondern 
auch in den kleinen Städten und 
auf dem Land. Man darf aber wohl 
kaum einen schlagartigen Gesin-
nungswandel unterstellen, son-
dern muss ausgehen von einer 
großen Anzahl von Menschen, 
die zwölf Jahre lang Gehorsam 
oder zumindest politische Zu-
rückhaltung zu einer Tugend ge-
macht hatten. Kurioserweise half 
ihnen nun gerade diese Tugend 
im Verein mit der Erfahrung der 
Niederlage – beziehungsweise 
des „Untergangs“ –, sich mit den 
neuen Machtverhältnissen zu ar-
rangieren.

Anmerkung

*  Darstellungen zu Frankfurt wurden 
wegen eines parallelen Vortrags 
ausdrücklich nicht berücksichtigt. 

Abgesehen von Sachdarstellungen, 
die sich ihrerseits ebenfalls nur auf 
wenige Archivquellen stützen, sind 
für den vorliegenden Beitrag v.a. 
Zeitzeugenberichte unterschied-
lichster Entstehungszeit ausgewer-
tet worden; in größerer Zahl stehen 
solche gedruckt zur Verfügung 
in: Porezag, Spieß, Wetzlar 1945; 
Gießen – ein Kriegsende; Als Ame-
rika nach Gießen kam; Wolkers, 
Zwischen Kriegsende und Neube-
ginn; vgl. auch: „Bis 5 Minuten nach 
Zwölf“; Lochmann, Als der Ami 
kam.

 Schließlich sandten auf Anfrage 
Zeitzeugen Berichte in großer Zahl 
und zum Teil guter Qualität zu die 
Archive der Städte und Gemeinden 
Bad Homburg, Baunatal, Bensheim, 
Büdingen, Butzbach, Darmstadt, 
Dieburg, Erbach (Kreisarchiv), 
Eschwege, Florstadt, Friedberg, 
Fritzlar, Fulda, Gelnhausen (Kreisar-
chiv), Gießen (Stadt- und Kreisar-
chiv), Groß-Gerau, Groß-Umstadt, 
Hanau, Herborn, Hungen, Kassel, 
Korbach, Kronberg, Lampertheim, 
Langen, Lauterbach, Limburg, Mar-
burg, Neu-Isenburg, Niederselters, 
Oberursel, Offenbach, Pfungstadt, 
Romrod, Rüsselsheim, Schotten, 
Wächtersbach, Wetzlar, Wiesba-
den, Witzenhausen. 

 Hinweise ergeben sich auch aus 
weiteren Titeln, darunter auch 
Ausstellungskataloge und Klein-
schriften wie: Leben in Trümmern; 
Schwere Zeiten; 50 Jahre; Aufbruch 
zur Demokratie; Glaser, Demokra-
tischer Neubeginn.

Der Autor:

Dr. phil. Andreas Hedwig, geb. 
1959, 1980/81-1985/86 Studi-
um an der Universität Bremen 
(Geschichte, Germanistik, Er-
ziehungswissenschaften), 1989 
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Promotion (Studien zum Polypty-
chon von St. Germain des Prés), 
1989-1991 Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter (Frühmittelalterliche 
Technik-, Sozial- und Wirtschafts-
geschichte; hierzu Publikati-
onen), 1991-1993 Archivreferen-
dariat Staatsarchiv Bremen/Ar-
chivschule Marburg, 1993-2001 
Wissenschaftlicher Archivar am 
Hessischen Hauptstaatsarchiv 
Wiesbaden, seit 2001 Direktor 
des Hessischen Staatsarchivs 
Marburg.
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Lutz Becht

Kurz davor und kurz danach. 
Die „Stunde Null“ in Frankfurt am Main1

Das Kriegsende kam für Frank-
furt am Main rasch. Nachdem die 
amerikanischen Truppen am 22. 
März 1945 bei Oppenheim2 den 
Rhein überschritten hatten, war 
es nur noch eine Frage von Ta-
gen. Die deutschen Truppen hat-
ten militärisch nichts mehr entge-
genzusetzen, auch wenn Hitler 
in Berlin noch eifrig vom Entsatz 
und von Wunderwaffen träum-
te. Andererseits gibt es nichts 
zu verniedlichen. Der Kampf um 
Frankfurt am Main hat etwa 150 
US-Soldaten und einer sicher 
nicht geringen Zahl deutscher 
Soldaten das Leben gekostet. 
Die militärische Situation vor der 
Besetzung Frankfurts sah etwa 
so aus: Generalfeldmarschall Al-
bert Kesselring fl oh aus seinem 
Hauptquartier in Groß Gerau. Die 
5. US-Infanteriedivision und die 
6. US-Panzerdivision rückten von 
Südwesten auf Frankfurt vor und 
überschritten, nach heftigem Ar-
tilleriebeschuss, am 26. März über 
die – aus Sicht der Wehrmacht 
– nur mangelhaft gesprengte 
Wilhelmsbrücke den Main (heute 
Friedensbrücke).
Der deutsche Kommandant Ge-
neralmajor Friedrich Stemmer-
mann3 konnte sich nicht zu einer 
Kapitulation entschließen. Nach-
dem die Amerikaner einen Brü-
ckenkopf am nördlichen Mainufer 
hatten festigen können, ließen sie 

Die Untermainbrücke 
kurz vor der Sprengung 
am 24. März 1945. 
Quelle: Institut für 
Stadtgeschichte, 
Frankfurt/Main

sich Zeit. Sie besetzten zunächst 
einmal Sachsenhausen. Auf Sei-
ten der Wehrmacht gab es wäh-
rend dieser Kampfhandlungen 
einen Wechsel in der Standort-
kommandantur. Generalmajor 
Stemmermann wurde durch 
Oberstleutnant Erich Löffl er ab-
gelöst. Die Hintergründe der 
Ablösung durch General Kniess4 
sind nicht eindeutig geklärt. Ei-
ner der Gründe könnte gewesen 
sein, dass „Kampfkommandant“ 
Stemmermann erkannte, dass die 
„Frontstadt Frankfurt“ mit den zur 
Verfügung stehenden Kräften5 
kaum „bis zum letzten Mann“ ge-
halten werden konnte. Offenbar 
schätzte auch Löffl er – zum Glück 
für die Frankfurter Bevölkerung 
– die militärische Lage richtig ein 
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und entschied sich für eine nur 
schwach hinhaltende Verteidi-
gung, um Luftangriffe der Ame-
rikaner zu vermeiden6. Deshalb 
schickte er eine unausgebildete 
und beinahe unbewaffnete Volks-
sturmeinheit nach Hause. Bruno 
Müller, als Stadtrat für die Stadt-
werke zuständig, schreibt dazu 
in seinen Erinnerungen:7 „Als ich 
nachmittags … nach Hause kam, 
erfuhr ich, dass der Volkssturm 
aufgerufen sei, um die Barrikaden 
… schleunigst fertigzustellen. Es 
war zu beobachten, wie in den 
einzelnen Straßen die Bäume ge-
fällt wurden, um noch in aller Eile 
Panzersperren zu bauen. Es war 
nicht festzustellen, wer diese Pan-
zersperren verteidigen sollte.“

Verstärkungskräfte wurden über 
die Aussichtslosigkeit der Lage 
informiert und angewiesen, den 
beabsichtigten Rückzug allen-
falls durch Sperrfeuer zu sichern. 
Während der militärischen La-
gebesprechung am Nachmittag 
des 27. März 1945 vernichtete ein 
gezielter Artilleriebeschuss die 
Standortkommandantur an der 
Taunusanlage 12. Hier oder bei 
den nun einsetzenden Kampf-
handlungen in der Nähe des 
Hauptbahnhofs wurde Löffl er 
tödlich verwundet. Eineinhalb 
Tage später, am Gründonnerstag 
des Jahres 1945, war in Frankfurt 
am Main – zumindest militärisch 
gesehen – der Krieg vorbei.
Welchen Anteil nahmen die 
Frankfurter Bürger an den letzten 
Kriegshandlungen in ihrer Stadt? 
Angeblich unterrichteten eini-
ge Sachsenhäuser die Standort-
kommandantur telefonisch über 
die Truppenbewegungen der 
Amerikaner. Ebenso angeblich 
machten Bewohner des Westha-
fengebiets amerikanische Solda-
ten auf versteckte deutsche Stel-
lungen aufmerksam. Als nun die 
Geschütze endlich schwiegen, 
fi elen sich Menschen mit blassen 
Gesichtern in die Arme. „Eine 
strahlende Frühlingssonne lag 
über einer tiefen Stille, so, also ob 
über dem Chaos der Trümmer al-
les Leben stillstünde“, resümierte 
Pfarrer Petzold von der Eschers-
heimer Emmausgemeinde das 
Ende des Kampfes um Frank-
furt.8 Zwiespältig gegenüber der 
Waffenruhe wie auch gegenüber 
den fremden Truppen werden 
die Gefühle der befreiten Frank-

Um der drohenden Umklam-
merung Frankfurts durch US-
Einheiten entrinnen zu können, 
plante Löffl er einen Rückzug 
nach Norden bzw. nach Nordos-
ten. Überraschend eintreffende 

Die US-Army konnte am 
27. März 1945 ihre 

Stellungen am 
„Hermann-Göring-Ufer“ 

(Untermainkai) ausbauen. 
Quelle: Institut für 

Stadtgeschichte, 
Frankfurt/Main
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furter und Hessen mit Sicherheit 
gewesen sein.9 In den ersten Ta-
gen und Wochen nach der militä-
rischen Einnahme Frankfurts, als 
die Verwaltung noch nicht richtig 
funktionierte, übernahmen enga-
gierte antifaschistische Aktions-
ausschüsse in einigen Stadtteilen 
wichtige Aufgaben, zum Beispiel 
die Beseitigung gefährlicher 
Trümmer und die Müllabfuhr.10

Wie verhielten sich die regionalen 
Machthaber auf das sich bereits 
länger abzeichnende Ende? Nach 
den Tagebucheintragungen Bru-
no Müllers erließ Gauleiter Jakob 
Sprenger am 24. März 1945 um 
22 Uhr über den Drahtfunk den 
Aufruf zur sofortigen und tota-
len Räumung der Stadt.11 Dieser 
Aufruf löste einige Konfusion aus. 
Denn nach den Anweisungen des 

Reichsinnenministeriums soll-
ten eigentlich keine Städte und 
ganze Gebiete mehr geräumt 
werden. Die Gebiete um die grö-
ßeren Städte waren längst über-
füllt und konnten keine weiteren 
Flüchtlinge mehr aufnehmen. 
Außerdem waren keine Vorkeh-
rungen für den Marsch der noch 
verbliebenen etwa 269.000 Ein-
wohner Frankfurts getroffen wor-
den. Pfarrer Petzold notierte dazu 
in sein Tagebuch: „Die Stadt wird 
geräumt … Die Amtswalter der 
NSDAP verlassen gegen Morgen 
die Stadt in Richtung Lauterbach. 
Ich bleibe!“12

Konfus war die Absatzbewegung 
des Gauleiters selbst. Er fl üchtete 
zunächst nach Thüringen, vermut-
lich um sich nach Berlin durch-
zuschlagen – vielleicht wollte er 
dort „seinem Führer“ beistehen 
und ihm nahe sein. Doch Spren-
ger war dort gar nicht erwünscht. 
Es heißt, Martin Bormann habe 
ihm eine Abfuhr erteilt. So drehte 
Sprenger nach Süden, in Rich-
tung Reit im Winkel ab, wo er sich 
im bayerisch-österreichischen 
Grenzgebiet – soviel steht fest 
– vor dem offi ziellen Kriegsende 
am 8. Mai das Leben nahm.13

Oberbürgermeister Friedrich 
Krebs14 war bei Kriegsende zu 
Hause in Bad Homburg. Und 
Krebs wollte auch nicht nach 
Frankfurt in das zerstörte Ge-
bäude der Metallgesellschaft am 
Reuterweg kommen, als Oberst-
leutnant William H. Blakefi led, ein 
Biologe aus Berlin in Wisconsin, 
am Morgen des 28. März 1945 
nach dem amtierenden Ober-
bürgermeister verlangte, um die 

29. März 1945: Der Krieg ist vorbei. GIs in 
der Berger Straße. Quelle: Institut für Stadt-
geschichte, Frankfurt/Main
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ersten administrativen Maßnah-
men zu besprechen.15 Vermutlich 
befürchtete Krebs – noch war ja 
Krieg – fahnenfl üchtig zu werden. 
Weil der noch amtierende Ober-
bürgermeister nicht kommen 
wollte, erklärte Blakefi led Krebs 
für abgesetzt und suchte sich ei-
nen anderen „amtierenden“ Bür-
germeister.
Als ersten Kandidaten deutete er 
zunächst den anwesenden Direk-
tor der Metallgesellschaft Her-
mann Lumme aus, der allerdings 
das Amt ablehnte, weil er Bad 
Homburger sei. Weil Lumme also 
ablehnte, wurde der Journalist 
Wilhelm Hollbach16 zum amtie-
renden Bürgermeister bestimmt, 
der eigentlich die Militärregie-
rung nur um die Erlaubnis für die 
Herausgabe einer neuen Zeitung 
bitten wollte. Wäre Hollbach eine 
halbe Stunde später eingetroffen, 
hätte es sicherlich einen anderen 
getroffen. Als Referenten erkor 
sich Hollbach eine Reihe von 
Journalisten der „Frankfurter Zei-
tung“, die 1943 eingestellt wor-
den war. Zu den wenigen Nicht-
Journalisten im Mitarbeiterstab 
Hollbachs gehörten Ernst Beut-
ler17 und Bernhard Grzimek.18

In den wenigen Wochen, die er 
amtierender Bürgermeister blei-
ben durfte, ist von ihm sicherlich 
Großartiges geleistet worden. 
Dass Hollbach dann doch am 
4. Juli 1945 durch den früheren 
Hanauer Oberbürgermeister Dr. 
Kurt Blaum19 ersetzt wurde, liegt 
bestimmt nicht in der Persönlich-
keit Hollbachs begründet. Ich 
denke, dass die Amerikaner sich 
eines versierten und erfahrenen 

Verwaltungsmannes bedienen 
nicht nur wollten – sondern muss-
ten, der Hollbach nun mal nicht 
und der Blaum unstreitig war. 
Diese Einsicht, dass es ihm an 
der notwendigen Verwaltungser-
fahrung mangelt, teilte Hollbach 
mit Gewissheit, schließlich hatte 
er selbst Kurt Blaum zu seinem 
Stellvertreter gemacht. Innerhalb 
der Frankfurter Stadtverwaltung 
regte sich bereits recht früh Wi-
derstand gegen die Amtsführung 
Hollbachs.
Eberhard Beckmann20 zum Bei-
spiel, verfolgter Sozialdemokrat, 
mit einer Jüdin verheiratet und 
deshalb bald nach dem Krieg-
sende in der Stadtverwaltung 
als Referent für die Rückführung 
ehemaliger KZ-Insassen einge-
setzt, opponierte offen gegen 
das „System Hollbach“, wie er 
sich ausdrückte. Beckmann legte 
der amerikanischen Militärregie-
rung in einer ausführlichen Denk-
schrift die Versäumnisse und die 
mangelnde Verwaltungserfah-
rung des Journalisten Hollbach 
dar.
Die Ablösung von NS-Oberbür-
germeister Krebs wird auch in 
einer anderen – ihn in einem bes-
seren Licht erscheinenden – Vari-
ante dargestellt. Fried Lübbecke, 
Vorsitzender des Bundes tätiger 
Altstadtfreunde, schreibt in sei-
nem Nachruf auf Krebs (dieser 
verstarb im Mai 1961), dass Krebs 
nur auf ausdrückliche Anordnung 
des Gauleiters seine Flucht aus 
Frankfurt vorbereitet habe. Bei 
einem zufälligen Treffen während 
eines Spazierganges im Taunus 
am Gründonnerstagmorgen des 
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Jahres 1945, habe Lübbecke 
Krebs den kameradschaftlichen 
Rat gegeben, nicht „das sinkende 
Schiff“ zu verlassen, was Krebs 
beherzigt habe und darauf hin 
den Amerikanern seine Dienste 
angeboten haben soll, was diese 
aber abgelehnt hätten.21 So kann 
man sich des Kriegsendes auch 
erinnern: Als vorösterliche Idylle 
und als herzliche Männerfreund-
schaft.
Im Folgenden möchte ich dar-
auf verzichten, die allgemein be-
kannten und bereits dokumen-
tierten Ereignisse, politischen 
Entscheidungen und Weichen-
stellungen der Nachkriegsmonate 
nachzuzeichnen und die Hand-
lungsträger dieser Zeit zu charak-
terisieren. Die oft verwirrenden 
und manchmal doch amüsanten 
Geschehnisse sind schon früh bei 
Madlen Lorei und Richard Kirn22 
dargestellt und – aus der Sicht 
einer Historikerin und Politikerin, 
die die Geschicke unserer Stadt 
jahrelang mitbestimmt hat – bei 
Frolinde Balser23 anschaulich re-
konstruiert worden.
Eine umfassende Darstellung 
der Geschehnisse in Frankfurt in 
der unmittelbaren Nachkriegs-
zeit scheitert an den Lücken der 
Überlieferung geeigneten Ak-
tenmaterials. Die Akten zentraler 
Ämter der Frankfurter Stadtver-
waltung, darunter auch die des 
Besatzungsamtes,24 sagen wenig 
aus und spiegeln deshalb die Po-
litik der amerikanischen Militär-
verwaltung nur fragmentarisch 
wider. Das politische und gesell-
schaftliche Leben lag danieder 
und ein parteilich-politisches En-

gagement bis zur Wiederzulas-
sung von Parteien am 2. Septem-
ber 1945 war – wenn überhaupt 
möglich – stark reglementiert. 
Eine die Ereignisse kommentie-
rende deutsche Presse gab es mit 
der „Frankfurter Rundschau“ erst 
ab dem 1. August 1945 wieder. 
Die vom 21. April bis 26. Juli 1945 
erschienene „Frankfurter Presse“ 
war ein Organ der Alliierten und 
hatte, wie die „Neue Zeitung“, 
die ab dem 18. Oktober 1945 er-
schien, andere Funktionen wahr-
zunehmen.25

Wenn nun schon das vorhandene 
Material der überlieferten zen-
tralen Institutionen vergleichs-
weise dünn ist, muss die Frage 
gestellt werden: Was macht denn 
eigentlich die Verwaltung einer 
Stadt, die derart zerstört ist wie 
Frankfurt am Main, kurz vor und 
kurz nach der Einnahme durch 
die amerikanischen Truppen? 
Hat die Verwaltung in den letzten 
Kriegstagen überhaupt noch ge-
arbeitet? Ja, sie hat – aber unter 
äußerst extremen Bedingungen. 
Im Monat Februar des Jahres 
1945 war an 23 Tagen – manch-
mal mehrmals täglich – Fliegera-
larm. Alleine am 14. Februar, das 
war ein Mittwoch, gab es sieben-
mal Fliegeralarm. An diesem Tag 
fi elen insgesamt 405 Arbeitsmi-
nuten aus, im gesamten Februar 
insgesamt 2.520 Arbeitsminuten, 
das sind rund 42 Stunden. Im letz-
ten Kriegsmonat März war jeden 
Tag Fliegeralarm, damit fi elen 
3.855 Arbeitsminuten bzw. 64 Ar-
beitsstunden aus. Die Kosten für 
diesen Arbeitsausfall wurden der 
Stadt Frankfurt am Main wie auch 
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anderen betroffenen Gemeinden 
und Betrieben aus einem über-
regionalen Fonds erstattet – Mo-
nate nach der Einnahme durch 
die Amerikaner. Verwaltung ist 
auf eben Kontinuität angelegt. 
Auch im Sprachlichen – dazu ein 
Beispiel: Noch im Juni 1945 mel-
dete das Stadtarchiv dem Kultur-
amt, dass alle Luftschutzgeräte 
bei einem „Terrorangriff“ zerstört 
worden seien. 
Woran lässt sich die kontinuier-
liche Tätigkeit einer Verwaltung 
am ehesten ablesen? Ein Spiegel 
für die funktionierende Frankfur-
ter Verwaltung vor und nach der 
Einnahme durch die amerika-
nischen Truppen ist das amtliche 
Städtische Anzeigenblatt, das uns 
nach dem Kriegsende als Mittei-
lungen der Stadtverwaltung wie-
der begegnet.26 In den Ausgaben 
des Städtischen Anzeigenblattes 
des Monates Februar 1945 geht 
es in erster Linie um die Ernährung 
der Bevölkerung, genauer um die 
„Reichsfl eischzulage“, eine Wort-
schöpfung, an der Mark Twain 
(deutsches „Wortungeheuer“) 
seine reine Freude gehabt hät-
te. Es geht also um Reichsfl eisch 
und nicht um Reisfl eisch, wie man 
es missdeuten könnte. Trotz des 
sich nahenden Geschützdonners 
spiegeln die amtlichen Mittei-
lungen eine bemerkenswerte 
Normalität vor. Es geht um die 
„Begleichung von Rechnungen 
durch die Gemeinden“, die An-
wendung des „Schlußgrußes 
‚Heil Hitler’“ im amtlichen Schrift-
verkehr (der nun endlich grund-
sätzlich anzuwenden war), um 
Frankfurter Feldpostgrüße und 
die Erwähnung, dass Professor 

Dr. Harry Gerber, seinerzeit Di-
rektor des Stadtarchivs, mit dem 
Kriegsverdienstkreuz 2. Klasse 
mit Schwertern ausgezeichnet 
wurde. Was ihm die Schwerter 
eingebracht hat, weiß ich nicht 
zu berichten, vermutlich galt das 
1945 längst zerstörte alte Stadtar-
chiv am Weckmarkt als vorderste 
Front. Die vorletzte Ausgabe des 
Städtischen Anzeigenblattes vom 
2. März 1945 spiegelt den Krieg 
doch als sehr präsentes Ereignis 
wieder. Auf der ersten Seite wird 
der Gefallenen an der Front und 
bei Luftangriffen gedacht. Unver-
fänglich ist der Hinweis auf das 
Verbot des Abbrennens von Gras 
in den Sommermonaten. Dage-
gen liest sich die Mitteilung, dass 
ab dem 15. Februar 1945 insge-
samt 32 Straßenbahn- und eine 
Omnibushaltestelle aufgehoben 
wurden, wie eine Topographie 
der Zerstörung der Stadt. Stra-
ßen, Schienen, Häuser und Ar-
beitsstätten sind zerstört, das 
Aus- oder Zusteigen von Fahr-
gästen erübrigt sich.
Das letzte Anzeigenblatt erschien 
am 16. März, einem Freitag. Nun 
ist der Krieg ganz nah. Zutei-
lungen für Brot, Fett und Nährmit-
tel werden als Hilfsaktion für die 
„Rückgeführten“ gekürzt, nicht 
belieferte Wochenabschnitte für 
Kartoffeln werden für ungültig 
erklärt, Ausländische Zivilarbei-
ter erhalten statt Roggenbrot nur 
noch Nährmittel – das sind Nu-
deln, Graupen oder einfach das, 
was zum Sattmachen geeignet ist. 
Glückwünsche zum 40. Dienstju-
biläum eines ranghohen Beamten 
beschließen die letzte Ausgabe 
dieses Anzeigenblattes.
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Während das Anzeigenblatt „nur 
für den Dienstgebrauch“ be-
stimmt war, wurde der Nachdruck 
der neuen, nach Kriegsende er-
scheinenden Mitteilungen der 
Stadtverwaltung ausdrücklich 
erbeten. Die Informationspolitik 
der Verwaltung hat sich in ge-
wisser Weise, vor allem aus Pa-
piermangel, „demokratisiert“. Die 
erste Nummer der Mitteilungen 
erschien am 17. Juli 1945. Zur Er-
innerung: Interims-OB Hollbach 
war bereits durch Blaum abgelöst 
worden. Das Hauptverwaltungs-
amt und der Sitz des amtierenden 
Bürgermeisters waren inzwischen 
in die ehemalige Gestapozentrale 
in der Lindenstraße 27 umgezo-
gen. Dazu ein Kuriosum am Ran-
de. Die Gestapo-Beamten hatten 
auf ihrer Flucht alle wesentlichen 
Akten entweder an Ort und Stel-
le verbrannt oder auf ihrer Flucht 
andernorts vernichtet oder ver-
steckt. In der Lindenstraße zu-
rückgeblieben waren mehrere 
tausend Aktendeckel, viele da-
von mit den seit 1941 verpönten 
„Schwabacher Judenlettern“27 
bedruckt, die der Frankfurter 
Nachkriegsverwaltung über den 
grassierenden Papiermangel hin-
weg geholfen haben.
Zurück zur ersten Ausgabe der 
Mitteilungen der Stadtverwal-
tung. Auf den ersten beiden Sei-
ten erhält der Leser eine detaillier-
te Übersicht der Anschriften und 
Öffnungszeiten aller städtischen 
Ämter und Gesellschaften. Eine 
gewisse Normalität scheint sich 
in den etwa 3 ½ Monaten seit 
der Einnahme durch die ameri-
kanischen Truppen hergestellt zu 
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Ein makabres Kuriosum: Die Gestapo setzte 
die Ächtung Martin Bormanns der so ge-
nannten „Schwabacher Judenletter“ kon-
sequent um. Hunderte von unbenutzten 
Aktendeckeln verhalfen nach dem Krieg 
der Stadtverwaltung über den Papierman-
gel hinweg. Quelle: Institut für Stadtge-
schichte, Frankfurt/Main
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haben. Der Zoo hat ebenso wie-
der geöffnet wie eine Pilzbera-
tungsstelle. Einige Straßenbahn-
linien fahren wieder, die letzte 
Bahn der Linie 16 ab Offenbach 
sogar spät um 21.15 Uhr. Selbst-
verständlich geht es in dieser 
Ausgabe auch um Lebensmittel. 
Eine übersichtliche Tabelle infor-
miert den Nachkriegsfrankfurter 
– eingeteilt in Normalverbrau-
cher, Teil- und Vollselbstversor-
ger – über die ihm zustehenden 
Zuteilungsmengen. Die „Reichs-
eierkarte“ hat sich zur „grauen 
Eierkarte“ gemausert. Sehr be-
merkenswert in diesen Mittei-
lungen ist die dritte Seite. Hier 
werden nämlich Arbeitskräfte 
gesucht. Eine richtige Stellenaus-
schreibung im heutigen Sinne ist 
das nicht. Hinter diesen Spalten 
verbirgt sich vielmehr der ers-
te Schritt zur Bewältigung der 
gerade überstandenen Vergan-
genheit – ob allein von der Besat-
zungsmacht verordnet und aus 
eigenem Entschluss mit getragen 
– sei mal dahingestellt. Gesucht 
wurden „für die Stellen der ent-
lassenen Mitglieder der NSDAP“ 
zur sofortigen Einstellung Bewer-
ber, die zu keiner Zeit Mitglieder 
der NSDAP oder einer ihrer Glie-
derungen gewesen sein durften. 
Erstaunlich ist die Bandbreite der 
gesuchten Berufe: Vom Elektri-
ker im Gesundheitsamt bis zum 
kameralistisch erfahrenen Buch-
halter im Rechneiamt, vom Trichi-
nenbeschauer im Schlachthof bis 
zum Arbeiter bei der Müllabfuhr. 
Der Grad der Organisation in der 
NSDAP und ihren Gliederungen 
war offensichtlich hoch. Wie viele 
der etwa 9.000 Beamte, Ange-

stellten und Arbeiter Parteige-
nossen waren, geht aus den Ak-
ten nicht hervor. Ihre Entlassung 
bzw. vorläufi ge Suspendierung 
erfolgte schnell und – erlauben 
Sie mir einen gewissen Sarkasmus 
– unbürokratisch. Manchmal auch 
zu voreilig und unbegründet.
Wie intensiv die Stadtverwal-
tung zusammen mit der ameri-
kanischen Militärregierung sich 
um eine Normalisierung des Le-
bens, vor allem des Wirtschafts-
lebens, bemüht war, zeigt sich in 
der zweiten Ausgabe der Mittei-
lungen der Stadtverwaltung vom 
25. Juli 1945. Zwar noch ganz im 
Sprachduktus der Sprache des 
Dritten Reiches wird mit dieser 
Ausgabe der „Arbeitseinsatz“ 
geregelt. Wenn ich die dort ver-
öffentlichte Verordnung bösartig 
interpretiere, ist das eine Verord-
nung zur Zwangsarbeit. Der Ein-
satz von Arbeitskräften hatte sich 
ganz – wie es hieß – nach „den An-
forderungen und Zweckbestim-
mungen der Besatzungsmäch-
te“ zu richten. Welche Wirkung 
diese Verordnung und andere 
ähnliche auf den Arbeitsmarkt 
und wirtschaftliche Entwicklung 
letztlich hatten, hat Werner Ben-
dix in seiner ausgezeichneten Un-
tersuchung „Die Hauptstadt des 
Wirtschaftswunders“ eingehend 
untersucht.28

Von einem Arbeitsmarkt im heu-
tigen Sinne konnte man 1945 
und in den folgenden Jahren be-
stimmt noch nicht sprechen. Denn 
das Arbeitsbuch, 1934 als Regu-
lierungsinstrument eingeführt, 
behielt ausdrücklich seine Gültig-
keit und ursprüngliche Funktion. 
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Auf jeden Fall wurden zunächst 
durch diese Verordnung die Zu-
ständigkeit des Arbeitsamtes für 
die Zuweisung von Arbeitsstel-
len, Fragen der Entlassungen 
und der Kündigungsschutz für 
NS-Opfer geregelt. Die Regelung 
der Arbeitszeit, der Arbeitsbe-
dingungen und der Löhne folgte 
dann im August. Auch in anderen 
Lebensbereichen sollte sich der 
Alltag normalisieren oder sagen 
wir doch besser, der aktuellen 
Lage anpassen. Die Mitteilungen 
veröffentlichten eine Liste der zu-
gelassenen Ärzte und einen Auf-
ruf zur Anmeldung von Schülern 
der ersten vier Jahrgänge für die 
Einschulung im Herbst.
Es scheint, als konnte man in 
Frankfurt alsbald wieder leben. 
Wenn man der Einschätzung 
glauben kann, dass etwa 260.000 
Einwohner das Kriegsende in 
Frankfurt erlebt haben, muss der 
Zustrom von neuen Bewohnern 
und der Rückstrom der Evakuier-
ten bis zum Oktober 1945 enorm 
gewesen sein. Laut der ersten 
Veröffentlichung des Statisti-
schen Amtes, die im März 1946 
erschien, lebten am 5. Oktober 
1945 wieder 357.000 Menschen 
in unserer Stadt. Die Lebens- und 
Liebenswürdigkeit Frankfurts 
drückt sich auch in anderer Weise 
aus. Wurden im September 1945 
nur 201 Ehen geschlossen, waren 
es im Dezember fast doppelt so 
viele, nämlich 394. Dass Frank-
furt am Main einmal eine bedeu-
tende Wirtschafts-, Verkehrs- und 
Finanzmetropole werden könnte, 
zeichnete sich bereits in den ers-
ten Nachkriegsmonaten ab. Die 

Zahl der eingesetzten Züge und 
beförderten Personen wuchs bei-
nahe täglich und lag fast immer 
über dem Jahresdurchschnitt des 
Vergleichsjahres 1935. Ebenso 
stieg der Güterumschlag auf der 
Schiene und auf dem Main konti-
nuierlich. Der wirtschaftliche Mo-
tor stotterte nicht mehr, sondern 
brummte bereits ganz ordentlich, 
obwohl 75 Prozent der industri-
ellen und gewerblichen Betriebe 
als zerstört galten. Dies zeigt sich 
beispielsweise an den fi nanziel-
len Transaktionen, die über die 
Postscheck- und die Reichsbank-
girokonten abgewickelt wurden. 
Es ist durchaus signifi kant, dass 
seit 1945 der Geldzufl uss nach 
Frankfurt immer größer als der 
Geldabfl uss war. Was nicht so 
– vernehmlich – brummte, war der 
Straßenverkehr. Zugelassen wa-
ren knapp 1.700 Pkws, 350 Mo-
torräder und knapp 2.000 meist 
kleinere Lastwagen. Für heutige 
Ohren muss die Ruhe, die in der 
Stadt herrschte, unheimlich ge-
wesen sein, zumal zwischen 22.30 
und 5 Uhr eine Ausgangssperre 
– „curfew“ – angeordnet war.
Ich möchte nicht den Eindruck er-
wecken, als seien die Frankfurter 
mir nichts dir nichts zur Tagesord-
nung übergegangen. Zur Norma-
lisierung, oder präziser Normali-
tät des Alltags gehörte auch die 
Entnazifi zierung. Die Entlassung 
von NSDAP-Mitgliedern aus dem 
städtischen Dienst habe ich be-
reits erwähnt und komme auch 
noch einmal darauf zurück. Eine 
weitere, augenscheinliche Ent-
nazifi zierung schlug sich in der 
Um- bzw. Rückbenennung von 
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Straßen nieder. Als erstes wurden 
zehn Straßen und Plätze zurück 
benannt, die nach 1933 zur zwei-
felhaften Ehre bekannter und 
weniger bekannter Nazigrößen 
umbenannt wurden. Die „Adolf-
Hitler-Brücke“ wurde wieder zur 
Untermainbrücke, das „Hermann-
Göring-Ufer“ wieder zum Unter-
mainkai; und der „Herbert-Nor-
kus-Weg“, benannt nach der bes-
ser bekannten Roman- und Film-
fi gur „Hitlerjunge Quex“, wurde 
wieder der schlichte Hangweg im 
Ostend. Die Wiederbenennung 
der Straßen nach ihren jüdischen 
Namenspatronen wurde dann bis 
zum August vollzogen.
Die größte Sorge der Frankfurter 
Bevölkerung in den ersten Nach-
kriegsmonaten galt zweifelsohne 
der Beschaffung von Lebens-
mitteln. Als ich die seit Februar 
1946 regelmäßig erscheinenden 
Statistischen Monatsberichte 
aufschlug, habe ich verstanden, 
warum man in diesen Jahren von 
einer Zigarettenwährung gespro-
chen hat. In einer amtlichen(!) 
Preisübersicht wurden die 
Schwarzmarktpreise für amerika-
nische Zigaretten und Tabak ver-
öffentlicht – ein wirklich bürger-
freundlicher Service! An oberster 
Stelle, mit 70 bis 80 Reichsmark 
pro Schachtel war das ein er-
schwinglicherer Preis, als die 500 
bis 600 Reichsmark für das Kilo 
Bohnenkaffee, das in der Über-
sicht der Schwarzmarktpreise an 
vorletzter Stelle auftauchte. Der 
Preis für amerikanische Zigaretten 
war bemerkenswert lange stabil, 
während die Schwarzmarktpreise 
für Lebensmittel – auch für Boh-

nenkaffee – allmählich sanken. 
In Schwarzhändlerkreisen erwar-
tete man bereits Anfang 1946 
eine Währungsreform und wollte 
deshalb die Bestände an leicht 
verderblichen Waren gering hal-
ten. Auch diese Leute hatten so 
ihre Sorgen.
Die Ernährungslage in Frankfurt 
am Main ist mittlerweile gut un-
tersucht und dokumentiert.29 
Die allgemeine Versorgungslage 
war, wie sich das Statistische Amt 
der Stadt Frankfurt am Main aus-
drückte, „ungünstig“. Es fehlte 
an Textilien, Schuhen und Haus-
haltswaren. Um den steigenden 
Bedarf einigermaßen zu regeln, 
richtete man Tauschstellen ein, in 
denen man überschüssige Arti-
kel gegen Berechtigungsscheine 
für den Bezug anderer Waren 
eintauschen konnte.30 Nicht nur 
„ungünstig“, sondern regelrecht 
schlecht war die Versorgung mit 
Lebensmitteln. Der Anteil von 
Fleisch an der gesamten Ernäh-
rung sank im Monatsdurchschnitt 
von knapp vier Kilogramm im 
Jahre 1935 auf beinahe konstante 
800 Gramm monatlich im ersten 
Nachkriegsjahr. Prozentual ge-
sehen hat sich der Anteil an der 
Ernährung von Brot, Fleisch und 
Kartoffeln und Fett im Vergleich 
zu 1935 um die Hälfte reduziert.
Aber auch da, wo wenig gegessen 
wird, entstehen dennoch Abwäs-
ser. Mit diesem Problem möchte 
ich auf meine oben eher beiläufi g 
gestellte Frage zurückkommen, 
was eine Verwaltung einer so er-
heblich zerstörten Stadt macht, 
wie es Frankfurt war. Und zur 
Verwaltung unserer Stadt gehört 
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nun mal auch das Stadtentwäs-
serungsamt. Ich nehme dieses 
Amt als Beispiel, weil die Über-
lieferung im Vergleich zu ande-
ren Ämtern sehr gut, aber leider 
noch nicht untersucht worden ist. 
Das Stadtentwässerungsamt ist 
eines der wenigen Ämter, für das 
es offenbar keine wie auch immer 
geartete Stunde Null gab. Die Ab-
wässer fl ossen auch während der 
Kampfhandlungen in geordneter 
Weise ab, soweit dies die nicht 
unerheblichen Zerstörungen am 
Kanalnetz zuließen. Das Ausmaß 
der Zerstörungen lässt sich viel-
leicht am besten mit der Fest-
stellung umschreiben: Frankfurt 
muss – vor wie nach der „Stunde 
Null“ – gestunken haben. Rund 
500 schwere Beschädigungen 
am Kanalnetz meldete das Stadt-
entwässerungsamt im November 
1945 an die Militärregierung, da-
von waren 150 schwere Schäden 
an den Hauptsammelkanälen. Die 
Kläranlage Niederrad wurde bei 
den Bombenangriffen am 5. No-
vember 1944 schwer beschädigt. 
Die Abwässer fl ossen ungeklärt 
in den Main. Den Klärvorgang 
überließ man der „natürlichen 
Kraft des Flusses“, wie es an einer 
Stelle heißt. Nicht in diese Scha-
densübersicht eingerechnet sind 
all die Schäden in den von Bom-
ben beschädigten Wohnhäusern 
oder Werksanlagen.
Die Schäden am Kanalnetz und 
den Zufl üssen aus den Privat-
häusern möglichst schnell zu 
beseitigen, war aus nahe liegen-
den Gründen eine dringliche 
Forderung der amerikanischen 
Militärregierung. Völlig zu Recht 

befürchtete man nachteilige ge-
sundheitliche Auswirkungen auf 
die Besatzungskräfte und die 
Bevölkerung – in dieser Reihen-
folge. Deshalb standen wohl der 
Lieferung von notwendigen Bau-
materialien keine allzu großen 
Probleme entgegen. Ein größe-
res Problem war die Zuweisung 
von Arbeitskräften an das Amt 
selbst und die beauftragten Ver-
tragsfi rmen. Die Akten spiegeln 
den Kampf um jede Arbeitskraft 
wider. Viele Firmen forderten 
ihre ehemaligen, aus dem Krieg 
heimgekehrten und mittlerweile 
anderen Firmen zugewiesenen 
Mitarbeiter zurück. Und wenn ein 
Betrieb eine Arbeitskraft hatte, 
wollte er sie nicht wieder herge-
ben. Denn Arbeitskräfte waren 
knapp und wurden knapper. Stan-
den im Oktober 1945 19.000 Ar-
beitssuchenden nur rund 11.500 
offene Stellen gegenüber, haben 
sich die Zahlen im März 1946 
nahezu angeglichen: 17.204 Ar-
beitssuchende zu 16.555 offenen 
Stellen und es wurden monatlich 
zwischen 6.000 und 10.000 Ar-
beitskräfte vermittelt.
Die Entnazifi zierung war in allen 
Ämtern der Stadtverwaltung und 
so auch bei der Stadtentwässe-
rung ein Problem. Nach der An-
ordnung des amtierenden Bür-
germeisters vom 16. April 1945 
sollten – wie es hieß – „zur ein-
wandfreien Klärung aller aus po-
litischen Gründen auftretenden 
Bedenken gegen städtische Be-
dienstete“ – in jedem Amt oder 
Eigenbetrieb Untersuchungsaus-
schüsse gebildet werden. Diese 
Ausschüsse sollten aus drei Per-
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sonen bestehen, die nie der NS-
DAP „oder in anderer Weise ihre 
persönliche Verbundenheit mit 
den Zielen der NSDAP Ausdruck 
verliehen“ haben. Man kann sich 
leicht vorstellen, dass es gegen 
die Besetzung dieser Ausschüs-
se manche Beschwerden gab. 
Als unbescholten im geforderten 
Sinn konnten damals nur dieje-
nigen gelten, die nach dem so 
genannten Berufsbeamtenge-
setzes31 durch die NS-Macht-
haber entlassen worden waren 
und nun wieder eingestellt wur-
den. Beamte und Angestellte mit 
Funktionen in der NSDAP oder 
einer ihrer Gliederungen wurden 
entweder entlassen bzw. vorläu-
fi g suspendiert, manche als ein-
fache Arbeiter weiterbeschäftigt. 
Bei einer Weiterbeschäftigung 
durften sie keine verantwortliche 
Tätigkeit ausüben.
Einige kleine Beispiele: Im Juni 
1945 waren von den 65 bei der 
Stadtentwässerung beschäftigten 
Arbeitern 17 Parteigenossen, die 
sich einer peinlichen Befragung 
unterziehen mussten und zum 
Teil entlassen oder vorläufi g sus-
pendiert wurden. Die Stadtspar-
kasse hatte am 20. März 1945 
insgesamt 174 Bedienstete, da-
von wurde ein Beamter vorläufi g 
suspendiert, weil er Zellenleiter 
der NSDAP war. Von den Ange-
stellten wurden 42 vorläufi g sus-
pendiert, weil sie „alte Kämpfer“, 
also alle vor dem 30. Januar 1933 
in die NSDAP eingetreten waren. 
Sechs Angestellte waren bei der 
SS, deren Bezüge wurden ganz 
einbehalten. Das Stadtarchiv, die 
Vorgängerinstitution des Instituts 

für Stadtgeschichte Frankfurt am 
Main, hatte von seinen 18 Mitar-
beitern immerhin fünf wegen der 
Mitgliedschaft in der NSDAP ent-
lassen, darunter der Leiter, Prof. 
Dr. Harry Gerber und ein weiterer 
Akademiker.32

Eine Gesamtübersicht der aus 
dem städtischen Dienst Entlas-
senen ist immer noch ein bedau-
erliches Forschungsdesiderat ge-
blieben. Der amtierende Bürger-
meister Blaum meldete zwar der 
Militärregierung, dass bis Anfang 
September 1945 rund 4.400 Mit-
arbeiter entlassen worden waren, 
aber die auf die Entlassung bzw. 
Suspendierung folgenden Wider-
spruchsverfahren zogen sich teil-
weise über Jahre hinweg, zumal 
einige der Suspendierten und 
Entlassenen sich noch in Kriegs-
gefangenschaft befanden. Ein 
führender Kopf bei dieser ersten 
Phase der Entnazifi zierung – nicht 
nur in der Stadtverwaltung – war 
Polizeipräsident Ferdinand Mühr-
del33, der dieses Amt bereits zwi-
schen 1919 und 1933 ausgeübt 
hatte und in der nationalsozia-
listischen Parteipresse als „Nazi-
fresser“ übel beleumdet war. Mit 
der Entnazifi zierung ganz beson-
derer Art hatte das Wohnungs-
amt alle Hände voll zu tun. Nach 
der am 12. August 1945 erlas-
senen Anordnung betreffend der 
Behandlung von Parteigenossen 
in Wohnungsangelegenheiten 
konnten so genannte „Aktivisten 
des Nationalsozialismus“ von ei-
ner Wohnungsvergabe ausge-
schlossen oder sogar aus einer 
Wohnung geräumt werden, wo-
bei die Wohnungseinrichtung be-
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schlagnahmt werden konnte. Da-
von wurde ausgiebig Gebrauch 
gemacht. Sofern es sich nicht 
um stadtbekannte Nazi-Größen 
handelte, wurde das Wohnungs-
amt aufgrund von Anzeigen aus 
der Bevölkerung tätig. Getroffen 
hat es beispielsweise auch einen 
Zellenleiter aus dem fernen Kö-
nigsberg, der von früheren Nach-
barn erkannt worden war. Kurios 
ist ein anderer Fall. Ein zunächst 
unerkannter Naziaktivist wurde 
in eine beschlagnahmte Woh-
nung eingewiesen, wo er sich der 
Einrichtung und anderer persön-
licher Effekten des Vormieters 
bemächtige und sich nach seiner 
Enttarnung mit Sack und Pack 
aus dem Staube machte. Die 
Beschlagnahmungen der Woh-
nungen samt ihrer Einrichtung 
blieben nicht unwidersprochen. 
Die Einlassungen der betrof-
fenen Parteigenossen zur eigen 
Entlastung strotzen vor Ignoranz 
und Selbstgerechtigkeit, die Ein-
lassungen der Entlastungszeu-
gen sollten die Wirkung eines 
bekannten Waschmittels über-
treffen. Wohl den Zeitumständen 
ist der Umstand geschuldet, dass 
einem „alten Kämpfer“ die Woh-
nung unter der Bedingung belas-
sen wurde, andere Naziaktivsten 
bis zur Grenze der möglichen Be-
legbarkeit aufzunehmen.
Frankfurt am Main gehörte zu den 
besonders kriegszerstörten Städ-
ten Europas. Rund 12 Millionen 
Kubikmeter Trümmerschutt waren 
über dem Stadtgebiet verteilt; nur 
15 Prozent der Wohnhäuser wa-
ren unbeschädigt geblieben. Zu 
der zerstörungsbedingten Woh-

nungsnot kam noch hinzu, dass 
8.350 Wohnungen, das sind etwa 
acht Prozent aller Wohnungen, 
für die amerikanische Militärre-
gierung beschlagnahmt wurden. 
Die Unterbringung der befreiten 
bzw. zurückkehrenden KZ-Häft-
linge stellte die Stadtverwaltung 
vor weitere Probleme.34 So sah 
sich die Militärregierung zu der 
Forderung gezwungen, dass alle 
polnischen Juden aus den Frank-
furter Hotels – so wörtlich – „aus-
gewiesen“ und in das DP-Lager 
in Zeilsheim eingewiesen werden 
sollten. Die Displaced Persons 
(DPs)35 durften nach dem Willen 
der Militärregierung nur dann in 
einer Wohnung oder in einem 
Hotel bleiben, wenn sie in Frank-
furt eine Arbeitsstelle hatten und 
ihre Miete selbst zahlen konnten. 
Das seit August 1945 bestehen-
de Zeilsheimer Lager zu belegen, 
war ein Problem. Viele der ehe-
maligen KZ-Häftlinge weigerten 
sich verständlicher Weise, erneut 
in einem Lager untergebracht zu 
sein; außerdem waren die Ver-

Der zerstörte 
Frankfurter Römerberg. 
Quelle: HHStA 1610
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laubnissen usw. zuständig. Eine 
gute Zusammenarbeit zwischen 
der Stadtverwaltung und der Mi-
litärregierung war für die Stadt 
überlebensnotwendig.36 Den 
die unmittelbare Befriedigung 
der Bedürfnisse der Stadt und 
der Wirtschaft (Benzin, Bau- und 
Brennstoffe usw.) hing von dem 
„good will“ der Besatzungsmacht 
ab – und der war nicht immer ein-
schätzbar und nachzuvollziehen. 
Die kaum vorstellbaren Ströme 
der Flüchtlinge, Heimkehrer, DPs 
und der Wunsch vieler Evakuier-
ter, wieder in ihrer Heimatstadt 
wohnen zu wollen, machten eine 
Reihe von Sonderstellen notwen-
dig, die dem bereits erwähnten 
Eberhard Beckmann unterstan-
den. Sonderstellen befanden 
sich beim Fürsorgeamt, dem 
Wohnungsamt, dem Arbeitsamt, 
Ernährungsamt, Wirtschaftsamt, 
der Industrie- und Handelskam-
mer. Im Fürsorgeamt erhielten 
beispielsweise heimkehren-
de ehemalige KZ-Häftlinge aus 
Frankfurt eine Übergangsbei-
hilfe von 300 Reichsmark, dazu 
noch eine Fuhre Brennholz, die 
von ehemaligen Nazi-Aktivisten 
im Stadtwald geschlagen wurde. 
Die Industrie- und Handelskam-
mer war u.a. für die Entnazifi zie-
rung der Wirtschaft zuständig 
und bereitete die „Wiederein-
gliederung der Geschäftsleute in 
die freie Wirtschaft“ vor. Weitere 
Sonderstellen waren das „Rück-
wanderer Hilfswerk“, das frei-
willige Geldspenden sammelte. 
Wenn ich mich der Zahlenanga-
be in einer Quelle recht erinnere, 
kamen noch 1945 bereits mehr 
als 100.000 Reichsmark aus der 

kehrsverbindungen zur Innenstadt 
schlecht. Eine Entspannung trat 
erst dann allmählich ein, als die US 
Army einen regelmäßigen Pen-
delverkehr eingerichtet hatte. Das 
DP-Lager in Zeilsheim gehört lei-
der auch noch zu den Forschungs-
desideraten. Weil für das Lager 
zunächst das Flüchtlingshilfswerk 
der Vereinten Nationen und spä-
ter Bundesbehörden zuständig 
waren, gibt es hier im Haus auch 
nur wenige Überlieferungen.
Als Verbindungsstelle zwischen 
der Militärregierung und der 
Stadtverwaltung wurde im Mai 
1945 das bereits erwähnte Besat-
zungsamt gegründet. Nach sei-
ner Geschäftsordnung war das 
Besatzungsamt für  die Erfüllung 
aller Aufl agen der Militärregie-
rung an die Stadtverwaltung, die 
Vermittlung von Anliegen der 
Bevölkerung und der Stadtver-
waltung an die Militärregierung, 
z.B. Wiederbeginn des Frank-
furter Wirtschaftslebens, die 
Betreuung des gesamten Kraft-
fahrwesens u.ä. zuständig. Mit 
dem Zustrom von Flüchtlingen, 
Evakuierten und DPs musste sich 
das Besatzungsamt auch um die 
Quartiere für die Besatzungs-
truppen und Ausländer und die 
Flüchtlingsbetreuung kümmern. 
Dazu kamen auch noch die Sach- 
und Arbeitsleistungen für die 
Besatzungsmacht und fi nanzielle 
Abrechnungen. Weil die Militär-
regierung nicht unmittelbar mit 
der Bevölkerung verkehrte, war 
das Besatzungsamt auch für die 
Vermittlung von Anträgen aus 
der Bevölkerung, auf Ausstellung 
von Passierscheinen, Fahrrader-
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Frankfurter Bevölkerung zusam-
men.
Unabhängig von diesen städtisch 
betreuten Stellen bestand noch 
die Jüdische Betreuungsstelle. 
Obwohl sie wie die wieder er-
stehende Jüdische Gemeinde 
von der Stadt Frankfurt fi nanziert 
wurde, war sie eine „Angelegen-
heit der Judenschaft selbst“, wie 
es damals noch nicht sprachbe-
reinigt hieß. Geleitet wurde die-
ser Ausschuss von Rabbiner Dr. 
Neuhaus.37 Die Eigenständigkeit 
bzw. Selbstverwaltung der jü-
dischen Betreuungsstelle war aus 
nahe liegenden Gründen not-
wendig. Hollbach verfügte die 
Einrichtung dieser Stelle, weil er 
befürchtete, dass „alle Fragen, 
welche das Fürsorge-, das Ernäh-
rungs- und Arbeitsamt nicht von 
sich aus mit dem selbstverständ-
lichen Entgegenkommen bear-
beiten“, durch geeignete Per-
sonen geregelt werden mussten, 
die die Vorbehalte und Sorgen 
der Überlebenden verstanden. 
Dieses Entgegenkommen war of-
fenbar noch nicht in allen Amts-
stuben selbstverständlich.

Anmerkungen:

1  Leicht überarbeitete und ergänzte 
Fassung meines Vortrags vom 17. 
Februar 2005.

2  In der letzten Ausgabe der Rhein-
Mainischen Zeitung vom 25. März 
1945 berichtete das OKW über das 
Kriegsgeschehen:

 „Unter Einsatz von Schwimmpan-
zern konnten die Amerikaner bei 
Oppenheim den Rhein überqueren 
und einen kleinen Brückenkopf bil-
den.“

3  Friedrich Stemmermann, (1892-?), 
nahm als Leutnant bzw. Oberleut-
nant am 1. Weltkrieg teil, wechselte 
1920 zur Polizei und trat 1934 als 
Major in die Reichswehr ein. Stem-
mermann übernahm am 1. August 
1944 die Stadtkommandantur in 
Frankfurt am Main.

4  Kommandierender General des 
LXXXV. Armeekorps; der Gefechts-
stand dieses Korps war in Bad Hom-
burg stationiert.

5  Ende 1944 befanden sich das Gre-
nadier-, Ersatz- und Ausbildungs-
bataillon 81, die Flakgruppe Frank-
furt, eine im Riederwald stationierte 
Heeresmusikschule und das Lan-
desschützen-Ersatzbataillon I/IX in 
Frankfurt am Main, dazu noch einige 
andere Wehrmachtsdienststellen. 
Zur Verteidigung unterstanden der 
„Kampfkommandantur“ zusätzlich 
noch die Polizei und die paramilitä-
rischen Parteiverbände (z.B. SA) und 
ein schlecht ausgerüstetes unga-
risches Ersatz-Infanterie-Bataillon. 

6  Zu den letzten Kampfhandlungen 
aus Sicht der Wehrmacht vgl. Brü-
gel, Tätigkeit. Bei Schmid, Frankfurt, 
wird Löffl er als SS-Obersturmbann-
führer genannt. Brügel weist dies 
zurück. Das bei Brügel gezeigte 
Foto zeigt Löffl er als Wehrmachts-
angehörigen im Range eines Ober-
leutnants.

7  Erlebnisse in den ersten Tagen 
der amerikanischen Besatzung, 
Nachlass Bruno Müller, Institut für 
Stadtgeschichte Frankfurt am Main 
(ISG Ffm) S 1–25, 3. Dr. Bruno Mül-
ler (1889–1968) war von 1926 bis 
zur Eingemeindung 1928 letzter 
Bürgermeister von Höchst, ge-
hörte danach dem hauptamtlichen 
Magistrat ohne eigentlichen Ge-
schäftsbereich an. Vgl. Tüffers, Ma-
gistrat.

8  Zit. nach Schäfer, Pfl üget ein Neues 
…, S. 4.

9  Vgl. dazu den Beitrag von Dr. An-
dreas Hedwig in diesem Heft.

10  Für diese Aktivitäten gibt es nur 
weit verstreute Hinweise und per-
sönliche Erinnerungen und Nach-
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lässe, z. B. die des früheren KPD-
Stadtverordneten aus Höchst Peter 
Fischer in ISG Ffm, S. 1–30.

11  Vgl. dazu auch Ueberschär, Dienst-
stellen, S. 144.

12  Schäfer, S. 3 (Anm. 8).
13  Vgl. Zibell, Sprenger. 
14  Friedrich Krebs (1894–1961), Dr. 

jur., war früh in der „völkischen 
Bewegung“ aktiv, wurde am 13. 
März 1933 nach dem erzwungenen 
Rücktritt von Ludwig Landmann zu-
nächst kommissarischer Oberbür-
germeister, im Juni 1933 dann be-
stätigt, von 1945 bis 1948 im Lager 
Darmstadt interniert.

15  Zu den im Folgenden beschrieben 
Ereignissen vgl. „Will America be 
lost …?”, S. 70 f.; Boehling, Lagebe-
richte; Mick, Frieden.

16  Wilhelm Hollbach (1893–1962), 
Journalist, von 1930 bis zur Einstel-
lung 1943 Leiter des Nachrichten-
dienstes der „Frankfurter Zeitung“, 
„amtierender“ Bürgermeister 
Frankfurts vom März bis Juli 1945. 
Übte scharfe Kritik an der Beschlag-
nahme von Wohnungen durch das 
amerikanische Besatzungspersonal 
und an einer zu schematischen Ent-
nazifi zierungspolitik.

17  Ernst Beutler (1885–1960), Prof. 
Dr., Direktor des Freien Deutschen 
Hochstifts und des Goethehauses, 
bekleidete nach 1945 kurzzeitig 
das Amt des Kulturdezernenten.

18  Bernhard Grzimek, Prof. Dr., (1909–
1987) war von 1945 bis 1976 Direk-
tor des Frankfurter Zoos.

19  Kurt Blaum (1884–1970), Dr., Kom-
munalpolitiker, vom 1921 bis 1933 
und kurzzeitig 1945 Oberbürger-
meister von Hanau, danach gutach-
terliche Tätigkeiten für das Reichs-
innenministerium und von 1942 bis 
1944 als Betriebsführer des Flug-
zeugmotorenwerkes in Oberursel 
dienstverpfl ichtet, von Juni 1945 
bis zur Wahl von Walter Kolb im 
Juli 1946 Oberbürgermeister von 
Frankfurt.

20  Eberhard Beckmann (1905–1962), 
Dr., vor 1933 freier Journalist, muss-
te wegen seiner jüdischen Frau, von 

der er sich nicht trennen wollte, sei-
ne journalistische Tätigkeit aufge-
ben, überlebte als Landwirt, 1945 
zunächst Referent für die Rückfüh-
rung ehemaliger KZ-Insassen, dann 
Leiter des Amtes für die Städtischen 
Bühnen. Ab 1. Juni 1946 Intendant 
von Radio Frankfurt, ab 1949 Inten-
dant des Hessischen Rundfunks.

21  Lübbecke, Jahresbericht 1961, S. 5 
ff.

22  Lorei/Kirn, Frankfurt.
23  Balser, Aus Trümmern.
24  ISG Ffm, Repetitorium 840.
25  Die anderen Frankfurter Tageszei-

tungen erschienen erst viel später 
Die „Frankfurter Neue Presse“ er-
schien erst ab dem 15. April 1946, 
die „Abendpost“ ab dem 1. Okto-
ber 1948 und die „Frankfurter All-
gemeine Zeitung“ ab dem 1. No-
vember 1949. Die „Neue Zeitung“ 
mit dem Untertitel „Amerikanische 
Zeitung in Deutschland“ wurde in 
Berlin bzw. München verlegt.

26  ISG Ffm, SD 1-74.
27  Die Schwabacher Schrift ist eine 

Variante der gothischen bzw. 
Frakturschrift, die Ende des 15. 
Jahrhunderts unter dem Einfl uss 
der Renaissance entstand. Martin 
Bormann, „Stellvertreter des Füh-
rers“, verfügte am 3. Januar 1941, 
dass die gothische Schrift nicht als 
deutsche Schrift anzusehen sei, 
weil sich die in Deutschland ansäs-
sigen Juden bei der Einführung des 
Buchdrucks in den Besitz der Buch-
druckereien gebracht hätten und 
dabei die Schwabacher Schrift ver-
wendet hätten. Diese Behauptung 
ist alleine deshalb falsch, weil es in 
der frühen Neuzeit aufgrund stren-
ger Zunftgesetze Juden verboten 
war, in einer Druckerei zu arbeiten, 
geschweige denn eine Druckerei 
zu erwerben.

28  Bendix, Hauptstadt.
29  Heibel, Hungertuch.
30  ISG Ffm, Rechneiamt IV, Nr. 68.
31  Die genaue Bezeichnung lautet 

Gesetz zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums vom 7. April 
1933. Das Gesetz diente zur Entlas-
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sung politischer Gegner und Juden 
aus dem Beamtenstand.

32  Zur Entnazifi zierung in den Ämtern 
und Betrieben der Stadtverwaltung 
vgl. u.a. folgende Bestände aus dem 
ISG Ffm: Magistratsakten; Ämterak-
ten: Stadtentwässerungsamt, Woh-
nungsamt, Rechneiamt, Revisions-
amt, Besatzungsamt, Fürsorgeamt, 
Kulturamt, Stadtarchiv, Stadtge-
sundheitsamt und weitere Ämter, 
Schwanheim Nr. 836; Nachlass Wil-
helm Hollbach, S1–157; Nachlass 
Bruno Müller, S1–25; Nachlass Kurt 
Blaum, S1–38; Nachlass Albert Oe-
ser, S1–130; Nachlass Mile Braach, 
S1–379; Nachlass Eberhard Beck-
mann, S1–75 und weitere Nachläs-
se; aus den früher selbständigen 
Gemeinden: Bergen-Enkheim Nr. 
98, Nieder-Erlenbach Nr. 155; aus 
dem Bestand Manuskripte die  „Ge-
danken eines Deutschen über die 
amerikanische Besatzungsarmee. 
Besorgnisse und Vorschläge“ (1945) 
von Pfarrer Arthur Ohly und weitere 
Manuskripte sowie Nachlässe.

33  Ferdinand Mührdel (1888–1961). 
Vgl. ISG FfM, S 2, Nr. 5.228.

34  Vgl. Pollmann, Frankfurter KZ-Häft-
linge, S. 563 ff.

35  Als „Displaced Persons“ (DPs), spä-
ter „heimatlose Ausländer“ wur-
den u.a. ehemalige KZ-Häftlinge, 
Kriegsgefangene und Zwangsar-
beiter bezeichnet, die nach Kriegs-
ende nicht in ihre Heimatländer zu-
rückkehren konnten oder wollten. 
Vgl. Jacobmeyer, Zwangsarbeiter; 
Fritz Bauer Institut (Hg.), Überlebt 
und unterwegs.

36  Zum Verhältnis der Stadtverwaltung 
und der Militärregierung die zwi-
schen dem 20. August 1945 und 24. 
Juni 1946 verfassten Lageberichte 
des Frankfurter Oberbürgermeis-
ters Blaum an die amerikanische 
Militärregierung, abgedruckt in: 
Boehling, Lageberichte, 

37  Leopold Neuhaus (1879–1954), 
Dr., 1936 bis 1938 Lehrer am Phil-
anthropin, von 1938 bis 1942 letz-
ter Rabbiner der auf Anordnung 
der Gestapo zwangsvereinten jü-

dischen Gemeinde in Frankfurt am 
Main, 1942 Deportation nach The-
resienstadt, dort als Rabbiner tätig, 
nach der Befreiung Rückkehr nach 
Frankfurt am Main, 1946 Auswan-
derung in die USA.

Der Autor: 

Lutz Becht, M.A., Dipl. Soz., geb. 
1948 in Frankfurt am Main. Nach 
einer kaufmännischen Lehre und 
Ausbildung zum Sozialarbei-
ter Studium der Mittleren und 
Neueren Geschichte, Politik, 
Pädagogik und Philosophie in 
Frankfurt am Main; seit 1993 Mit-
arbeiter des Instituts für Stadtge-
schichte Frankfurt am Main, dort 
u.a. verantwortlich zuständig für 
die Redaktion des Internetportals 
w w w.Frank fur t1939-1945.de. 
Lehrbeauftragter an den Fachbe-
reichen Polizei und Verwaltung 
der Verwaltungsfachhochschule 
Wiesbaden.

Veröffentlichungen 
(Auswahl):

Institut für Stadtgeschichte (Hg.) 
Frankfurt am Main, Linden-
straße. Gestapozentrale und 
Widerstand, bearb. von Lutz 
Becht, Frankfurt am Main, 
1996. 

„Die Wohlfahrtseinrichtungen 
sind aufgelöst worden ...“. Vom 
„städtischen  Beauftragten 
bei der Jüdischen Wohlfahrts-
pfl ege“ zum Beauftragten der 
Geheimen Staatspolizei 1938–
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1943, in: Monica Kingreen 
(Hg.) „Nach der Kristallnacht“. 
Jüdisches Leben und antijü-
dische Politik in Frankfurt am 
Main 1999, S. 211–236. 

Ausländische Arbeitskräfte und 
Arbeitseinsatz in Frankfurt am 
Main 1938 bis 1945, in: Archiv 
für Frankfurts Geschichte und 
Kunst (AFGK) Bd. 65/1999, S. 
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Koschel, Rückkehr zur völ-
kischen Religion? Glaube und 
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Am 6. Januar 1947 legte Karl 
Geiler, seit Oktober 1945 hes-
sischer Ministerpräsident, vor 
dem ersten hessischen Landtag 
Rechenschaft über seine knapp 
fünfzehnmonatige Regierungs-
zeit ab: „So standen wir 1945 so-
wohl materiell wie auch geistig-
seelisch vor einem kaum da ge-
wesenen Zusammenbruch. Dass 
aber gerade in einer Zeit der 
stärksten materiellen Not, in der 
der Kampf ums tägliche Brot fast 
alle Kräfte absorbiert, ein geis-
tig-seelischer Aufstieg doppelt 
schwierig ist, liegt auf der Hand. 
Aber diese äußerlich und inner-
lich gleich katastrophale Lage 
war nicht die einzige Schwierig-
keit, vor der wir im Oktober 1945 
standen. Es galt, in dem aus drei 
Bestandteilen neu zusammenge-
fügten Groß-Hessen eine völlig 
neue Verwaltung aufzubauen, 
aufzubauen sozusagen aus dem 
Nichts. […] Dazu kam und kommt 
noch jetzt ein Weiteres, […] näm-
lich die Schwierigkeiten, die in 
der durch die totale Niederlage 
verursachten Gewaltenteilung 
liegen, in dieser Gewaltenteilung, 
die die eigentliche Souveränität 
den Besatzungsmächten in die 
Hand gegeben und uns nur eine 
beschränkte und unter fortdau-
ernder Kontrolle stehende Selb-
ständigkeit gelassen hat.“1

Der erste hessische Nachkriegs-
ministerpräsident beleuchtete 
hier nach dem Ende seiner Amts-
zeit die ganzen Schwierigkeiten 
einer unter dem völligen Souve-
ränitätsverlust agierenden deut-
schen Politik, deren tägliches 
Geschäft von den kaum mehr 
vorstellbaren Folgelasten des 
Krieges bestimmt war, gekenn-
zeichnet durch gesellschaftliche, 
politische und soziale Desintegra-
tion und wirtschaftliche Destruk-
tion. Hier sprach der Politiker, der 
Pragmatiker, der die Rahmenbe-
dingungen des Demokratieauf-
baus im Nachkriegsdeutschland 
nach zwölf Jahren menschenver-
achtender Diktatur exakt refl ek-
tierte. Dazu gehörte als wesent-
liches Merkmal die durch die Be-
satzungsmacht eingeschränkte 
Souveränität deutscher Politik. 
Unter den Fittichen der amerika-
nischen Besatzungsmacht voll-
zog sich der hier kursorisch zu 
beschreibende Aufbau der De-
mokratie im Nachkriegshessen, 
der bereits im Dezember 1946 
mit den ersten Landtagswahlen 
und anschließender parlamen-
tarischer Regierungsbildung sei-
nen vorläufi gen Abschluss fand. 

Walter Mühlhausen

Die Anfänge des politischen Lebens 
in Hessen 1945/46

Die Anfänge des politischen Lebens in Hessen 1945/46Die Anfänge des politischen Lebens in Hessen 1945/46
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Einmarsch der Amerikaner 
und Besetzung

Das war 20 Monate zuvor nicht 
zu erwarten gewesen, als zwei 
Bataillone der 3. US-Armee mit 
Sturmbooten und Schwimmpan-
zern am 22. März 1945 bei Op-
penheim über den Rhein gesetzt 
hatten und damit die Amerikaner 
erstmals Gebiete betraten, die 
später zum Land Hessen gehören 
sollten. Drei Wochen danach war 
das spätere Land Hessen kom-
plett von amerikanischen Trup-
pen besetzt. Das Empfi nden der 
Deutschen über das Kriegsende, 
die Niederlage und die Besat-
zung war unterschiedlich: Für 
diejenigen, die dem NS-System 
verbunden waren, war dies der 
Untergang; manch einer stürzte 
sich in den Freitod. Diejenigen, 
die unter der Verbrecherherr-

schaft gelitten hatten, erblickten 
in diesem Moment eine Befrei-
ung. Allgemein war die Bevöl-
kerung froh über das Ende der 
Kampfhandlungen und vor allem 
das Ende des Bombenkrieges. 
In dieses Aufatmen mischte sich 
aber auch Ungewissheit über 
die Zukunft. Mochten die per-
sönlichen Empfi ndungen eines 
jeden Einzelnen in diesem histo-
rischen Moment unterschiedlich 
gewesen sein: Objektiv war mit 
dem Einmarsch der Sieger die 
nationalsozialistische Herrschaft 
beendet. Zur effektiven Besat-
zungsverwaltung richteten die 
Amerikaner ein dichtes Netz von 
Militärregierungseinheiten ein. 
Mit der bedingungslosen Kapitu-
lation des Deutschen Reiches am 
8. Mai 1945 lagen auch völker-
rechtlich alle Entscheidungen in 
den Händen der alliierten Sieger-
mächte. Das langfristige Ziel der 
Amerikaner war der Aufbau eines 
demokratischen und friedlichen 
Deutschland und die dauerhafte 
Eliminierung des Nationalsozia-
lismus. Erste Maßnahme hierzu 
war die Inhaftierung der natio-
nalsozialistischen Elite. „Who was 
a Nazi?“, wurde so zur Gretchen-
frage in den ersten Wochen und 
Monaten der Besatzungszeit. 
Neben den berühmten „weißen 
Listen“, auf denen vertrauenswür-
dige Gegner des Nationalsozialis-
mus standen, verfügten die Ame-
rikaner auch über so genannte 
„schwarze Listen“, wo diejenigen 
Personengruppen benannt wa-
ren, die automatisch zu verhaften 
waren („automatic arrest“). So 
suchten die Amerikaner gleich 
nach dem Einmarsch der verant-

Einmarsch der US-
Truppen in Bensheim, 
27. März 1945. Quelle: 
HHStA 1416
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wortlichen NS-Funktionäre hab-
haft zu werden. Im ersten Schritt 
der politischen Säuberungen 
wurden Tausende von führen-
den Köpfen des nationalsozialis-
tischen Regimes in Verwaltung 
und Partei festgenommen. Allein 
in Hessen entließen die Amerika-
ner 57 Prozent der Beamten aus 
ihren Positionen. Das waren die 
ersten Maßnahmen einer umfas-
senden Entnazifi zierung, die ab 
dem März 1946 mit dem für die 
amerikanische Zone geltenden 
Gesetz zur Befreiung von Na-
tionalsozialismus und Militaris-
mus in deutschen Händen lag, 
wenngleich die Amerikaner mit 
Argusaugen auf eine strenge 
Durchführung der in der Folge-
zeit kontrovers zwischen Besat-
zern und Besetzten diskutierten 
Entnazifi zierung achteten.2 Zu 
Beginn der Besatzung hatten die 
Amerikaner auf diesem Feld die 
Feder geführt und dafür gesorgt, 
dass einige Führungsetagen von 
Industrieunternehmen ebenso 
wie die Leitungsgremien und -
abteilungen kommunaler Verwal-
tungen komplett ihres Personals 
verlustig gingen.
Doch ohne deutsche Verwal-
tungen und ohne deutsche Po-
litiker waren die anstehenden 
Probleme nicht zu bewältigen. 
Wo aber sollten die Besatzungs-
behörden im ersten Moment 
nach dem Einmarsch vertrauens-
würdige Partner suchen? Die vom 
Geheimdienst zusammengestell-
ten „weißen Listen“ waren nicht 
auf dem neuesten Stand und 
daher in den seltensten Fällen 
zu gebrauchen. So herrschte auf 

den untersten Ebenen vielfach 
Willkür und Zufälligkeit. Selbst 
bei der Benennung von Oberbür-
germeistern in den Großstädten 
blieb dem Zufall Tür und Tor ge-
öffnet. Manch einer der neuen 
deutschen Verwaltungschefs ver-
dankte sein Amt der Fürsprache 
eines geistlichen Würdenträgers. 
Das traf etwa auf den langjäh-
rigen Darmstädter Oberbürger-
meister Ludwig Metzger (SPD) zu, 
der vom Kampfkommandanten 
am ersten Tag des Einmarsches 
der US-Truppen ins Schloss ein-
bestellt und befragt wurde, ob er 
nicht sofort das Amt übernehmen 
könne. Metzger war von einem 
katholischen und einem evan-
gelischen Pfarrer vorgeschlagen 
worden und willigte schließlich 
kurzerhand ein.3

Einige der Auserkorenen erwie-
sen sich als glatter Fehlgriff für 
einen höheren Verwaltungspos-
ten. In Frankfurt bestimmten die 
Amerikaner den zufällig im Büro 
der Militärregierung vorspre-
chenden Journalisten Wilhelm 
Hollbach zum neuen Oberbürger-
meister. Zuvor hatte ein von den 
Amerikanern gefragter Kandidat 
abgelehnt, weil dieser befürch-
tete, dass seine im noch nicht 
befreiten Bayern befi ndliche Frau 
Repressionen der nationalsozia-
listischen Machthaber ausgesetzt 
sein könnte, gar um ihr Leben 
fürchten müsse, sobald seine Er-
nennung publik würde.4 Hollbach 
wurde bereits nach wenigen Wo-
chen von den Amerikanern ent-
lassen, weil er ihrer Ansicht nach 
dem Amt nicht gewachsen war.5 
Die autonom agierenden Offi -
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ziere waren bemüht, ihren terri-
torialen Verantwortungsbereich 
sofort wieder auf die Beine zu 
stellen. In diesem Bestreben kam 
es zu einigen übereilten Personal-
entscheidungen, die nach einiger 
Zeit korrigiert werden mussten. 
So blieben von den 15 Landräten 
der Provinz Kurhessen (Regie-
rungsbezirk Kassel) vier nicht län-
ger als drei Monate im Amt.
Doch viele der neuen Bürger-
meister stellten sich als vortreff-
liche Wahl heraus, insbesondere 
wenn man auf solche Politiker 
zurückgriff, die schon in Weimar 
politische Verantwortung ge-
tragen hatten. Das gilt für den 
in Wiesbaden von den Amerika-
nern eingesetzten ehemaligen 
Oberbürgermeister Georg Krü-
cke, der 1933 von den National-
sozialisten aus dem Amt gejagt 
worden war.6 Den neuen deut-
schen Verwaltungsträgern gaben 
die Amerikaner noch beratende 
Gemeinde- oder Bürgerräte bei, 
die sich aus Vertretern aller poli-
tischen Richtungen zusammen-
setzten. Einige der personalpo-
litischen Entscheidungen der 
Militärregierung blieben für die 
deutsche Seite unverständlich, 
beruhten sie doch mitunter auf 
persönlichen Differenzen und la-
gen abseits des unabdingbaren 
personellen Revirements im Zuge 
der Entnazifi zierung, der sich die 
eingesetzten Verwaltungen sehr 
wohl stellen wollten. Persönliche 
Motive beim Austausch von lei-
tenden Beamten konnten sie je-
doch nicht akzeptieren, schon gar 
nicht, wenn davon neue Verwal-
tungsleiter betroffen waren, die 

die Amerikaner selbst eingesetzt 
hatten: In Darmstadt entließ die 
Militärregierung im Frühherbst 
1945 Ludwig Metzger, weil er ei-
nige Anordnungen nicht befolgt 
hatte und gegen eine rigorose 
Entnazifi zierung eingetreten war. 
Die Militärregierung nahm die 
vormalige Tätigkeit Metzgers 
bei einer deutschen Behörde in 
Luxemburg während des Natio-
nalsozialismus als Grund, ihn aus 
dem Amt zu weisen. Da spielten 
wohl auch persönliche Ressen-
timents einzelner Militärregie-
rungsoffi ziere eine Rolle. Nach 
massiven Protesten von deut-
scher Seite stellten die Amerika-
ner nach Monaten Metzger wie-
der an die Spitze der Stadt.7 Tra-
gische Züge nahm der Fall eines 
Landrates an, der als Kommunist 
Jahre im Konzentrationslager ge-
litten hatte. Er wurde das Opfer 
eines persönlichen Rachefeld-
zuges eines dieser Kreisfürsten 
der US-Militärregierung, der den 
neuen deutschen Verwaltungs-
leiter einfach inhaftieren ließ, weil 
dieser die von den Amerikanern 
verlangten Lebensmittel nicht lie-
fern wollte (oder konnte).8 Trotz 
solcher einzelner Unbotmäßig-
keiten gelang der administrative 
Aufbau binnen kürzester Zeit. 
Bis Anfang Mai 1945 hatten die 
Amerikaner in den größeren Ver-
waltungsbezirken, den beiden 
preußischen Regierungsbezirken 
Kurhessen und Nassau und dem 
Volksstaat Hessen, neue Verwal-
tungsspitzen installiert: In Kassel 
amtierte als Ober- und Regie-
rungspräsident Fritz Hoch (SPD), 
in Wiesbaden der ehemalige 
Reichsrundfunkkommissar Hans 
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Bredow als Regierungspräsident 
und in Darmstadt der ehemalige 
liberale Reichstagsabgeordnete 
Ludwig Bergsträssser (mittlerwei-
le SPD) als Chef der Regierung 
des Volksstaates Hessen.
Der weitere Verwaltungsaufbau 
stockte wegen der noch ausste-
henden Einteilung Deutschlands 
in Besatzungszonen, denn davon 
hing die territoriale Ordnung in 
der amerikanischen Zone we-
sentlich ab. Die Entscheidung der 
Siegermächte, auch Frankreich 
ein eigenes Besatzungsgebiet 
zuzuweisen, besaß einschnei-
dende Konsequenzen für das 
spätere Hessen. Denn die Fran-
zosen bekamen linksrheinische 
Gebiete, das hessen-darmstäd-
tische Rheinhessen mit Mainz 
und Worms, sowie als rechtsrhei-
nischen Brückenkopf vier nassau-
ische Kreise rund um Montabaur 
(Oberwesterwald, Unterwester-
wald, Unterlahn und St. Goarshau-
sen) zugesprochen. Unmittelbar 
nach der Einigung über die Zo-
nen verfügte die amerikanische 
Militärregierung am 24. Juni 1945 
die Bildung von zwei Ländern 
über den hessischen Gebietstei-
len: Hessen-Nassau und Hessen 
(-Darmstadt). Sie ignorierte damit 
die schon bald nach Kriegsende 
von hessischer Seite vielfach un-
terbreiteten Vorschläge, die hes-
sischen Territorien zu einem Land 
zu vereinigen. Die Idee eines ge-
einten Hessens besaß eine lange 
Tradition; sie war nach dem Ersten 
Weltkrieg intensiv diskutiert wor-
den. Diese Vorschläge wurden 
nach dem Zweiten Weltkrieg wie-
der aufgegriffen. Ihre Protagonis-
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ten wollten die totale Niederlage 
zu einer territorialen Flurbereini-
gung nutzen. Nie schienen die 
Chancen der Realisierung größer 
als in diesem Moment. Doch die 
von verschiedenen deutschen 
Stellen und Persönlichkeiten 
den Amerikanern unterbreiteten 
Memoranden für eine Vereini-
gung trugen erst in dem Moment 
Früchte, als Inspektionsreisen 
von politischen Beratern der US-
Besatzungsbehörden eine breite 
Zustimmung der Bevölkerung für 
ein Groß-Hessen ermittelt hatten. 
Damit war der Weg für die Verei-
nigung frei: Am 19. September 
1945 verkündete General Dwight 
D. Eisenhower, amerikanischer 
Oberbefehlshaber im besetz-
ten Deutschland, mit der Prokla-
mation No. 2 die Gründung des 
Landes Groß-Hessen ohne die 
ehemals hessischen Gebiete, die 
im französischen Besatzungsge-
biet lagen.9

Die Hauptstadtfrage wurde 
pragmatisch entschieden. Zwei 

Gründe gaben den Ausschlag für 
Wiesbaden: Zum einen war die 
alte nassauische Residenzstadt 
weniger zerstört als der große 
Konkurrent Frankfurt, und zum 
anderen – das ganz entschei-
dend – residierte hier bereits die 
effektiv arbeitende Militärregie-
rungseinheit unter Oberst James 
R. Newman, die zur US-Zentrale 
im neuen Land Groß-Hessen be-
stimmt worden war.10 Die Militär-
regierung präsentierte geraume 
Zeit nach der Landesgründung 
die erste hessische Landesregie-
rung unter dem parteilosen Mi-
nisterpräsidenten Karl Geiler. 
Der 67-jährige Karl Geiler aus 
Mannheim galt als einer der pro-
fi liertesten Wirtschaftsanwälte 
im Deutschen Reich. Auf der po-
litischen Bühne der ersten Repu-
blik war der liberale Großbürger 
nicht in Erscheinung getreten. 
Nach der nationalsozialistischen 
Machtergreifung wurde er, der 
nebenberufl ich an der Heidelber-
ger Universität lehrte, von den 
neuen Machthabern vom Lehrbe-
trieb ausgeschlossen. Nach 1945 
war er als Politiker ein Neuling, ein 
Quereinsteiger mit ungewöhn-
lichem Karrieremuster, den die 
Besatzungszeit hervorbrachte. 
Sein Aufstieg hing nicht mit dem 
Weg einer Partei zusammen.11 
Die erste hessische Nachkriegs-
regierung trat ihr Amt knapp ein 
halbes Jahr nach der Befreiung 
vom nationalsozialistischen Joch 
an. Am 16. Oktober 1945 wurde 
Geiler im Wiesbadener Landes-
haus feierlich vorgestellt. Wäh-
rend die Kür des neuen Minister-
präsidenten eine Entscheidung 

Die erste hessische Nach-
kriegsregierungbei einer 
Kabinettsitzung.
Quelle: HHStA 881-123
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der Amerikaner allein war, so 
konnten die gerade wieder neu 
entstandenen Parteien Einfl uss 
auf die Besetzung der einzelnen 
Ministerien nehmen. Am Kabi-
nettstisch saßen schließlich Ver-
treter aller politischen Richtungen, 
darunter der Buchenwald-Häftling 
Werner Hilpert, nach dem Krieg 
lange Jahre Landesvorsitzender 
der CDU in Hessen,12 der Sozial-
demokrat Georg August Zinn, der 
als Ministerpräsident ab 1950 für 
fast zwei Jahrzehnte die Geschi-
cke des Landes prägen sollte, der 
wieder nach Deutschland zurück-
gekehrte Emigrant Hans Venedey 
(SPD), der als Befürworter einer 
Einheitspartei aus SPD und KPD 
zu den Außenseitern gehörte und 
sein Ministerium im Sommer 1946 
auf Drängen der eigenen Partei 
aufgeben musste, und der Kom-
munist Oskar Müller, der eben-
falls einige Jahre im KZ verbracht 
hatte. Trotz des breitgefächerten 
politischen Spektrums des ersten 
hessischen Kabinetts herrschte 
am Regierungstisch weitge-
hend Übereinstimmung in den 
Sachfragen, wurden Beschlüsse 
einstimmig oder zumindest mit 
großer Mehrheit gefasst.13 Denn 
im zerstörten Deutschland nach 
einer menschenverachtenden 
Diktatur dominierte der Wille 
zum gemeinsamen Aufbau über 
parteipolitische Fronten hinweg, 
dominierte der Wille, eine De-
mokratie auf soliden Pfeilern zu 
errichten. Das war der Grundkon-
sens über Werte und Ziele, der in 
den Zirkeln des Widerstandes, in 
den Konzentrationslagern, im Exil 
und in der Verfolgung geformt 
worden war und bis weit in die 

Nachkriegszeit erhalten blieb. Die 
erste hessische Landesregierung 
sah sich als Transmissionsriemen 
zur Demokratie, als Scharnier vom 
Ende der Diktatur zur parlamenta-
rischen Demokratie. 
Für 15 Monate, bis zur Bildung 
einer parlamentarisch gebun-
denen Regierung arbeitete die 
Regierung im Rahmen des am 
22. November verabschiedeten 
Staatsgrundgesetzes, das der 
Regierung zugleich legislative 
Rechte einräumte. Dabei blieben 
die amerikanischen Interessen 
übergeordnet. So mussten die 
Hessen für jedes Gesetz die Ge-
nehmigung der Militärregierung 
einholen. Manches Gesetz wurde 
abgelehnt. Da, wo die Amerika-
ner Handlungsbedarf erkannten, 
drängten sie die Landesregierung 
auf entsprechende Maßnahmen. 
Die Deutschen besaßen trotzdem 
insofern Gestaltungsmöglich-
keiten, als die von den Amerika-
nern gewollte Demokratisierung 
nur wirklich dann Sinn machte und 
auf lange Sicht gelingen konnte, 
wenn sie nicht von außen oktro-
yiert, sondern unter aktiver Betei-
ligung der Deutschen vonstatten 
ging. Obwohl das hierarchische 
Verhältnis zwischen übergeord-
neter Besatzungsmacht und un-
tergeordneter ziviler Regierung 
fortdauerte, entwickelte sich eine 
recht fruchtbare Zusammenarbeit 
zwischen der neuen Landesregie-
rung und der Militärregierung. 
Einigendes Band war das Ziel, 
Deutschland auf den demokra-
tischen Pfad zu führen und den 
Nationalsozialismus für immer zu 
überwinden. 
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Demokratieaufbau 
in Hessen

Der Demokratieaufbau vollzog 
sich in den Bahnen, die die Ame-
rikaner vorgaben. Sie wollten die 
Deutschen langsam an die Demo-
kratie heranführen. Zunächst hat-
ten die Besatzungsbehörden par-
teipolitische Aktivitäten offi ziell 
verboten, jedoch stillschweigend 
sogenannte Antifaschistische 
Ausschüsse (Antifas) gewähren 
lassen: Diese hatten sich unmit-
telbar nach Kriegsende spontan 
aus Widerstandsgruppen und 
Verfolgten des Nazi-Regimes 
gebildet. Die Antifas waren Aus-
druck des über die Parteigrenzen 
hinweg reichenden Willens, den 
Neuaufbau gemeinschaftlich zu 
bewerkstelligen, und halfen zu-
meist im eng begrenzten lokalen 
Rahmen bei der Bewältigung der 
drängenden Aufgaben in den 
ersten Wochen nach der Befrei-
ung. Sie leisteten wertvolle Hilfe 
in der Sicherung von Ruhe und 
Ordnung. Sie lösten sich jedoch 
mit der Zulassung der Parteien 
rasch wieder auf. Erst seit August 
1945 durften sich Parteien (wie 
auch Gewerkschaften) auf loka-
ler Ebene bilden. Durch ein um-
fassendes Zulassungsverfahren 
konnte die Militärregierung den 
Gründungsprozess überwachen 
und hielt auch nachfolgend ein 
Kontrollsystem aufrecht, mit dem 
sie die Entwicklung der Parteien 
verfolgen konnte. 
Die Gründung und Entwicklung 
von Parteien setzte die Herstel-
lung einer demokratischen Öf-
fentlichkeit voraus. Das meint vor 

allem die Schaffung eines de-
mokratischen Pressewesens als 
unverzichtbarer Bestandteil plu-
ralistischer Streitkultur. Der Auf-
bau von Tageszeitungen wurde 
von den Amerikanern gesteuert, 
die die Erlaubnis zur Herausga-
be von Zeitungen an unbelas-
tete Persönlichkeiten vergaben 
und dabei darauf achteten, die 
neuen Herausgeberkollegien 
parteipolitisch – zunächst unter 
Einschluss von Kommunisten 
– ausgewogen zu besetzen, um 
eine parteilich-einseitige Presse 
erst gar nicht wieder aufl eben 
zu lassen. Als erste lizenzierte 
deutsche Zeitung in der ame-
rikanischen Zone erschien am 
1. August 1945 die „Frankfurter 
Rundschau“ in einer Aufl agen-
höhe von 500.000 Exemplaren. 
Nach und nach folgten in den 
anderen hessischen Städten 
weitere Zeitungen, die alle unter 
Aufsicht und präventiver Vorzen-
sur der Militärregierung standen. 
Am 1. Juni 1945 war bereits Radio 
Frankfurt als Sender der Militärre-
gierung in den Äther gegangen.
Hinsichtlich der Parteien war ein 
landesweites Vierer-Modell das 
Ziel der Amerikaner, mit zwei lin-
ken und zwei rechten Parteien, 
ein Modell, das zum einen eine 
Polarisierung, zugleich Radika-
lisierung und zum anderen eine 
Zersplitterung vermied. Die Re-
glementierung geschah aus der 
Ansicht heraus, dass eine Vielzahl 
von Parteien die Lähmungskrise 
der Weimarer Republik einge-
leitet hatte. Nach der Gründung 
von Parteien auf lokaler Ebene 
folgte gemäß der Politik „von un-
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ten nach oben“ Ende November 
1945 die Erlaubnis zur Formie-
rung von Landesorganisationen. 
Als erstes waren die Sozialdemo-
kraten und Kommunisten wieder 
zur Stelle. Sie knüpften organi-
satorisch an die Zeit vor 1933 an. 
Die SPD wehrte die Angebote 
zur Bildung einer Einheitspar-
tei mit der von ihrem Wählerzu-
spruch herb enttäuschten KPD 
ab. Sie zog konsequent den 
Trennungsstrich zu den Kommu-
nisten, nachdem in der sowje-
tischen Zone unter erheblichem 
Druck der Besatzungsmacht und 
der Kommunisten im April 1946 
die Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands (SED) aus SPD und 
KPD gebildet worden war. Die 
KPD des Westens geriet mit zu-
nehmender Dauer immer stärker 
in das Fahrwasser der Ost-Berli-
ner SED-Parteiführung und verlor 
im Ost-West-Konfl ikt als treuer 
Vasall Moskaus zusehends an 
Glaubwürdigkeit und Reputation. 
Dass die SPD organisatorisch 
das Alte wieder aufl eben ließ, 
war manch einem ein schlechtes 
Omen: „[...] man hat den Eindruck, 
der Zug fährt dort weiter, wo er 
im Jahre 1933 entgleist ist, und 
mit einem merkwürdigen Sinn 
für Tradition nimmt man auch 
das gesamte Fahrpersonal wie-
der, das damals die Entgleisung 
verursachte“, polemisierte ein 
hessischer Christdemokrat – der 
spätere Bundesaußenminister 
Heinrich von Brentano – noch im 
November 1947.14 Man würde die 
Tatsachen aber schlicht verkür-
zen, wollte man die Nachkriegs-
sozialdemokratie als alten Wein 

in neuen Schläuchen charakte-
risieren. Sie zog die Lehren aus 
der Vergangenheit vor allem in 
programmatischer Hinsicht. Sie 
forderte zur Absicherung der po-
litischen Demokratie eine Wirt-
schaftsdemokratie, die in der Re-
publik von Weimar nicht realisiert 
worden war und deren Fehlen sie 
als mitverantwortlich für den Un-
tergang von 1933 betrachtete. 
Gewiss viel stärker zeigten sich 
die Änderungen im bürgerlichen 
Spektrum. Hier entstanden zwei 
vollkommen neue Parteien. 
Die katholische Zentrumspar-
tei suchte ihren konfessionellen 
Turm in der neuen Christlich 
Demokratischen Union (CDU) zu 
überwinden, die als überkonfes-
sionelle Sammlungsbewegung 
ganz unterschiedliche Interessen 
integrierte. Zum einen Gruppen 
mit einem ausgesprochen so-
zialen oder gar sozialistischen 
Profi l wie in Frankfurt, wo die 
Publizisten Walter Dirks und Eu-
gen Kogon das Konzept eines 
„Sozialismus aus christlicher Ver-
antwortung“ entwickelten, das 
Einzug in die Programmatik hielt. 
Zum anderen gab es in der CDU, 
vor allem auf dem Land und im 
hessischen Norden, auch Grün-
derzirkel mit konsequent wirt-
schaftsliberalen Zielen, mitunter 
dezidiert streng konservatives 
Gedankengut propagierend.15 
Das sozial ausgeprägte, ja gar 
sozialistisch orientierte Element 
wie in Frankfurt verlor innerhalb 
der hessischen CDU im Laufe 
der ersten Nachkriegsjahre an 
Bedeutung. Nach vorn drängten 
soziale Pragmatiker und zudem 
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konservative Kräfte. Gleichwohl 
rangierte die hessische CDU un-
ter ihrem Vorsitzenden Werner 
Hilpert innerhalb der westdeut-
schen christdemokratischen Par-
teien auf dem linken Flügel. Im 
hessischen Parteiengefüge nahm 
die CDU eine Position links von 
den Liberalen ein. 
Die Liberal-Demokratische Partei 
(LDP), ab 1948 unter dem Namen 
Freie Demokratische Partei (FDP), 
vereinte die beiden gegen Ende 
der Weimarer Republik zur Be-
deutungslosigkeit herabgesun-
kenen liberalen Parteien. Die alte 
Idee von der einigen liberalen 
Organisation, die man weder in 
der revolutionären Umbruchs-
phase 1918/19 noch während 
der gesamten Weimarer Periode 
hatte realisieren können, wurde 
nun Wirklichkeit. Die FDP durch-
lief in Hessen einen äußerst kon-
fl iktreichen Gründungsprozess 
mit scharfen Kontroversen um 
den künftigen Kurs zwischen ei-
ner betont sozialliberalen und ei-
ner dezidiert wirtschaftsliberalen 
Fraktion, der dann mit einem 
Sieg des rechten Flügels endete. 
Der Unterlegene war dabei der 
Frankfurter Unternehmer Ge-
org-Ludwig Fertsch. Nach vorn 
spielte sich der ehrgeizige Hers-
felder Landrat August-Martin Eu-
ler. Die hessische liberale Partei 
präsentierte sich insgesamt ganz 
anders als die doch eher links 
von ihr angesiedelten liberalen 
Schwesterparteien im deutschen 
Südwesten: Sie wurde zum Sam-
melbecken konservativer Kräfte, 
die das Bild der Partei nach au-
ßen prägten und die das sozialli-

berale Element dominierten. Zum 
Jahreswechsel 1945/46 hatte sich 
landesweit ein über die gesamte 
Besatzungszeit bestehendes 
Vier-Parteien-System etabliert.
Die Formierung der Parteien wur-
de erheblich durch die Ankündi-
gung von Wahlen beschleunigt. 
Der Aufbau demokratischer 
Strukturen erfolgte von „unten 
nach oben“: Er begann mit Wahl-
en in Gemeinden bis 20.000 Ein-
wohnern am 20. und 27. Januar 
1946 und fand seinen Abschluss 
mit den Landtagswahlen am 1. 
Dezember des gleichen Jahres. 
Nur recht zögernd willigten deut-
sche Politiker ein, so rasch nach 
Kriegsende Wahlen durchzufüh-
ren. Sie hielten die Deutschen 
nach zwölf Jahren Diktatur noch 
nicht reif für ein demokratisches 
Votum, zudem die Vorbereitungs-
zeit für Parteien und staatliche 
Organe viel zu knapp bemessen 
und der Termin (mitten im Win-
ter) äußerst schlecht gewählt war. 
Solche Bedenken beeindruckten 
die Militärregierung nicht. Die 
Wahlen sollten nicht nur zu einem 
einmaligen Votum anregen, son-
dern auch eine längerfristige Po-
litisierung einleiten und bei der in 
politischen Fragen weitgehend 
apathischen Bevölkerung poli-
tisches Bewusstsein wecken. Dar-
über hinaus wollten die Militärbe-
hörden sukzessive Aufgaben an 
deutsche Stellen abgeben, um 
damit eigenes Personal einzuspa-
ren und die Besatzungskosten zu 
reduzieren. 
Die hohe Wahlbeteiligung in den 
Gemeindewahlen vom Januar, als 
knapp 85 Prozent der Hessen zur 
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Urne gegangen waren, bestärkte 
die Amerikaner, den Aufbau der 
Demokratie zu forcieren. Im April 
wählten die Landkreise, Ende Mai 
die Stadtkreise. Am 30. Juni 1946 
bestimmte die hessische Bevöl-
kerung die Verfassungberatende 
Landesversammlung, das erste 
demokratische Landesparlament 
nach 13 Jahren. Bereits bei die-
sen ersten Wahlen offenbarte 
sich eine über Jahrzehnte andau-
ernde Vorherrschaft der SPD im 
Land, die bei allen Wahlen 1946 
über 40 Prozent erzielte, gefolgt 
von der CDU und mit Abstand 
von KPD und LDP. Die SPD woll-
te den Erfolg bei den ersten 
Wahlen vom Januar auch landes-
politisch ausgezahlt sehen. Sie 
forderte – recht selbstbewusst, 
aber ein wenig zu früh – am 10. 
Februar 1946 den Rücktritt von 
Ministerpräsident Geiler. Damit 
ignorierte sie das Abhängigkeits-
verhältnis von den Amerikanern. 
Die Militärregierung wies den 
Anspruch der SPD auf den Prä-
sidentensessel postwendend als 
Eingriff in ihre Machtbefugnisse 
zurück. Damit war der Konfl ikt 
beigelegt. Hatten die Amerika-
ner ihrem Ministerpräsidenten 
hier gegenüber einer nach vorn 
drängenden Partei, die ja auch 
am Kabinettstisch vertreten war, 
den Rücken gestärkt, so brüs-
kierten sie ihn, als sie kurzerhand 
die Demission von Kultusminister 
Franz Böhm verfügten. Dagegen 
konnte der konsternierte, mit 
Rücktritt drohende Geiler nichts 
ausrichten. Die doch tief ge-
hende Februarkrise machte noch 
einmal sehr deutlich, dass mit der 
bedingungslosen Kapitulation 

Deutschland zum Objekt alliier-
ter Interessen degradiert wor-
den war. Die Besatzungsmächte 
steckten den Rahmen des wei-
teren Demokratieaufbaus ab. Die 
Deutschen hatten sich in Geduld 
zu üben. 
Die Demokratie sollte schritt-
weise auf Landesebene Einzug 
halten. Erste Etappe war der Be-
ratende Landesausschuss, der 
sich Ende Februar 1946 konstitu-
ierte. Der paritätisch aus den vier 
landesweiten Parteien SPD, CDU, 
KPD und LDP besetzte Landes-
ausschuss besaß als „Vorläuferin 
einer künftigen Volksvertretung“ 
– wie seine Rolle im Staatsgrund-
gesetz vom November 1945 defi -
niert wurde – lediglich beratende 
Funktion. Er sollte „vor Erlass wich-
tiger Gesetze und vor Festlegung 
des Haushaltsplanes gehört wer-
den“. Obwohl nur mit begrenzten 
Befugnissen ausgestattet, war 
das Vorparlament wichtiges Bin-
deglied zwischen Landesregie-
rung und Parteien und stellte als 
Forum zur Einübung parlamenta-
rischer Spielregeln eine zentrale 
Station auf dem Weg zur Etab-
lierung der Demokratie im Nach-
kriegshessen dar.16 
An seine Stelle trat schließlich die 
Verfassungberatende Landes-
versammlung als erstes demo-
kratisch gewähltes Parlament in 
Hessen. Auf der Basis des Wahl-
ergebnisses vom 30. Juni (SPD 
44,3%; CDU 37,3%; KPD 9,7% 
und LDP 8,1%) verteilten sich die 
90 Mandate, darunter nur vier 
Frauen, wie folgt: SPD 42, CDU 
35, KPD 7 und die LDP 6 Man-
date. Bevor die Landesversamm-
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lung ihre Arbeit aufnahm, hatte 
ein vom Ministerpräsidenten 
berufener Sachverständigen-
ausschuss erste Vorarbeiten für 
die Verfassung geleistet. Die 
hochkarätig mit Politikern wie 
dem Darmstädter Regierungs-
präsidenten Ludwig Bergsträs-
ser (SPD), Heinrich von Brentano 
(CDU) und den Ministern Georg 
August Zinn und Werner Hilpert 
sowie dem Verfassungsrechtler 
Walter Jellinek besetzte Exper-
tenkommission entwickelte einen 
Verfassungsentwurf und nahm 
damit der Landesversammlung 
erhebliche Mühen ab, die sich auf 
die eigentlichen Problemfelder 
konzentrieren konnte.

Der Verfassungskompromiss

Die Verfassungsberatungen17 
waren zunächst von dem Willen 
der vier Parteien geprägt, eine 
von allen getragene Verfassung 
zu schaffen. Das speiste sich vor 
allem aus dem Erlebten aus der 
Zeit vor 1933, als man sich im 
gegenseitigen Kampf zerfl eischt 
hatte. Die gemeinsame Erfahrung 
von Widerstand und Verfolgung 
sorgte für ein erhöhtes Maß an 
Kompromissbereitschaft. Doch 
mit zunehmender Dauer traten 
grundsätzliche programmatische 
Unterschiede in den Vorder-
grund. Die Streitpunkte kreisten 
um den Wirtschaftsbereich, vor 
allem um die Sozialisierung, die 
für die SPD einen zentralen Punkt 
der Neuordnung darstellte. 
Die Sozialdemokratie war nach 

dem Zweiten Weltkrieg angetre-
ten, grundlegende Wirtschafts-
reformen wie die Vergesellschaf-
tung der Großindustrien und 
Mitbestimmung der Arbeitneh-
merschaft durchzuführen. Eine 
politische Demokratie konnte 
in den Augen der SPD nur dann 
von Dauer sein, wenn sie durch 
eine wirtschaftliche abgestützt 
werden würde. Eine Eigentums-
änderung wollte die CDU aber 
nur in einem stark begrenzten 
Maß akzeptieren. Zweiter Kon-
fl iktherd war der Staatsaufbau, 
insbesondere das von der CDU 
gewünschte Zweikammersystem. 
Ursprünglich hatten die Christ-
demokraten aus überzogenen 
föderalistischen Präferenzen her-
aus neben dem Regierungschef 
sogar noch einen Staatspräsi-
denten gefordert, diesen aber 
schnell wieder fallen gelassen. 
Doch beharrten sie auf einer 
ständisch zusammengesetzten 
Zweiten Kammer als Kontrollor-
gan im Gesetzgebungsprozess. 
Die Christdemokraten, wohl auch 
beseelt von einer gehörigen Por-
tion Skepsis gegenüber den Par-
teien an sich, fürchteten eine un-
gebremste Parlamentsherrschaft, 
die Hitler 1933 erst ermöglicht 
hatte. Mit einer solchen Forde-
rung nach einer Zweiten Kammer 
stieß die CDU bei der SPD jedoch 
auf glatte Ablehnung. 
Die SPD sah der wachsenden 
Verhärtung der Fronten einiger-
maßen gelassen entgegen, war 
sie doch als einzige Partei in der 
komfortablen Lage, in drohenden 
Kampfabstimmungen mit jeder 
der anderen Parteien zusammen-
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gehen zu können. Sie konnte ihren 
Partner wählen. Und sie scheute 
sich nicht, das öffentlich zu ar-
tikulieren und auch zu demons-
trieren. Zusammen mit der KPD 
brachte sie die weitgehend iden-
tischen Ziele im wirtschafts- und 
sozialpolitischen Bereich gegen 
CDU und LDP durch. Die ganze 
Situation hinterließ bei CDU und 
SPD doch einiges Unbehagen. 
Die Christdemokraten mussten 
auf die Sozialdemokraten zuge-
hen, wenn sie mitgestalten woll-
ten. In der Sozialdemokratie wie-
derum machte sich Angst breit, 
mit den Kommunisten identifi -
ziert zu werden. Darüber hinaus 
befürchtete sie, dass eine allein 
von SPD und KPD getragene 
– ohne Zustimmung von CDU und 
LDP verabschiedete – Verfassung 
nicht die notwendige Mehrheit in 
der von den Amerikanern vorge-
schriebenen Volksabstimmung 
erhalten würde. Ein Linksbündnis 
aus SPD und KPD besaß zwar in 
der Landesversammlung mit 49 
Mandaten (gegenüber 41 von 
CDU und LDP) eine ausreichende 
Mehrheit. Doch stand das Bünd-
nis mit 54 Prozent an Wählerstim-
men auf relativ tönernen Füßen. 
Dass eine Parlamentsmehrheit 
eben nicht unbedingt Garant für 
eine Wählermehrheit in einer 
Volksabstimmung sein musste, 
hatte das Plebiszit über die Ver-
fassung in Frankreich bewiesen. 
Denn dort war der im Wesent-
lichen von Kommunisten und 
Sozialisten getragene Entwurf im 
Mai 1946 trotz einer satten Mehr-
heit von 309 gegen 249 Stimmen 
in der französischen Nationalver-

sammlung im Referendum mit 53 
Prozent abgelehnt worden. Fran-
kreich schwebte als ein negatives 
Lehrstück vor Augen. Die „franzö-
sischen Verhältnisse schrecken“, 
hatte der Darmstädter Ludwig 
Bergsträsser als führender Kopf 
der SPD im hessischen Verfas-
sungsparlament durchaus mit 
Sorge und Unsicherheit bereits 
vor den Beratungen der Landes-
versammlung in sein Tagebuch 
geschrieben.18 SPD und KPD in 
Hessen verfügten nun keines-
wegs über eine so komfortable 
Mehrheit, dass eine von ihnen al-
lein getragene Verfassung sicher 
durch die Volksabstimmung kom-
men würde. Und wenn die Ver-
fassung im Referendum durch-
fallen würde, drohte sogar ein 
Aufschub der demokratischen 
Regierungsbildung. Denn genau 
in diesem Moment höchster so-
zialdemokratischer Selbstzweifel 
ließ die Militärregierung von sich 
wissen, dass eine Regierung nur 
nach vorheriger Annahme der 
Verfassung durch das Volk demo-
kratisch gebildet werden könne. 
Solche Mitteilung verstärkte das 
Unbehagen der SPD. Schließlich 
wollte die SPD als unangefochten 
führende Kraft in Hessen endlich 
auch den Regierungschef stel-
len, war doch ihr erster Griff nach 
der Macht im Februar 1946 recht 
kläglich gescheitert.
Weiter auf Konfrontation zu 
setzen und die Verfassung in 
Kampfabstimmungen an der Sei-
te der KPD gegen die CDU und 
LDP durchzubringen, erschien 
der SPD als Vabanquespiel mit 
ungewissem Ausgang. So stieß 
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der Vorschlag der CDU, sich er-
neut an den gemeinsamen Tisch 
zu setzen, um den unheilvollen 
Bruch zu kitten, bei den Sozial-
demokraten auf offene Ohren. 
Während nun das Plenum am 30. 
September in zweiter Lesung die 
Verfassung beriet, handelten je 
drei Vertreter von SPD und CDU 
im stillen Kämmerlein binnen we-
niger Stunden den historischen 
Verfassungskompromiss aus.19 
Man einigte sich auf einen nicht 
zu weit reichenden Sozialisie-
rungsartikel: Er betraf jetzt die 
Bereiche Bergbau, Eisen und 
Stahl sowie Energie und Verkehr, 

nicht mehr die ursprünglich auch 
einbezogene und für Hessen be-
deutende chemische Industrie. 
Die Zweite Kammer wurde nicht 
geschaffen, bei den Bestimmun-
gen über Kirche und Staat und in 
Bezug auf die Konfessionsschu-
len aber kam die SPD der CDU 
weit entgegen. 
Der Verfassungskompromiss als 
Meilenstein der Demokratiege-
schichte im Nachkriegshessen 
war zum einen ein Produkt der 
Notzeit, getragen von der Ein-
sicht, dass nur durch eine breite 
politische Zusammenarbeit die 
anstehenden Probleme gemeis-

Quelle: Archiv der 
Hessischen Landes-
zentrale für politische 
Bildung
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tert werden konnten. Dies hatte 
mit dazu geführt, dass die bei-
den großen Parteien sich nach 
harter Konfrontation doch noch 
auf eine Verfassung einigten. Die 
Zusammenarbeit basierte auf 
dem „Geist der Gemeinsamkeit“. 
Sie war das Ergebnis, das – so ei-
ner der Verfassungsschöpfer im 
Rückblick nach zwei Jahrzehnten 
– „aus der Nachwirkung der Er-
schütterung der ersten Stunde 
und der Erinnerung an die Unter-
drückung und Verfolgung durch 
das Gewaltregime geboren 
war“.20 Der Kompromiss war al-
lerdings nur möglich geworden, 
weil zwischen Sozialdemokraten 
und Christdemokraten Über-
einstimmung in grundlegenden 
Punkten bestand. Dieses neue 
Bündnis hatte schon bald seine 
erste Bewährungsprobe zu be-
stehen. 
Der Verfassungsentwurf, in zwei-
ter Lesung am 2. Oktober mit 69 
Ja-Stimmen bei 11 Enthaltungen 
angenommen, benötigte noch 
die Genehmigung der Militärre-
gierung, die die Entscheidung 
über die Hessische Verfassung 
als eine der bedeutendsten po-
litischen Entscheidungen seit 
Beginn der Besatzung ansah, wie 
ein führender Mitarbeiter der Be-
satzungsverwaltung in jenen Ta-
gen schrieb. Bis zur Vorlage der 
Verfassung hatte es die Militärre-
gierung tunlichst vermieden, sich 
direkt in die Beratungen einzu-
mischen. Man hatte sich dar-
auf beschränkt, von Zeit zu Zeit 
mit den führenden Köpfen der 
Landesversammlung über den 
Fortgang der Dinge zu konferie-

ren und vorsichtig anzudeuten, 
dass eine Übereinkunft von SPD 
und CDU, die in den Beratungen 
zeitweise in weite Ferne gerückt 
war, ganz im Interesse der Besat-
zungsmacht liegen würde. Die 
abendlichen Gespräche zwischen 
Mitarbeitern der Militärregierung 
auf der einen und hessischen 
Verfassungsschöpfern auf der 
anderen Seite verliefen in gera-
dezu freundschaftlicher und ver-
trauensvoller Atmosphäre, wobei 
die Amerikaner vorsichtig und 
behutsam eigene Vorstellungen 
ventilierten.21 Mit der hier doku-
mentierten Harmonie war es nach 
Vorlage des Verfassungsentwurfs 
zunächst einmal vorbei. Zwar 
schien die Militärregierung in 
Deutschland von allen in der US-
Zone entwickelten Verfassungs-
entwürfen vom hessischen am 
meisten zufrieden gestellt. Sie er-
hob – neben einigen weniger gra-
vierenden Punkten – jedoch Wi-
derspruch gegen Artikel 41, ge-
gen die sofortige Vergesellschaf-
tung industrieller Leitsektoren 
mit Annahme der Verfassung, 
was ganz und gar nicht in die von 
den Amerikanern anvisierte freie 
Wirtschaftsordnung passte. Die 
deterministische Formulierung 
„Mit Inkrafttreten dieser Verfas-
sung werden [...] in Gemeinei-
gentum überführt“ sollte in eine 
unverbindlichere Kann-Bestim-
mung abgeschwächt werden. 
Die amerikanischen Vorbehalte 
gegen die Sozialisierung sorgten 
insbesondere bei der CDU, die 
sich erst schweren Herzens im 
Verfassungskompromiss mit der 
SPD zu einer Annahme der Sozi-
alisierung durchgerungen hatte, 
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für erhebliche Verwirrung. Aber 
die Christdemokraten standen 
– wenn auch mit einigen Bauch-
schmerzen – zu dem mit der SPD 
gefundenen Kompromiss. Einige 
Abgeordnete hegten den Ge-
danken, überhaupt gegen die 
Verfassung zu stimmen, um der 
Besatzungsmacht zu demons-
trieren, dass man eine solche 
Beschneidung der Rechte nicht 
hinzunehmen bereit war.22 Wenn 
die Demokratie wirklich Bestand 
haben sollte, dann mussten die 
Deutschen eigenverantwortlich 
entscheiden können. Die ein-
heitliche Front der hessischen 
Parteien, aus der nur die LDP aus-
scherte, erlaubte keine direkte In-
tervention der Besatzungsmacht. 
So scheiterte der Versuch der Mili-
tärregierung, die Sofortsozialisie-
rung in eine wenig verbindliche 
Absichtserklärung zu mindern. 
Amerikaner und Hessen einigten 
sich schließlich darauf, Artikel 41 
einer besonderen Volksabstim-
mung zu unterziehen. 
Mit der salomonischen Lösung, 
mit der beide Seiten ihr Gesicht 
wahrten, war der Weg für die drit-
te Lesung der Verfassung frei: Am 
29. Oktober 1946 stimmten 82 
Abgeordnete von SPD, CDU und 
auch KPD für die Verfassung, die 
sechs Vertreter der LDP dagegen. 
Damit war binnen erstaunlich kur-
zer Zeit die verfassungsrechtliche 
Grundlage für das erst knapp ein 
Jahr zuvor aus der Taufe geho-
bene Land Hessen gelegt. Die 
Landesverfassung zeichnet sich 
durch eine konsequente Hinwen-
dung zum Sozialstaat aus. Die 
Sozial- und Wirtschaftsordnung 

beruht gemäß Artikel 27 auf der 
Anerkennung der Würde und der 
Persönlichkeit des Menschen. 
Das Recht auf Arbeit wird pro-
klamiert, für alle Angestellten, 
Arbeiter und Beamten ein ein-
heitliches Arbeitsrecht zur Pfl icht 
gemacht. Das Streikrecht ist ver-
ankert. Darüber hinaus erklärt die 
Verfassung die Aussperrung für 
rechtswidrig, galt sie doch den 
Parlamentariern 1946 weithin als 
ein „unsittliches Kampfmittel“, 
wie das einer der CDU-Abge-
ordneten auf den Punkt brach-
te.23 Der Achtstundentag und 
ein zwölftägiger Mindesturlaub 
sind festgeschrieben. Stärker als 
andere Landesverfassungen der 
Nachkriegszeit unterstreicht die 
hessische den demokratischen 
Gedanken und erhebt den Wi-
derstand gegen diktatorische 
Bestrebungen oder gegen Ver-
fassungsverletzungen zur Bür-
gerpfl icht: Jeder Hesse hat die 
Aufgabe, den Bestand der Ver-
fassung zu schützen. Auch das 
Bekenntnis zum Gesamtstaat ist 
in der hessischen Verfassung be-
sonders ausgeprägt. Insgesamt 
geht sie mit ihren wirtschafts- und 
sozialpolitischen Regelungen 
weit über das Maß hinaus, was 
später im Grundgesetz verankert 
wurde. 
Die Volksabstimmungen über Ver-
fassung und Artikel 41 fanden am 
1. Dezember 1946 statt. Sowohl 
die Landesverfassung als auch 
der Sozialisierungsartikel erzielten 
eine Dreiviertelmehrheit. Bei den 
gleichzeitig stattfi ndenden ersten 
Landtagswahlen festigte sich der 
bisherige Trend: Die SPD blieb mit 
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knapp 43 Prozent stärkste Kraft, 
wenn sie auch geringfügige Ein-
bußen zugunsten der KPD (10,7 
Prozent) hinzunehmen hatte. Al-
lerdings überraschten die hohen 
Verluste der CDU, die fast sieben 
Prozentpunkte verlor und auf 31 
Prozent kam. Dagegen standen 
enorme Gewinne der LDP, die ihr 
Ergebnis vom Juni fast verdop-
pelte und immerhin 15,7 Prozent 
einfuhr. Zahlreiche bürgerliche 
Wähler lehnten die Kompromiss-
formel, die die CDU mit der SPD 
gefunden hatte, ab und gaben 
diesmal der LDP als jener Partei, 
die gegen Verfassung und Sozi-
alisierung zu Felde gezogen war, 
ihre Stimme. Das lässt sich aus 
dem Vergleich der Ergebnisse 
von Landtagswahl und Volksab-
stimmungen herausfi ltern. Der 
Anteil von SPD, CDU und KPD, die 
für die Verfassung gestimmt und 
ihre Gefolgschaft zum Ja zu Ver-
fassung und zu Artikel 41 aufgeru-
fen hatten, lag mit rund 84 Prozent 
erheblich über den Prozentzahlen, 
die für Verfassung (77 Prozent) 
und Artikel 41 (72 Prozent) zu ver-
zeichnen waren. Ungewöhnlich 
hoch war zudem die Zahl ungül-
tiger Stimmen (12,8 Prozent bei 
der Verfassung und 13 Prozent bei 
Artikel 41). Die Anzahl unkorrekter 
Stimmzettel bei beiden Volksab-
stimmungen lag gerade in den 
christdemokratischen Domänen 
über dem Durchschnitt. So waren 
die ungültigen Wahlzettel bei den 
beiden Volksabstimmungen stiller 
Protest von CDU-Wählern, denn 
es ist kaum anzunehmen, dass 
jeder achte Wähler irrtümlich un-
korrekt seine Stimme abgegeben 
hatte, denn man hatte sich auf 

dem Stimmzettel zwischen einem 
einfachen „Ja“ und „Nein“ zu ent-
scheiden. Nicht unwesentlich zu 
diesem schlechten Abschneiden 
dürften Hirtenbriefe der katho-
lischen Bischöfe in Hessen beige-
tragen haben, in denen sie kurz 
vor den Landtagswahlen und den 
Volksabstimmungen über Verfas-
sung und Sozialisierungsartikel 
von einem schmerzlichen Verfas-
sungskompromiss sprachen und 
Stellen in der Verfassung zu er-
kennen glaubten, die „bedenklich 
an die Art des totalen Staates erin-
nern“ würden.24 Die CDU musste 
bitter registrieren, dass zahlreiche 
bürgerlich-christliche Wähler ihr 
wegen der Kooperation mit der 
SPD den Rücken gekehrt hatten. 
Gleichwohl: Verfassung und Ar-
tikel 41 waren mit satten Mehr-
heiten angenommen worden. 
Durch den Verfassungskompro-
miss war die Koalition aus SPD und 
CDU vorgezeichnet. Zum Minis-
terpräsidenten kürten die beiden 
Koalitionäre am 20. Dezember 
1946 mit 58 von 87 abgegebenen 
Stimmen den Darmstädter Sozial-
demokraten Christian Stock, ei-
nen im Kaiserreich politisch groß 
gewordenen alten Haudegen der 
Arbeiterbewegung, der bereits 
1919/20 Mitglied der Weimarer 
Nationalversammlung gewesen 
war.25 Seit mehr als 40 Jahren 
war er Mitglied der Partei, hatte 
seine Karriere ganz unten begon-
nen, symbolisierte die Tradition 
der sozialdemokratischen Arbei-
terbewegung und verfügte – das 
war besonders wichtig – über 
gute Beziehungen zu den Ge-
werkschaften. Der Landtag nahm 
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mit den Stimmen der Koalition 
gegen die der KPD, bei Enthal-
tung der LPD, die Regierungser-
klärung des neuen Ministerprä-
sidenten vom 6. Januar 1947 an. 
Mit der Vereidigung der Minister 
am darauf folgenden Tag war die 
erste parlamentarisch gewählte 
und verfassungsmäßig gebunde-
ne Regierung des Landes Hessen 
verankert. Die Große Koalition 
sollte die Legislaturperiode hal-
ten, ehe nach den Landtags-
wahlen 1950 zunächst mit einer 
SPD-Alleinregierung die fast 
20-jährige Ära des sozialdemo-
kratischen Ministerpräsidenten 
Georg August Zinn eingeläutet 
werden sollte.
Mit der Vereidigung der Regie-
rung Stock im Januar 1947 war 
Hessen bereits 15 Monate nach 
seiner Gründung zum demokra-
tischen Verfassungsstaat gewor-
den. 
Während die erste Landesre-
gierung allein abhängig von 
der Besatzungsmacht gewesen 
war, konnte die Regierung Stock 
eine demokratische Legitima-
tion durch das hessische Volk 
vorweisen. Doch hatte auch die 
erste demokratische Nachkriegs-
regierung die Interessen der Be-
satzungsmacht zu akzeptieren, 
denn an der grundsätzlichen Do-
minanz der amerikanischen Inter-
essen hatte sich trotz der demo-
kratischen Fundamentierung der 
Regierung nichts geändert. 
Der Aufbau der parlamenta-
rischen Demokratie hatte nur 
unter tatkräftiger Mithilfe der 
Amerikaner erfolgen können, die 
Deutschland wieder auf den Pfad 

einer festen Demokratie führen 
und den Nationalsozialismus auf 
Dauer überwinden wollten. Unter 
gleicher Zielrichtung waren die 
Männer und Frauen der ersten 
Stunde im Nachkriegshessen an-
getreten. Ihr gemeinsames Werk 
sollte erfolgreich sein. Hessen 
legte in den Jahren 1945/46 den 
Grundstein für eine stabile De-
mokratie.
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